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A Problem 
 
Starke und zukunftsfähige Städte und Gemeinden sind der Rückhalt für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und für wirtschaftliches Wachstum. Eine der Grundvoraussetzungen ist dabei 
eine zukunftsfähige kommunale Selbstverwaltung, die ihren Ausgangspunkt in der finanziellen 
Handlungsfähigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände findet.  
 
Im Jahr 2019 belief sich der bundesweite Finanzierungssaldo der Gemeinden und Gemeinde-
verbände auf rund + 8,57 Milliarden Euro. Seitdem verschlechtert sich dieser kontinuierlich: In 
2020 - das erste Jahr der Corona-Pandemie in der Bundesrepublik Deutschland - betrug der 
Finanzierungssaldo aller Gemeinden und Gemeindeverbände in Deutschland noch + 5,52 Mil-
liarden Euro, 2021 reduzierte sich dieser weiter auf 4,57 Milliarden Euro. 2022 belief sich der 
Finanzierungssaldo der Gemeinden und Gemeindeverbände bundesweit auf rund + 3,93 Mil-
liarden Euro.  
 
Die Jahre seit 2020 sind von erheblichen finanziellen Unsicherheiten für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände geprägt: Neben den Corona-Jahren 2020 bis in das Jahr 2022 hinein prä-
gen derzeit insbesondere die Auswirkungen des Angriffes Russlands auf die Ukraine am 
24. Februar 2022, die Entwicklung der Inflation und die Bekämpfung derselben durch die Eu-
ropäische Zentralbank, die Umsetzung von verschiedenen Gesetzen zur Entlastung von Un-
ternehmen und Bevölkerung durch die Bundesebene, der Tarifabschluss der Kommunen und 
des Bundes für die Tarifbeschäftigen sowie die zunehmende, dauerhafte Unterbringung, Ver-
sorgung und Integration von Asylsuchenden die kommunalen Haushaltslagen. Mit Blick nach 
vorne besorgt - auch für die kommunalen Haushaltslagen - die weitere wirtschaftliche Entwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland und die weitere Entwicklung auf der Aufwands- bzw. 
Auszahlungsseite für bundesrechtliche Leistungsgesetze. Beispielshaft sei an dieser Stelle auf 
die Entwicklungen in der Eingliederungshilfe hingewiesen, die im Wege der Landschaftsver-
bandsumlage über die kreisfreien Städte und Kreise, die wiederum ihren Finanzbedarf auf die 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden umlegen, die kommunalen Haushalte insgesamt zu-
nehmend belasten.   
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Zugleich stehen die Kommunen vor immensen Zukunftsaufgaben: die Herstellung der Gebäu-
deenergieeffizienz im kommunalen, öffentlichen Gebäudebestand, die Umsetzung der (noch 
auf Bundesebene zu beschließenden) kommunalen Wärmeplanung, die Umsetzung des 
Rechtsanspruches auf den Ganztag, die Klimaanpassungsmaßnahmen und -schutzmaßnah-
men, die weitere Digitalisierung der Verwaltung und vieles mehr.  
 
Um die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kommunen absichern zu können, bedarf es Ände-
rungen am kommunalen Haushaltsrecht: Im Zuge der Umsetzung der Haushaltsplanungen 
durch die Gemeinden und Gemeindeverbände hat sich retrospektiv gezeigt, dass sich der 
Vollzug der Haushalte im Ist wesentlich besser darstellt als im Vorhinein geplant. In Verbin-
dung mit der prognostischen Unsicherheit - die sich im Hinblick auf die Zukunft immer ergibt, 
sich aber vor dem Hintergrund der Verwerfungen in der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 
und der absehbaren Entwicklung der kommunalen Sozialhaushalte besonders darstellt - be-
darf es Änderungen, die das zu planende Haushaltsjahr stärker als bisher fokussiert und damit 
die Kämmereien im Haushaltsvollzug stärkt.  
 
B Lösung 
 
Mit dem vorliegenden „Dritten Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanz-
managements im Land Nordrhein-Westfalen“ (3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-
Westfalen – 3. NKFWG NRW) werden in der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen, in der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, Landschaftsverbandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen, in dem Gesetz über den Regionalverband Ruhr, in dem 
Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit, in der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen und in der Verordnung über kommunale Unternehmen und Einrichtungen 
als Anstalt des öffentlichen Rechts notwendige Änderungen auf den Gebieten des kommuna-
len Haushalts- und Wirtschaftsrecht umgesetzt.  
 
Das 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-Westfalen beinhaltet Ergänzungen oder An-
passungen bestehender Regelungen zur Darstellung des Haushaltsausgleiches im Plan sowie 
im Jahresabschluss und schafft ein klares Ausgleichssystem. Des Weiteren werden Änderun-
gen an der Ausgleichsrücklage als gesonderten Posten innerhalb des bilanziellen Eigenkapi-
tals und zur Haushaltssicherungspflicht vorgenommen. Der Ausgleich von Erträgen und Auf-
wendungen innerhalb eines Haushaltsjahres oder wenigstens in einem mittelfristigen Zeitraum 
ist Grundprinzip einer nachhaltigen Finanzwirtschaft und Bedingung für die nach § 75 Absatz 1 
Satz 1 bestehende Pflicht der Gemeinden, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, 
dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Die sich aus dem § 75 Absatz 6 erge-
bende Pflicht der Gemeinde zur Sicherstellung ihrer Liquidität einschließlich der Finanzierung 
der Investitionen ist neben dem Haushaltsausgleich ein weiteres Kriterium für die Leistungs-
fähigkeit einer Gemeinde. Seit der Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements 
bezieht sich der Haushaltsausgleich auf den Ergebnis- und nicht auf den Finanzhaushalt, so 
dass die Verpflichtung der Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit in § 89 Absatz 1 separat und 
konkretisierend geregelt worden ist. 
 
Im Rahmen der Tatbestände, die die Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskon-
zeptes auslösen, wird eine bisher bestehende Regelungslücke für die Kommunen geschlos-
sen, die in ihrer Bilanz einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag ausweisen. Mit 
der angepassten Regelung in § 76 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 können die betroffenen Kom-
munen in eine aufsichtlich-begleitete Haushaltswirtschaft überführt werden, so dass die Haus-
haltssicherungskonzepte, sofern diese die Bedingungen im Hinblick auf den Haushaltsaus-
gleich erfüllen, einer Genehmigung zugeführt werden können. Zugleich haben diese Kommu-
nen zusätzlich und nachrichtlich zum Haushaltssicherungskonzept der Aufsichtsbehörde ein 
Zukunftskonzept vorzulegen, aus dem ersichtlich wird, wie ein nachhaltiger Wiederaufbau des 
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Eigenkapitals erfolgen soll. Dieses Zukunftskonzept unterliegt nicht dem Genehmigungserfor-
dernis der Aufsichtsbehörde. 
 
In § 89 wird klargestellt, dass spätestens im Rahmen des Jahresabschlusses eine Bereinigung 
durchzuführen ist, um sicherzustellen, dass Kredite zur Liquiditätssicherung nicht für Investiti-
onen oder zur Finanzierung von Investitionsfördermaßnahmen verwendet werden. Des Wei-
teren wird – neu – geregelt, dass, wenn Kommunen ein Haushaltssicherungskonzept aufzu-
stellen haben, der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung im Rahmen der Haus-
haltssatzung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. Die Aufsichtsbehörde kann sich 
in diesem Zusammenhang auch die Einzelgenehmigung von Krediten zur Liquiditätssicherung 
vorbehalten. Ferner sieht § 89 Absatz 4 neu vor, dass die von einer Gemeinde nach dem 
31. Dezember 2025 aufgenommenen Kredite zur Liquiditätssicherung innerhalb von höchs-
tens 36 Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres, für das sie aufgenommen worden sind, 
vollständig getilgt werden sollen. Die Regelung dient der Verhinderung einer Wiederverschul-
dung einer Gemeinde über Kredite zur Liquiditätssicherung.  
 
Darüber hinaus werden mit dem 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-Westfalen Er-
leichterungen für die Erstellung und Prüfung von Jahresabschlüssen bei juristischen Personen 
des öffentlichen und privaten Rechts der Kommunen sowie für (rechtlich unselbstständige) 
Eigenbetriebe nach der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen geschaf-
fen: Diese sollen zur Entlastung von Bürokratie an die Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften angepasst werden. 
 
C Alternativen 
 
Keine.  
 
 
D Kosten 
 
Keine. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes 
Nordrhein-Westfalen.  
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände  
 
Das Gesetz stärkt die nachhaltige Finanzwirtschaft der Gemeinden und Gemeindeverbände 
und ist Bedingung für die nach § 75 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen bestehenden Pflicht, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, 
dass die stetige Erfüllung der gemeindlichen Aufgaben gesichert werden kann. Die sich aus 
dem § 75 Absatz 6 ergebende Pflicht der Gemeinde zur Sicherstellung ihrer Liquidität ein-
schließlich der Finanzierung der Investitionen ist neben dem Haushaltsausgleich ein weiteres 
Kriterium für die Leistungsfähigkeit einer Gemeinde.  
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Bei allen Stufen des neu geregelten Ausgleichssystems für den Haushaltsausgleich im Plan 
und in der Rechnung liegt ein gesetzmäßiger Haushaltsplan vor, wenn die jeweiligen haus-
haltsrechtlichen Anforderungen eingehalten sind. Die Verrechnung mit der allgemeinen Rück-
lage soll in der Zukunft nur noch nachrangig erfolgen: Durch das Genehmigungserfordernis 
bei Verringerung der allgemeinen Rücklage kann die Aufsichtsbehörde zur Sicherung der ste-
tigen Aufgabenerfüllung auf der Grundlage von § 75 die Aufstellung eines Haushaltssiche-
rungskonzeptes verlangen. 
 
Durch klarstellende – und neue – Regelungen im Hinblick auf die Aufnahme und Verwendung 
von Krediten zur Liquiditätssicherung wird der Wiederverschuldung der Gemeinden und Ge-
meindeverbände begegnet.  
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
H  Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. Die Wir-
kungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die unter-
schiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung  
 
Aufgrund der mit dem Gesetz intendierten Stärkung der finanziellen Handlungsfähigkeit der 
nordrhein-westfälischen Gemeinden und Gemeindeverbände als Träger der Daseinsvorsorge 
und lokale Taktgeber im Bereich Infrastruktur, Klimaschutz, Bildung und Digitalisierung wird 
eine nachhaltige Entwicklung – auch eine nachhaltige Finanzwirtschaft – insgesamt begüns-
tigt. 
 
 
J  Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen. Die Wirkungen treten 
unabhängig von dem Vorliegen einer Behinderung ein. Auswirkungen auf die unterschiedli-
chen Lebenssituationen von Menschen mit und ohne Behinderung sind nicht zu erwarten. 
 
 
K Befristung 
 
Die vorgesehenen Änderungen des kommunalhaushaltsrechtlichen und kommunalwirtschafts-
rechtlichen Rahmens dienen einer dauerhaften Verbesserung der kommunalen Aufgaben-
wahrnehmung. Eine Befristung ist daher nicht angezeigt. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung des 

Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments im Land Nordrhein-Westfalen  

(3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nord-
rhein-Westfalen – 3. NKFWG NRW) 

 
 

  

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 

Die Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 
S. 666), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. 
S. 490) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  
Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) 

1.  § 75 wird wie folgt geändert: 
 

 § 75 
Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 
a)  In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Die Gemeinde hat Bücher zu füh-

ren, in denen nach Maßgabe die-
ses Gesetzes und nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung unter Berücksichti-
gung der besonderen gemeinde-
haushaltsrechtlichen Bestimmun-
gen die Verwaltungsvorfälle und die 
Vermögens-, Ertrags- und Finanz-
lage in der Form der doppelten 
Buchführung ersichtlich zu machen 
sind.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirt-
schaft so zu planen und zu führen, dass die 
stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. 
Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, ef-
fizient und sparsam zu führen. Dabei ist den 
Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 
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b)  In Absatz 2 wird Satz 4 aufgeho-

ben. 
 

 (2) Der Haushalt muss in jedem Jahr in Pla-
nung und Rechnung ausgeglichen sein. Er 
ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag 
der Erträge die Höhe des Gesamtbetrages 
der Aufwendungen erreicht oder übersteigt. 
Die Verpflichtung des Satzes 1 gilt als erfüllt, 
wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und 
der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung 
durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrück-
lage gedeckt werden können. Anstelle einer 
bestehenden oder fehlenden Ausgleichs-
rücklage oder zusätzlich zur Verwendung 
der Ausgleichsrücklage kann im Ergebnis-
plan auch eine pauschale Kürzung von Auf-
wendungen bis zu einem Betrag von 1 Pro-
zent der Summe der ordentlichen Aufwen-
dungen unter Angabe der zu kürzenden Teil-
pläne veranschlagt werden (globaler Minder-
aufwand). 
 

c)  Absatz 3 Satz 2 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

 
 „Jahresüberschüsse erhöhen, so-

weit sie nicht für den Haushaltsaus-
gleich verwendet werden, die Aus-
gleichsrücklage. Im Rahmen der 
Feststellung des Jahresabschlus-
ses können aus der Ausgleichs-
rücklage Beträge in die allgemeine 
Rücklage umgebucht werden.“ 

 

 (3) In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahres-
überschüsse durch Beschluss nach § 96 Ab-
satz 1 Satz 2 zugeführt werden, soweit die 
allgemeine Rücklage einen Bestand in Höhe 
von mindestens 3 Prozent der Bilanzsumme 
des Jahresabschlusses der Gemeinde auf-
weist. 
 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
  
 „Wird bei der Aufstellung der 

Haushaltssatzung ein Jahres-
fehlbetrag vorgetragen oder 
eine Verringerung der allge-
meinen Rücklage vorgesehen, 
bedarf dies der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde.“ 

 
 
 
 
bb) In Satz 4 wird die Angabe 

„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ 
ersetzt.  

 

  
 
 
 
(4) Wird bei der Aufstellung der Haushalts-
satzung eine Verringerung der allgemeinen 
Rücklage vorgesehen, bedarf dies der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Ge-
nehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichts-
behörde nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrages der Gemeinde eine 
andere Entscheidung trifft. Die Genehmi-
gung kann unter Bedingungen und mit Aufla-
gen erteilt werden. Sie ist mit der Verpflich-
tung, ein Haushaltssicherungskonzept nach 
§ 76 aufzustellen, zu verbinden, wenn die 
Voraussetzungen des § 76 Abs. 1 vorliegen. 
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e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe 
„gem. § 95 Abs. 3“ durch die 
Wörter „nach § 95 Absatz 5“ 
und jeweils das Wort „Fehlbe-
trag“ durch das Wort „Jahres-
fehlbetrag“ ersetzt.  

bb)  In Satz 2 werden die Wörter 
„wieder herzustellen“ durch 
das Wort „wiederherzustellen“ 
ersetzt.  

 

 (5) Weist die Ergebnisrechnung bei der Be-
stätigung des Jahresabschlusses gem. § 95 
Abs. 3 trotz eines ursprünglich ausgegliche-
nen Ergebnisplans einen Fehlbetrag oder ei-
nen höheren Fehlbetrag als im Ergebnisplan 
ausgewiesen aus, so hat die Gemeinde dies 
der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzei-
gen. Die Aufsichtsbehörde kann in diesem 
Fall Anordnungen treffen, erforderlichenfalls 
diese Anordnungen selbst durchführen oder 
– wenn und solange diese Befugnisse nicht 
ausreichen – einen Beauftragten bestellen, 
um eine geordnete Haushaltswirtschaft wie-
der herzustellen. §§123 und 124 gelten sinn-
gemäß. 
 
(6) Die Liquidität der Gemeinde einschließ-
lich der Finanzierung der Investitionen ist si-
cherzustellen. 
 

f)  Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Sie ist überschuldet, wenn in der 

Bilanz ein nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag ausgewiesen 
wird.“ 

 

  
 
(7) Die Gemeinde darf sich nicht überschul-
den. Sie ist überschuldet, wenn nach der Bi-
lanz das Eigenkapital aufgebraucht ist. 

2.  § 76 wird wie folgt geändert: 
 

 § 76 
Haushaltssicherungskonzept 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) In dem Satzteil vor Num-
mer 1 werden die Wörter 
„wieder hergestellt“ 
durch das Wort „wieder-
hergestellt“ ersetzt. 

bbb)  In Nummer 1 werden die 
Wörter „eines Haushalts-
jahres“ durch die Wörter 
„des Planjahres“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 (1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer 
dauerhaften Leistungsfähigkeit ein Haus-
haltssicherungskonzept aufzustellen und da-
rin den nächstmöglichen Zeitpunkt zu be-
stimmen, bis zu dem der Haushaltsausgleich 
wieder hergestellt ist, wenn bei der Aufstel-
lung der Haushaltssatzung 
 
 
1.  durch Veränderungen des Haushalts in-

nerhalb eines Haushaltsjahres der in 
der Schlussbilanz des Vorjahres auszu-
weisende Ansatz der allgemeinen 
Rücklage um mehr als ein Viertel verrin-
gert wird oder 

2.  in zwei aufeinanderfolgenden Haus-
haltsjahren geplant ist, den in der 
Schlussbilanz des Vorjahres auszuwei-
senden Ansatz der allgemeinen Rück-
lage jeweils um mehr als ein Zwanzigs-
tel zu verringern oder 
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ccc) Nummer 3 wird wie folgt 
gefasst:  

 
 „3. in der Bilanz ein nicht 

durch Eigenkapital ge-
deckter Fehlbetrag aus-
gewiesen wird.“ 

 
bb) In Satz 2 werden die Wörter 

„gemäß § 95 Absatz 3“ durch 
die Wörter „nach § 95 Ab-
satz 5“ ersetzt.  

 

 
 
 
3.  innerhalb des Zeitraumes der mittelfris-

tigen Ergebnis- und Finanzplanung die 
allgemeine Rücklage aufgebraucht 
wird. 

 
Dies gilt entsprechend bei der Bestätigung 
über den Jahresabschluss gemäß § 95 Ab-
satz 3. 

 

b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „Zusätzlich ist im Falle des Absat-

zes 1 Satz 1 Nummer 3 dem Haus-
haltssicherungskonzept nachricht-
lich ein Zukunftskonzept beizufü-
gen, in dem die Gemeinde Maß-
nahmen zum nachhaltigen Wieder-
aufbau des Eigenkapitals darlegt.“ 

 

 (2) Das Haushaltsicherungskonzept dient 
dem Ziel, im Rahmen einer geordneten 
Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu errei-
chen. Es bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Die Genehmigung soll nur er-
teilt werden, wenn aus dem Haushaltssiche-
rungskonzept hervorgeht, dass spätestens 
im zehnten auf das Haushaltsjahr folgende 
Jahr der Haushaltsausgleich nach § 75 Ab-
satz 2 wieder erreicht wird. Im Einzelfall kann 
durch Genehmigung der Bezirksregierung 
auf der Grundlage eines individuellen Sanie-
rungskonzeptes von diesem Konsolidie-
rungszeitraum abgewichen werden. Die Ge-
nehmigung des Haushaltssicherungskon-
zeptes kann unter Bedingungen und mit Auf-
lagen erteilt werden. 
 

c)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:  
 
 „(3) Die Haushaltssicherung steht 

der Wahrnehmung und Finanzie-
rung von Aufgaben, zu denen die 
Gemeinde rechtlich verpflichtet ist, 
dem Grunde nach nicht entgegen. 
Dies gilt auch für die Aufnahme von 
Krediten nach § 86 und das Tätigen 
zwingend erforderlicher Investitio-
nen zur Wahrnehmung von Aufga-
ben, zu denen die Gemeinde recht-
lich verpflichtet ist.“ 
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3.  In § 78 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wer-

den nach dem Wort „Ausgleichsrück-
lage“ die Wörter „, des Vortrages eines 
Jahresfehlbetrages“ eingefügt.  

 

  
§ 78 

Haushaltssatzung 
 

(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushalts-
jahr eine Haushaltssatzung zu erlassen. 
 
(2) Die Haushaltssatzung enthält die Fest-
setzung 
 
1.  des Haushaltsplans 
 

a) im Ergebnisplan unter Angabe des 
Gesamtbetrages der Erträge und 
der Aufwendungen des Haushalts-
jahres, 

b)  im Finanzplan unter Angabe des 
Gesamtbetrages der Einzahlungen 
und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, des Gesamt-
betrages der Einzahlungen und 
Auszahlungen aus der Investitions-
tätigkeit und aus der Finanzie-
rungstätigkeit des Haushaltsjahres, 

c)  unter Angabe der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen für Investitionen 
(Kreditermächtigung), 

d)  unter Angabe der vorgesehenen 
Ermächtigungen zum Eingehen 
von Verpflichtungen, die künftige 
Haushaltsjahre mit Auszahlungen 
für Investitionen belasten (Ver-
pflichtungsermächtigungen), 

 
2. der Inanspruchnahme der Ausgleichs-

rücklage und der Verringerung der all-
gemeinen Rücklage, 

3.  des Höchstbetrages der Kredite zur Li-
quiditätssicherung, 

4.  der Steuersätze, die für jedes Haus-
haltsjahr neu festzusetzen sind, 

5.  des Jahres, in dem der Haushaltsaus-
gleich wieder hergestellt ist. 

 
Sie kann weitere Vorschriften enthalten, die 
sich auf die Erträge und die Aufwendungen, 
Einzahlungen und Auszahlungen, den Stel-
lenplan des Haushaltsjahres und das Haus-
haltssicherungskonzept beziehen. 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/7188 

 
 

10 

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des 
Haushaltsjahres in Kraft und gilt für das 
Haushaltsjahr. Sie kann Festsetzungen für 
zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, 
enthalten. 
 
(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, so-
weit für einzelne Bereiche durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt 
ist. 
 

4.  § 79 wird wie folgt geändert: 
 

 § 79 
Haushaltsplan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a)  Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 3 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 „(3) Kann der Ausgleich des Jah-

resergebnisses unter Berücksichti-
gung von Jahresfehlbeträgen aus 
Vorjahren trotz Ausnutzung aller 
Sparmöglichkeiten und Ausschöp-
fung aller Ertragsmöglichkeiten 
nicht erreicht werden, kann im Er-
gebnisplan eine pauschale Kür-
zung von Aufwendungen bis zu ei-
nem Betrag von 2 Prozent der 
Summe der ordentlichen Aufwen-
dungen veranschlagt werden (glo-
baler Minderaufwand); anstelle o-
der zusätzlich kann die Ausgleichs-
rücklage verwendet werden. Soweit 
ein Ausgleich des Jahresergebnis-
ses nach Satz 1 nicht erreichbar ist, 
kann ein verbleibender Jahres-

 (1) Der Haushaltsplan enthält alle im Haus-
haltsjahr für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich 
 
1.  anfallenden Erträge und eingehenden 

Einzahlungen, 
2.  entstehenden Aufwendungen und zu 

leistenden Auszahlungen, 
3.  notwendigen Verpflichtungsermächti-

gungen. 
 
Die Vorschriften über die Sondervermögen 
der Gemeinde bleiben unberührt. 
 
(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnis-
plan und einen Finanzplan sowie in Teilpläne 
zu gliedern. Das Haushaltssicherungskon-
zept gemäß § 76 ist Teil des Haushaltsplans; 
der Stellenplan für die Bediensteten ist An-
lage des Haushaltsplans. 
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fehlbetrag in der mittelfristigen Er-
gebnis- und Finanzplanung längs-
tens in die drei folgenden Haus-
haltsjahre vorgetragen werden; 
§ 84 ist zu beachten. Bei einer ge-
planten Verringerung der allgemei-
nen Rücklage ist § 75 Absatz 4 und 
§ 76 zu beachten. Für die Deckung 
eines Jahresfehlbetrages im Jah-
resabschluss des Planjahres gilt 
§ 95.“ 

 
b)  Der bisherige Absatz 3 wird Ab-

satz 4.  
 

 (3) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde. Er ist 
nach Maßgabe dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften für die Haushaltsführung verbind-
lich. Ansprüche und Verbindlichkeiten Dritter 
werden durch ihn weder begründet noch auf-
gehoben. 
 

5.  § 81 wird wie folgt geändert: 
 

 § 81 
Nachtragssatzung 

 
 
 
 
 
 
 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:  

 
aaa) Nummer 1 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „1. sich zeigt, dass ein er-

heblicher Jahresfehlbe-
trag entsteht oder ein 
veranschlagter Jahres-
fehlbetrag sich erheblich 
vergrößert und dies sich 
nicht durch andere Maß-
nahmen vermeiden 
lässt,“ 

 
 
 
 
 
 

 (1) Die Haushaltssatzung kann nur durch 
Nachtragssatzung geändert werden, die 
spätestens bis zum Ablauf des Haushaltsjah-
res zu beschließen ist. Für die Nachtragssat-
zung gelten die Vorschriften für die Haus-
haltssatzung entsprechend. 
 
(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine 
Nachtragssatzung zu erlassen, wenn 
 
 
 
 
 
1. sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder 

Sparmöglichkeit 
a) ein erheblicher Jahresfehlbetrag 

entstehen wird und der Haushalt-
sausgleich nur durch eine Ände-
rung der Haushaltssatzung erreicht 
werden kann oder 

b)  ein erheblich höherer Jahresfehlbe-
trag als geplant entstehen wird und 
der höhere Fehlbetrag nur durch 
eine Änderung der Haushaltssat-
zung vermieden werden kann, 

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätz-
liche Aufwendungen oder Auszahlun-
gen bei einzelnen Haushaltspositionen 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/7188 

 
 

12 

 
 
 
 
bbb) In Nummer 3 werden 

nach dem Wort „Investiti-
onen“ die Wörter „oder 
Investitionsfördermaß-
nahmen“ eingefügt. 

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben.  

 

in einem im Verhältnis zu den Gesamt-
aufwendungen oder Gesamtauszahlun-
gen erheblichen Umfang geleistet wer-
den müssen, 

3.  Auszahlungen für bisher nicht veran-
schlagte Investitionen geleistet werden 
sollen. 

 
 
 
Dies gilt nicht für überplanmäßige Auszah-
lungen im Sinne des § 83 Abs. 3. 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Absatz 2 Nummer 2 und 3 fin-
det keine Anwendung auf 
 
1. geringfügige Investitionen, In-

standsetzungen an Bauten oder 
Investitionsfördermaßnahmen 
sowie unabweisbare Aufwen-
dungen und Auszahlungen,  

2. Umschuldung von Krediten und 
3.  Abweichungen vom Stellenplan 

und die Leistung höherer Perso-
nalaufwendungen, die sich un-
mittelbar aus einer Änderung 
des Besoldungs- oder Tarif-
rechts ergeben.  

Für Verwaltungsvorfälle nach 
Satz 1 Nummer 1 kann der Rat eine 
Wesentlichkeitsschwelle festle-
gen.“ 

 

  
 
(3) Absatz 2 Nrn. 2 und 3 findet keine Anwen-
dung auf 
 
1.  geringfügige Investitionen und Instand-

setzungen an Bauten, die unabweisbar 
sind, 

2.  Umschuldung von Krediten für Investiti-
onen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Im Übrigen kann, wenn die Entwicklung 
der Erträge oder der Aufwendungen oder die 
Erhaltung der Liquidität es erfordert, der Rat 
die Inanspruchnahme von Ermächtigungen 
sperren. Er kann seine Sperre und die des 
Kämmerers oder des Bürgermeisters aufhe-
ben. 
 

c) Absatz 5 wird aufgehoben.  
 

 (5) Im Zuge der Ausbreitung der COVID-19-
Pandemie findet im Haushaltsjahr 2020 Ab-
satz 4 keine Anwendung. 
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6. § 82 wird wie folgt geändert: 
 

 § 82 
Vorläufige Haushaltsführung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Reichen die Finanzmittel für die 
Fortsetzung von Bauten, Beschaf-
fungen und sonstigen Leistungen 
des Finanzplans nach Absatz 1 
Nummer 1 nicht aus, so darf die 
Gemeinde mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde Kredite für Inves-
titionen und Investitionsfördermaß-
nahmen bis zu einem Viertel des 
durchschnittlichen Betrags der Kre-
ditermächtigungen für die beiden 
Vorjahre aufnehmen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 

b)  Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
„(3) Der Stellenplan des Vorjahres 
gilt weiter, bis die Haushaltssat-
zung für das neue Jahr erlassen 
ist.“ 

 

 (1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht bekannt ge-
macht, so darf die Gemeinde ausschließlich 
 
1. Aufwendungen entstehen lassen und 

Auszahlungen leisten, zu denen sie 
rechtlich verpflichtet ist oder die für die 
Weiterführung notwendiger Aufgaben 
unaufschiebbar sind; sie darf insbeson-
dere Bauten, Beschaffungen und sons-
tige Investitionsleistungen, für die im 
Haushaltsplan des Vorjahres Finanzpo-
sitionen oder Verpflichtungsermächti-
gungen vorgesehen waren, fortsetzen, 

2.  Realsteuern nach den Sätzen des Vor-
jahres erheben, 

3.  Kredite umschulden. 
 
 
 
 
(2) Reichen die Finanzmittel für die Fortset-
zung der Bauten, der Beschaffungen und der 
sonstigen Leistungen des Finanzplans nach 
Absatz 1 Nr. 1 nicht aus, so darf die Ge-
meinde mit Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde Kredite für Investitionen bis zu einem 
Viertel des Gesamtbetrages der in der Haus-
haltssatzung des Vorjahres festgesetzten 
Kredite aufnehmen. Die Gemeinde hat dem 
Antrag auf Genehmigung eine nach Dring-
lichkeit geordnete Aufstellung der vorgese-
henen unaufschiebbaren Investitionen bei-
zufügen. Die Genehmigung soll unter dem 
Gesichtspunkt einer geordneten Haushalts-
wirtschaft erteilt oder versagt werden; sie 
kann unter Bedingungen und mit Auflagen 
erteilt werden. Sie ist in der Regel zu versa-
gen, wenn die Kreditverpflichtungen mit der 
dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
nicht in Einklang stehen. 
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c) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 4 und in Satz 1 werden die An-
gabe „Abs.“ durch das Wort „Ab-
satz“ sowie die Wörter „Absätze 1 
und 2“ durch die Wörter „Absätze 1 
bis 3“ ersetzt. 

 

 (3) Ist im Fall des § 76 Abs. 1 die Haushalts-
satzung bei Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht bekannt gemacht, gelten ergän-
zend zu den Regelungen der Absätze 1 und 
2 die nachfolgenden Bestimmungen vom Be-
ginn des Haushaltsjahres - bei späterer Be-
schlussfassung über die Haushaltssatzung 
vom Zeitpunkt der Beschlussfassung - bis 
zur Genehmigung des Haushaltssicherungs-
konzeptes: 
 
1.  Die Gemeinde hat weitergehende haus-

haltswirtschaftliche Beschränkungen für 
die Besetzung von Stellen, andere per-
sonalwirtschaftliche Maßnahmen und 
das höchstzulässige Aufwandsvolumen 
des Ergebnishaushalts sowie die Rege-
lungen zur Nachweisführung gegenüber 
der Aufsichtsbehörde zu beachten, die 
durch Rechtsverordnung des für Kom-
munales zuständigen Ministeriums im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium festgelegt wer-
den. 

2.  Der in Absatz 2 festgelegte Kreditrah-
men kann mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde überschritten werden, 
wenn das Verbot der Kreditaufnahme 
anderenfalls zu einem nicht auflösbaren 
Konflikt zwischen verschiedenen gleich-
rangigen Rechtspflichten der Gemeinde 
führen würde. Die Genehmigung kann 
unter Bedingungen und mit Auflagen er-
teilt werden. 

 
d)  Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 5 und die Angabe „3“ wird 
durch die Angabe „4“ ersetzt. 

 

 (4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 gel-
ten ab dem 1. April des Haushaltsjahres bis 
zur Beschlussfassung über einen ausgegli-
chenen Haushalt oder bis zur Erteilung der 
Genehmigung für ein Haushaltssicherungs-
konzept auch dann, wenn bis zu dem Termin 
kein ausgeglichener Haushalt beschlossen 
worden ist. 
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7.  § 84 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„§ 84 
Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

 
 

(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirt-
schaft eine fünfjährige Ergebnis- und Finanz-
planung zu Grunde zu legen und in den 
Haushaltsplan einzubeziehen. Das erste 
Planungsjahr ist das laufende Haushaltsjahr. 
Die Ergebnis- und Finanzplanung für die 
dem Haushaltsjahr folgenden drei Planungs-
jahre soll in den einzelnen Jahren ausgegli-
chen sein. Sie ist mit der Haushaltssatzung 
der Entwicklung anzupassen und fortzufüh-
ren. 
 
(2) Soll in der mittelfristigen Ergebnis- und Fi-
nanzplanung der Ausgleich eines geplanten 
Jahresfehlbetrages durch Vortrag erreicht 
werden, bedarf es dazu der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. § 75 Absatz 4 Satz 2 
und 3 gelten entsprechend. Die Aufsichtsbe-
hörde kann die Gemeinde zur Aufstellung ei-
nes Haushaltssicherungskonzeptes ver-
pflichten, wenn die stetige Erfüllung der Auf-
gaben nach § 75 Absatz 1 Satz 1 nicht gesi-
chert erscheint.“ 
 

 § 84 
Mittelfristige Ergebnis- und  

Finanzplanung 
 

Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft 
eine fünfjährige Ergebnis- und Finanzpla-
nung zu Grunde zu legen und in den Haus-
haltsplan einzubeziehen. Das erste Pla-
nungsjahr ist das laufende Haushaltsjahr. 
Die Ergebnis- und Finanzplanung für die 
dem Haushaltsjahr folgenden drei Planungs-
jahre soll in den einzelnen Jahren ausgegli-
chen sein. Sie ist mit der Haushaltssatzung 
der Entwicklung anzupassen und fortzufüh-
ren. 
 

8. § 85 wird wie folgt geändert: 
 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Investitionen“ die Wörter 
„und Investitionsfördermaßnah-
men“ eingefügt.  

 

 § 85 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
(1) Verpflichtungen zur Leistung von Aus-
zahlungen für Investitionen in künftigen Jah-
ren dürfen grundsätzlich nur eingegangen 
werden, wenn der Haushaltsplan hierzu er-
mächtigt. Sie dürfen ausnahmsweise auch 
überplanmäßig oder außerplanmäßig einge-
gangen werden, wenn sie unabweisbar sind 
und der in der Haushaltssatzung festge-
setzte Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten wird. § 83 
Abs. 1 Sätze 3 und 4 gelten sinngemäß. 
 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/7188 

 
 

16 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 
 „In einer Haushaltssatzung für zwei 

Haushaltsjahre kann bestimmt wer-
den, dass nicht in Anspruch ge-
nommene Verpflichtungsermächti-
gungen des ersten Haushaltsjahres 
weiter bis zum Erlass der nächsten 
Haushaltssatzung gelten.“ 

 

 (2) Die Verpflichtungsermächtigungen gelten 
bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr fol-
genden Jahres und, wenn die Haushaltssat-
zung für das übernächste Jahr nicht rechtzei-
tig öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum 
Erlass dieser Haushaltssatzung. 
 

9.  § 86 wird wie folgt geändert: 
 

 § 86 
Kredite 

 
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Kredite dürfen unter der Voraus-

setzung des § 77 Absatz 4 nur für 
Investitionen, Investitionsförder-
maßnahmen und zur Umschuldung 
aufgenommen werden.“ 

 

  
 
 
(1) Kredite dürfen nur für Investitionen unter 
der Voraussetzung des § 77 Absatz 4 und 
zur Umschuldung aufgenommen werden. 
Die daraus übernommenen Verpflichtungen 
müssen mit der dauernden Leistungsfähig-
keit der Gemeinde in Einklang stehen. Die 
Kreditaufnahme erfolgt grundsätzlich in 
Euro. In anderen Währungen ist die Kredit-
aufnahme nur in Verbindung mit einem Wäh-
rungssicherungsgeschäft zulässig. 
 
(2) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende 
des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres 
und, wenn die Haushaltssatzung für das 
übernächste Jahr nicht rechtzeitig öffentlich 
bekannt gemacht wird, bis zum Erlass dieser 
Haushaltssatzung. 

 
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(3) Die Aufnahme einzelner Kre-

dite bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde (Einzelgenehmi-
gung), wenn  
1.  die Kreditaufnahmen nach § 19 

des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (BGBl. I S. 582), 
das zuletzt durch Artikel 267 
der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, beschränkt 
worden sind, wobei die 

  
 
(3) Die Aufnahme einzelner Kredite bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde, so-
bald die Kreditaufnahme nach § 19 des Ge-
setzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft beschränkt wor-
den ist. Die Einzelgenehmigung kann nach 
Maßgabe der Kreditbeschränkungen versagt 
werden. 
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Einzelgenehmigung nach 
Maßgabe der Kreditbeschrän-
kungen versagt werden kann, 
oder 

2. ein Haushaltssicherungskon-
zept aufgestellt worden ist und 
die Aufsichtsbehörde sich die 
Genehmigung der Aufnahme 
einzelner Kredite nach § 76 
Absatz 2 Satz 5 vorbehalten 
hat.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Entscheidungen der Gemeinde über die 
Begründung einer Zahlungsverpflichtung, 
die wirtschaftlich einer Kreditverpflichtung 
gleichkommt, sind der Aufsichtsbehörde un-
verzüglich, spätestens einen Monat vor der 
rechtsverbindlichen Eingehung der Ver-
pflichtung, anzuzeigen. Absatz 1 Satz 2 gilt 
sinngemäß. Eine Anzeige ist nicht erforder-
lich für die Begründung von Zahlungsver-
pflichtungen im Rahmen der laufenden Ver-
waltung. 
 
(5) Die Gemeinde darf zur Sicherung des 
Kredits keine Sicherheiten bestellen. Die 
Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulas-
sen, wenn die Bestellung von Sicherheiten 
der Verkehrsübung entspricht. 
 

10.  § 89 wird wie folgt geändert: 
 

 § 89 
Liquidität 

 
(1) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit 
durch eine angemessene Liquiditätsplanung 
sicherzustellen. 

 
a) Absatz 2 Satz 2 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt:  
 
 
 
 „Im Rahmen des Jahresabschlus-

ses ist durch Bereinigung sicherzu-
stellen, dass Kredite zur Liquiditäts-
sicherung nicht zur Finanzierung 
von Investitionen oder Investitions-
fördermaßnahmen verwendet wer-
den. § 86 Absatz 2 gilt entspre-
chend.“ 

 
 
 

 (2) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszah-
lungen kann die Gemeinde Kredite zur Liqui-
ditätssicherung bis zu dem in der Haushalts-
satzung festgesetzten Höchstbetrag aufneh-
men, soweit dafür keine anderen Mittel zur 
Verfügung stehen. Diese Ermächtigung gilt 
über das Haushaltsjahr hinaus bis zum Er-
lass der neuen Haushaltssatzung. 
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b)  Folgende Absätze 3 und 4 werden 
angefügt: 

 
 „(3) Ist ein Haushaltssicherungs-

konzept nach § 76 aufzustellen, so 
bedarf der Höchstbetrag der Kre-
dite zur Liquiditätssicherung im 
Rahmen der Haushaltssatzung der 
Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. 

 
 (4) Die von der Gemeinde nach 

dem 31. Dezember 2025 aufge-
nommenen Kredite zur Liquiditäts-
sicherung sollen innerhalb von 
höchstens 36 Monaten nach Ablauf 
des Haushaltsjahres, für das sie 
aufgenommen worden sind, voll-
ständig getilgt werden.“ 

 

  

11. § 95 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 95 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss ei-
nes jeden Haushaltsjahres einen Jah-
resabschluss aufzustellen. Der Jahres-
abschluss ist nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung unter 
Berücksichtigung der besonderen ge-
meindehaushaltsrechtlichen Bestim-
mungen aufzustellen und hat klar und 
übersichtlich zu sein. Der Jahresab-
schluss hat sämtliche Vermögensge-
genstände, Schulden, Rückstellungen, 
Rechnungsabgrenzungsposten, Er-
träge, Aufwendungen, Einzahlungen 
und Auszahlungen zu enthalten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. Er hat ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln.  
 
(2) Ein Jahresfehlbetrag im Jahresab-
schluss soll unverzüglich gedeckt wer-
den. Er soll im Jahresabschluss durch 
Entnahme aus der Ausgleichsrücklage 
ausgeglichen werden. Ein danach ver-
bleibender Jahresfehlbetrag ist spätes-
tens nach drei Jahren mit der allgemei-
nen Rücklage zu verrechnen, soweit er 

  
 

§ 95 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Gemeinde hat zum Schluss eines je-
den Haushaltsjahres einen Jahresabschluss 
aufzustellen. Der Jahresabschluss muss klar 
und übersichtlich sein. Der Jahresabschluss 
hat sämtliche Vermögensgegenstände, 
Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, 
Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und 
Auszahlungen zu enthalten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. Er hat unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-
, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln. 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Jahresabschluss besteht aus 
 
1.  der Ergebnisrechnung, 
2.  der Finanzrechnung, 
3.  den Teilrechnungen und 
4.  der Bilanz. 
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nicht mit Jahresüberschüssen in einem 
vorangehenden Haushaltsjahr gedeckt 
werden kann. Die allgemeine Rücklage 
darf nicht negativ sein. 
 
 
(3) Der Jahresabschluss besteht aus 
 
1.  der Ergebnisrechnung, 
2.  der Finanzrechnung und 
3.  der Bilanz. 
 
Der Jahresabschluss ist um einen An-
hang zu erweitern, der mit den Bestand-
teilen des Jahresabschlusses nach 
Satz 1 eine Einheit bildet. Am Schluss 
des Anhangs sind die Bürgermeisterin 
oder der Bürgermeister, die Mitglieder 
des Rates, die Beigeordneten und die 
Kämmerin oder der Kämmerer, auch 
wenn sie im Haushaltsjahr ausgeschie-
den sind, mit dem Familiennamen und 
mindestens einem ausgeschriebenen 
Vornamen anzugeben. Darüber hinaus 
hat die Gemeinde einen Lagebericht 
aufzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Dem Anhang sind als Anlagen bei-
zufügen 
 
1.  ein Anlagenspiegel, 
2.  ein Forderungsspiegel, 
3.  ein Eigenkapitalspiegel, 
4.  ein Verbindlichkeitenspiegel und 
5.  eine Übersicht über die in das fol-

gende Jahr übertragenen Haus-
haltsermächtigungen. 

 
(5) § 80 Absatz 1 gilt sinngemäß. § 80 
Absatz 2 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, 
dass die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister den von ihr oder ihm bestä-
tigten Entwurf innerhalb von sechs Mo-
naten nach Ablauf des Haushaltsjahres 
dem Rat zur Feststellung zuleitet. § 80 
Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten entspre-
chend.“ 

Der Jahresabschluss ist um einen Anhang 
zu erweitern, der mit den Bestandteilen des 
Jahresabschlusses nach Satz 1 eine Einheit 
bildet. Darüber hinaus hat die Gemeinde ei-
nen Lagebericht aufzustellen. 
 
(3) Am Schluss des Anhangs sind für die Mit-
glieder des Verwaltungsvorstands nach § 70, 
soweit dieser nicht zu bilden ist für den Bür-
germeister und den Kämmerer, sowie für die 
Ratsmitglieder, auch wenn die Personen im 
Haushaltsjahr ausgeschieden sind, anzuge-
ben, 
 
1.  Familienname mit mindestens einem 

ausgeschriebenen Vornamen, 
2.  der ausgeübte Beruf, 
3.  die Mitgliedschaft in Aufsichtsräten und 

anderen Kontrollgremien im Sinne des 
§ 125 Absatz 1 Satz 5 des Aktiengeset-
zes vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2446) geändert worden ist, 

4.  die Mitgliedschaft in Organen von ver-
selbstständigten Aufgabenbereichen 
der Gemeinde in öffentlich-rechtlicher  
oder privatrechtlicher Form, 

5.  die Mitgliedschaft in Organen sonstiger 
privatrechtlicher Unternehmen. 

§ 43 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 gelten entspre-
chend. 
 
(4) Dem Anhang sind als Anlagen beizufü-
gen 
 
1.  ein Anlagenspiegel, 
2.  ein Forderungsspiegel, 
3.  ein Eigenkapitalspiegel, 
4.  ein Verbindlichkeitenspiegel und 
5.  eine Übersicht über die in das folgende 

Jahr übertragenen Haushaltsermächti-
gungen. 

 
(5) Der Entwurf des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes wird vom Kämmerer auf-
gestellt und dem Bürgermeister zur Bestäti-
gung vorgelegt. Der Bürgermeister leitet den 
von ihm bestätigten Entwurf innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf des Haushaltsjah-
res dem Rat zur Feststellung zu. Soweit er 
von dem ihm vorgelegten Entwurf abweicht, 
kann der Kämmerer dazu eine 
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Stellungnahme abgeben. Wird von diesem 
Recht Gebrauch gemacht, hat der Bürger-
meister die Stellungnahme mit dem Entwurf 
dem Rat vorzulegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. In § 96 Absatz 1 werden die Sätze 3 

und 4 durch folgenden Satz ersetzt: 
 
 „§ 80 Absatz 4 Satz 2 gilt entspre-

chend.“ 
 

 § 96 
Feststellung des Jahresabschlusses  

und Entlastung 
 

(1) Der Rat stellt bis spätestens 31. Dezem-
ber des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres den vom Rechnungsprüfungsaus-
schuss geprüften Jahresabschluss durch 
Beschluss fest. Zugleich beschließt er über 
die Verwendung des Jahresüberschusses o-
der die Behandlung des Jahresfehlbetrages. 
Soweit in den Jahresabschlüssen der letzten 
drei vorhergehenden Haushaltsjahre auf-
grund entstandener Fehlbeträge der Ergeb-
nisrechnung die allgemeine Rücklage redu-
ziert wurde, ist ein Jahresüberschuss inso-
weit zunächst der allgemeinen Rücklage zu-
zuführen. In der Beratung des Rates über 
den Jahresabschluss kann der Kämmerer 
seine abweichende Auffassung vertreten. 
Die Ratsmitglieder entscheiden über die Ent-
lastung des Bürgermeisters. Verweigern sie 
die Entlastung oder sprechen sie diese mit 
Einschränkungen aus, so haben sie dafür die 
Gründe anzugeben. Wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses vom Rat verweigert, 
so sind die Gründe dafür gegenüber dem 
Bürgermeister anzugeben. 
 
(2) Der vom Rat festgestellte Jahresab-
schluss ist der Aufsichtsbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen. Der Jahresabschluss ist öf-
fentlich bekannt zu machen und danach bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu 
halten. 
 

13. § 97 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 97 
Sondervermögen 

 
(1) Sondervermögen der Gemeinde sind 
 
1.  das Gemeindegliedervermögen, 
2.  das Vermögen der rechtlich unselbst-

ständigen örtlichen Stiftungen, 
3.  wirtschaftliche Unternehmen (§ 114) 

und organisatorisch verselbstständigte 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/7188 

 
 

21 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(3) Für Sondervermögen nach Ab-

satz 1 Nummer 3 sind § 75 Absatz 1 und 
Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 6 
und 7, die §§ 84 bis 90, § 92 Absatz 3 
und die §§ 93, 94 und 96 sinngemäß an-
zuwenden.“ 

 

Einrichtungen (§ 107 Abs. 2) ohne ei-
gene Rechtspersönlichkeit, 

4.  rechtlich unselbstständige Versor-
gungs- und Versicherungseinrichtun-
gen. 

 
(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nrn. 1 
und 2 unterliegen den Vorschriften über die 
Haushaltswirtschaft. Sie sind im Haushalts-
plan und im Jahresabschluss der Gemeinde 
gesondert nachzuweisen. 
 
(3) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 3 
sind die Vorschriften des § 75 Abs. 1, Abs. 2 
Sätze 1 und 2, Abs. 6 und 7, der §§ 84 bis 
90, des § 92 Abs. 3 und 7 und der §§ 93, 94 
und 96 sinngemäß anzuwenden. 
 
(4) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 
können die für die Wirtschaftsführung und 
das Rechnungswesen der Eigenbetriebe 
geltenden Vorschriften sinngemäß ange-
wendet werden. Absatz 3 gilt sinngemäß. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 101 
Örtliche Rechnungsprüfung 

 
(1) Kreisfreie Städte, Große und Mittlere 
kreisangehörige Städte haben eine örtliche 
Rechnungsprüfung einzurichten. Große und 
Mittlere kreisangehörige Städte können sich 
durch eine öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung zur Erfüllung dieser Pflicht einer ande-
ren örtlichen Rechnungsprüfung bedienen. 
Gemeinden ohne örtliche Rechnungsprü-
fung können einen geeigneten Bediensteten 
als Rechnungsprüferin oder als Rechnungs-
prüfer bestellen oder sich eines anderen 
kommunalen Rechnungsprüfers oder eines 
Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft bedienen. Die Vorschriften 
des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit gelten entsprechend. Für den 
Rechnungsprüfer gelten Absätze 2, 5 und 6 
sowie §§ 102 bis 104, für den Wirtschaftsprü-
fer und die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Absätze 2 und 6 sowie §§ 102 bis 104 mit 
Ausnahme von § 104 Absatz 2 Satz 1 ent-
sprechend. 
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14. In § 101 Absatz 6 Satz 2 werden die 

Wörter „, des § 103 Absatz 2 Satz 2 oder 
des § 103 Absatz 5“ gestrichen.  

 

(2) Die örtliche Rechnungsprüfung ist bei der 
Erfüllung der ihr zugewiesenen Prüfungsauf-
gaben unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Im Übrigen ist die örtliche Rech-
nungsprüfung dem Rat unmittelbar verant-
wortlich und in ihrer sachlichen Tätigkeit ihm 
unmittelbar unterstellt. 
 
(3) Die Leiterin oder der Leiter der örtlichen 
Rechnungsprüfung muss hauptamtlich bei 
der Gemeinde bedienstet sein. Sie oder er 
muss die für das Amt erforderliche Vorbil-
dung, Erfahrung und Eignung besitzen. 
 
(4) Der Rat bestellt die Leitung der örtlichen 
Rechnungsprüfung sowie die Prüfer und be-
ruft sie ab. Die Leitung und die Prüfer können 
nicht Mitglieder des Rates sein und dürfen 
eine andere Stellung in der Gemeinde nur in-
nehaben, wenn dies mit ihren Prüfungsauf-
gaben vereinbar ist. 
 
(5) Die Leitung der örtlichen Rechnungsprü-
fung kann nur durch Beschluss des Gemein-
derats und nur dann abberufen werden, 
wenn die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben nicht mehr gewährleistet ist. Der 
Beschluss muss mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen aller Mitglieder des Ge-
meinderates gefasst werden und ist der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen. 
 
(6) Die Leitung und die Prüfer der örtlichen 
Rechnungsprüfung dürfen zum Bürgermeis-
ter, zu einem Beigeordneten, einem Stellver-
treter des Bürgermeisters, zum Kämmerer 
und zu anderen Bediensteten der Finanz-
buchhaltung nicht in einem die Befangenheit 
begründenden Verhältnis nach § 31 Absatz 
1 und 2 stehen. Sofern von der Möglichkeit 
des § 102 Absatz 2 und 10, des § 103 Ab-
satz 2 Satz 2 oder des § 103 Absatz 5 Ge-
brauch gemacht wird, erstreckt sich Satz 1 
auch auf die jeweiligen Leitungen sowie auf 
die Bediensteten der Finanzbuchhaltung der 
dort genannten Sondervermögen, Eigenbe-
triebe oder Einrichtungen. Sie dürfen eine 
andere Stellung in der Gemeinde nur inne-
haben, wenn dies mit der Unabhängigkeit 
und den Aufgaben der Rechnungsprüfung 
vereinbar ist. Sie dürfen Zahlungen für die 
Gemeinde weder anordnen noch ausführen. 
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15.  § 102 wird wie folgt geändert: 
 

 § 102 
Örtliche Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Gesamtabschlusses 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a)  Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 
 
 
 „In Fällen des Satzes 1 soll ein 

Wechsel der Abschlussprüferin  
oder des Abschlussprüfers erfol-
gen, wenn diese oder dieser fünf 
aufeinanderfolgende Jahresab-
schlüsse oder Gesamtabschlüsse 
geprüft hat, sofern nicht Gründe für 
einen früheren Wechsel vorliegen.“ 

 

 (1) Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt sind, vor Feststellung durch den Rat, 
durch die örtliche Rechnungsprüfung zu prü-
fen (Jahresabschlussprüfung). Hat keine 
Prüfung stattgefunden, so kann der Jahres-
abschluss nicht festgestellt werden. Wird der 
Jahresabschluss oder der Lagebericht nach 
Vorlage des Prüfberichtes geändert, so sind 
diese Unterlagen erneut zu prüfen, soweit es 
die Änderung erfordert. Über das Ergebnis 
der Prüfung ist zu berichten, der Bestäti-
gungsvermerk ist entsprechend zu ergän-
zen. 
 
(2) Die Gemeinde kann mit der Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung einen Wirt-
schaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft oder die Gemeindeprüfungsanstalt 
nach vorheriger Beschlussfassung durch 
den Rechnungsprüfungsausschuss beauf-
tragen. Gemeinden ohne eigene Rech-
nungsprüfung können sich zudem für die 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
einer anderen örtlichen Rechnungsprüfung 
bedienen. 
 
 
 
 
(3) In die Prüfung des Jahresabschlusses ist 
die Buchführung einzubeziehen. Die Prüfung 
des Jahresabschlusses hat sich darauf zu 
erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften 
und sie ergänzenden ortsrechtlichen Bestim-
mungen oder sonstigen Satzungen beachtet 
worden sind. Die Prüfung ist so anzulegen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die 
in Satz 2 aufgeführten Bestimmungen, die 
sich auf die Darstellung des sich nach § 95 
Absatz 1 Satz 4 ergebenden Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
meinde wesentlich auswirken, bei gewissen-
hafter Berufsausübung erkannt werden. 
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(4) In die Prüfung des Jahresabschlusses 
sind die Entscheidungen und Verwaltungs-
vorgänge aus delegierten Aufgaben auch 
dann einzubeziehen, wenn die Zahlungsvor-
gänge selbst durch den Träger der Aufgabe 
vorgenommen werden und insgesamt finan-
ziell von erheblicher Bedeutung sind. 
 
(5) Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob 
er mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht und ob er insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gemeinde 
vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die 
Chancen und Risiken der künftigen Entwick-
lung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung 
des Lageberichts hat sich auch darauf zu er-
strecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zu 
seiner Aufstellung beachtet worden sind. 
 
(6) Die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister haben dafür Sorge zu tragen, dass 
den mit der Jahresabschlussprüfung Beauf-
tragten die Entwürfe des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes unverzüglich nach 
der Bestätigung vorgelegt werden. Sie ha-
ben den Beauftragten zu gestatten, die Bü-
cher und Schriften der Gemeinde sowie die 
Vermögensgegenstände und Schulden zu 
prüfen. 
 
(7) Die mit der Jahresabschlussprüfung Be-
auftragten können von der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister alle Aufklärungen 
und Nachweise verlangen, die für eine sorg-
fältige Prüfung notwendig sind. Soweit es die 
Vorbereitung der Jahresabschlussprüfung 
erfordert, haben die mit der Jahresab-
schlussprüfung Beauftragten die Rechte 
auch schon vor Aufstellung des Jahresab-
schlusses. Soweit es für eine sorgfältige Prü-
fung erforderlich ist, haben die mit der Jah-
resabschlussprüfung Beauftragten die 
Rechte auch gegenüber Mutter- und Toch-
terunternehmen. 
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b)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(8) Die Abschlussprüferin oder der 

Abschlussprüfer hat über Art und 
Umfang sowie über das Ergebnis 
der Prüfung zu berichten. § 321 und 
§ 322 des Handelsgesetzbuches in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4100-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 154) geändert worden 
ist, gelten entsprechend.“ 

 

  
 
(8) Die mit der Jahresabschlussprüfung Be-
auftragten haben über Art und Umfang sowie 
über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. 
§§ 321 und 322 des Handelsgesetzbuches in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4100-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 
Absatz 28 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2745) geändert worden ist, gelten 
entsprechend. 
 
 
(9) Die mit der Jahresabschlussprüfung Be-
auftragten dürfen an der Führung der Bücher 
und an der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes nicht mitgewirkt 
haben. 
 
(10) Für die Prüfung der Jahresabschlüsse 
der in § 97 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 be-
nannten Sondervermögen finden die Ab-
sätze 1 bis 9 entsprechende Anwendung, 
§ 101 Absatz 6 ist zu beachten. 
 
(11) Sofern ein Gesamtabschluss und ein 
Gesamtlagebericht aufgestellt werden, fin-
den die Absätze 1 bis 9 entsprechende An-
wendung. 
 

16.  § 103 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 103 
Örtliche Prüfung der  

Eigenbetriebe 
 

(1) Die örtliche Prüfung der Eigen-
betriebe richtet sich nach § 114. 
 
 
 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
Einrichtungen, die nach § 107 Ab-
satz 2 entsprechend den Vorschrif-
ten über das Rechnungswesen der 
Eigenbetriebe geführt werden.  
 
 
 
 
 

  
 

§ 103 
Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 

 
 
(1) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung 
des Rates über den Jahresabschluss und 
den Lagebericht ist der Jahresabschluss und 
der Lagebericht zu prüfen (Jahresabschluss-
prüfung). 
 
(2) Die Betriebsleitung kann mit der Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung einen 
Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft oder die Gemeindeprüfungsan-
stalt nach vorheriger Beschlussfassung 
durch den Betriebsausschuss beauftragen. 
Wird die Buchführung des Eigenbetriebs 
nach den für Gemeinden geltenden Vor-
schriften geführt, so kann abweichend dazu 
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(3) § 101 Absatz 6 ist zu beachten.“ 

 
 

auch die örtliche Rechnungsprüfung mit der 
Prüfung nach Absatz 1 beauftragt werden. 
 
(3) Für die Prüfung nach Absatz 1 gilt § 102 
entsprechend. Im Rahmen der Jahresab-
schlussprüfung ist in entsprechender An-
wendung des § 53 Absatz 1 Nummer 1 und 
2 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
14. August 2017 (BGBl. I S. 3122) geändert 
worden ist, ferner die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung zu prüfen und über die 
wirtschaftlich bedeutsamen Sachverhalte zu 
berichten. Die Kosten der Jahresabschluss-
prüfung trägt der Betrieb. 
 
(4) In dem Bericht über die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes ist 
ferner darauf einzugehen, ob das von der 
Gemeinde zur Verfügung gestellte Eigenka-
pital angemessen verzinst wird. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
für Einrichtungen, die gemäß § 107 Absatz 2 
entsprechend den Vorschriften über das 
Rechnungswesen der Eigenbetriebe geführt 
werden, § 101 Absatz 6 ist zu beachten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 105 
Überörtliche Prüfung 

 
(1) Die überörtliche Prüfung als Teil der all-
gemeinen Aufsicht des Landes über die Ge-
meinden ist Aufgabe der Gemeindeprü-
fungsanstalt. 
 
(2) Die Gemeindeprüfungsanstalt ist bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unabhängig 
und an Weisungen nicht gebunden. 
 
(3) Die überörtliche Prüfung erstreckt sich 
darauf, ob 
 
1.  bei der Haushaltswirtschaft der Gemein-

den sowie ihrer Sondervermögen die 
Gesetze und die zur Erfüllung von Auf-
gaben ergangenen Weisungen (§ 3 Ab-
satz 2) eingehalten worden sind und 

2.  die zweckgebundenen Staatszuweisun-
gen bestimmungsgemäß verwendet 
worden sind. 
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Die überörtliche Prüfung stellt zudem fest, ob 
die Gemeinde sachgerecht und wirtschaftlich 
verwaltet wird. Dies kann auch auf verglei-
chender Grundlage geschehen. Bei der Prü-
fung sind vorhandene Ergebnisse der Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes, des Gesamtabschlusses und des 
Gesamtlageberichtes, der Jahresabschlüsse 
der Eigenbetriebe, Sonder- und Treuhand-
vermögen sowie, wenn eine Befreiung für die 
Erstellung eines Gesamtabschlusses und ei-
nes Gesamtlageberichtes vorliegen, der Be-
teiligungsbericht und Ergebnisse der örtli-
chen Rechnungsprüfung aus der Aufgaben-
wahrnehmung nach § 103 zu berücksichti-
gen. 
 
(4) Die überörtliche Prüfung soll in jeder Ge-
meinde alle fünf Jahre unter Einbeziehung 
sämtlicher vorliegender Jahresabschlüsse 
und Lageberichte, Gesamtabschlüsse und 
Gesamtlageberichte, Beteiligungsberichte 
sowie Jahresabschlüssen der Sondervermö-
gen, Treuhandvermögen, Unternehmen und 
Beteiligungen stattfinden. 
 
(5) Die Gemeindeprüfungsanstalt teilt das 
Prüfungsergebnis in Form eines Prüfungsbe-
richts 
 
1.  der geprüften Gemeinde, 
2.  den Aufsichtsbehörden und 
3.  den Fachaufsichtsbehörden, soweit ihre 

Zuständigkeit berührt ist, 
mit. 
 
(6) Der Bürgermeister legt den Prüfungsbe-
richt dem Rechnungsprüfungsausschuss zur 
Beratung vor. Die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister hat zu den Feststellungen und 
Empfehlungen, die im Prüfungsbericht ge-
genständlich sind, Stellung zu nehmen. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss unterrichtet 
den Rat über das Ergebnis seiner Beratun-
gen. 
 
(7) Der Rat beschließt über die gegenüber 
der Gemeindeprüfungsanstalt und der Auf-
sichtsbehörde abzugebende Stellungnahme 
in Bezug auf die im Prüfungsbericht enthal-
tenen Feststellungen und Empfehlungen in 
öffentlicher Sitzung innerhalb einer dafür be-
stimmten Frist, das Ergebnis aus der 
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17. In § 105 Absatz 9 werden die Wörter 

„§ 92 Absatz 3 oder nach“ sowie die 
Wörter „, § 103 Absatz 1“ gestrichen.  

 

Vorberatung im Rechnungsprüfungsaus-
schuss kann einbezogen werden. 
 
(8) Die Gemeindeprüfungsanstalt soll Ge-
meinden, Körperschaften, Anstalten, Stiftun-
gen, Verbände und Einrichtungen des öffent-
lichen Rechts auf Antrag in Fragen 
 
1.  der Organisation und Wirtschaftlichkeit 

der Verwaltung, 
2.  der Rechnungslegung und der Rech-

nungsprüfung und 
3.  solchen, die mit der Ausschreibung, 

Vergabe und Abrechnung von bauli-
chen Maßnahmen zusammenhängen, 

 
beraten. Sonstige im öffentlichen Interesse 
tätige juristische Personen kann sie in diesen 
Fragen auf Antrag beraten. 
 
(9) Werden Prüfungsaufgaben nach § 92 Ab-
satz 3 oder nach § 102 Absatz 1, § 103 Ab-
satz 1 durch die Gemeindeprüfungsanstalt 
bei den Gemeinden durchgeführt, dürfen die 
mit diesen Aufgaben befassten Prüfer nicht 
gleichzeitig in diesen Gemeinden die 
überörtliche Prüfung nach Absatz 3 oder Be-
ratungstätigkeiten nach Absatz 8 wahrneh-
men. Die Gemeindeprüfungsanstalt hat inso-
fern ein geeignetes Rotationsverfahren zur 
Anwendung zu bringen. 
 

18.  § 108 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Gemeinde darf Unterneh-
men und Einrichtungen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts 
nur gründen oder sich daran betei-
ligen, wenn 
 
1.  bei Unternehmen (§ 107 Ab-

satz 1) die Voraussetzungen 
des § 107 Absatz 1 Satz 1 ge-
geben sind und bei Unterneh-
men im Bereich der energie-
wirtschaftlichen Betätigung die 
Voraussetzung des § 107a Ab-
satz 1 gegeben ist, 

2.  bei Einrichtungen (§ 107 Ab-
satz 2) ein wichtiges Interesse 
der Gemeinde an der 

 § 108 
Unternehmen und Einrichtungen des  

privaten Rechts 
 
(1) Die Gemeinde darf Unternehmen und 
Einrichtungen in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts nur gründen oder sich daran be-
teiligen, wenn 
 
 
1.  bei Unternehmen (§ 107 Abs. 1) die Vo-

raussetzungen des § 107 Abs. 1 Satz 1 
gegeben sind und bei Unternehmen im 
Bereich der energiewirtschaftlichen Be-
tätigung die Voraussetzung des § 107 a 
Abs. 1 gegeben ist, 

2.  bei Einrichtungen (§ 107 Abs. 2) ein 
wichtiges Interesse der Gemeinde an 
der Gründung oder der Beteiligung vor-
liegt, 
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Gründung oder der Beteiligung 
vorliegt, 

3.  eine Rechtsform gewählt wird, 
welche die Haftung der Ge-
meinde auf einen bestimmten 
Betrag begrenzt, 

4.  die Einzahlungsverpflichtung 
der Gemeinde in einem ange-
messenen Verhältnis zu ihrer 
Leistungsfähigkeit steht, 

5.  die Gemeinde sich nicht zur 
Übernahme von Verlusten in 
unbestimmter oder unange-
messener Höhe verpflichtet, 

6.  die Gemeinde einen angemes-
senen Einfluss, insbesondere 
in einem Überwachungsorgan, 
erhält und dieser durch Gesell-
schaftsvertrag, Satzung oder in 
anderer Weise gesichert wird, 

7.  das Unternehmen oder die Ein-
richtung durch Gesellschafts-
vertrag, Satzung oder sonsti-
ges Organisationsstatut auf 
den öffentlichen Zweck ausge-
richtet wird, 

8.  bei Unternehmen und Einrich-
tungen in Gesellschaftsform 
gewährleistet ist, dass der Jah-
resabschluss in entsprechen-
der Anwendung der Vorschrif-
ten des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches für Ka-
pitalgesellschaften aufgestellt 
und geprüft wird, soweit nicht 
weitergehende oder andere 
gesetzliche Vorschriften, der 
Gesellschaftsvertrag oder die 
Satzung gelten; § 286 Absatz 4 
des Handelsgesetzbuches ist 
nicht anzuwenden, 

9.  bei Unternehmen der Telekom-
munikation einschließlich von 
Telefondienstleistungen nach 
§ 107 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 im Gesellschaftsvertrag 
die unmittelbare oder im Rah-
men einer Schachtelbeteili-
gung die mittelbare Haftung 
der Gemeinde auf den Anteil 
der Gemeinde oder des kom-
munalen Unternehmens am 
Stammkapital beschränkt ist.  

3.  eine Rechtsform gewählt wird, welche 
die Haftung der Gemeinde auf einen be-
stimmten Betrag begrenzt, 

4.  die Einzahlungsverpflichtung der Ge-
meinde in einem angemessenen Ver-
hältnis zu ihrer Leistungsfähigkeit steht, 

5.  die Gemeinde sich nicht zur Übernahme 
von Verlusten in unbestimmter oder un-
angemessener Höhe verpflichtet, 

6.  die Gemeinde einen angemessenen 
Einfluß, insbesondere in einem Überwa-
chungsorgan, erhält und dieser durch 
Gesellschaftsvertrag, Satzung oder in 
anderer Weise gesichert wird, 

7.  das Unternehmen oder die Einrichtung 
durch Gesellschaftsvertrag, Satzung  
oder sonstiges Organisationsstatut auf 
den öffentlichen Zweck ausgerichtet 
wird, 

8.  bei Unternehmen und Einrichtungen in 
Gesellschaftsform gewährleistet ist, daß 
der Jahresabschluß und der Lagebe-
richt, soweit nicht weitergehende ge-
setzliche Vorschriften gelten oder an-
dere gesetzliche Vorschriften entgegen-
stehen, aufgrund des Gesellschaftsver-
trages oder der Satzung in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften des 
Dritten Buches des Handelsgesetzbu-
ches für große Kapitalgesellschaften 
aufgestellt und geprüft werden, 

9.  bei Unternehmen und Einrichtungen in 
Gesellschaftsform, vorbehaltlich weiter-
gehender oder entgegenstehender ge-
setzlicher Vorschriften, durch Gesell-
schaftsvertrag oder Satzung gewähr-
leistet ist, dass die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Gesamtbe-
züge im Sinne des § 285 Nummer 9 des 
Handelsgesetzbuches der Mitglieder 
der Geschäftsführung, des Aufsichtsra-
tes, des Beirates oder einer ähnlichen 
Einrichtung im Anhang zum Jahresab-
schluss jeweils für jede Personen-
gruppe sowie zusätzlich unter Namens-
nennung die Bezüge jedes einzelnen 
Mitglieds dieser Personengruppen unter 
Aufgliederung nach Komponenten im 
Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe 
a des Handelsgesetzbuches angege-
ben werden. Die individualisierte Aus-
weisungspflicht gilt auch für: 
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In Fällen des Satzes 1 Nummer 9 
darf die Gemeinde für diese Unter-
nehmen zur Wahrnehmung glei-
cher Wettbewerbschancen weder 
Kredite nach Maßgabe kommunal-
wirtschaftlicher Vorzugskonditio-
nen in Anspruch nehmen noch 
Bürgschaften und Sicherheiten 
nach § 87 leisten. Die Aufsichtsbe-
hörde kann von den Vorschriften 
der Nummern 3 und 5 in begründe-
ten Fällen Ausnahmen zulassen.“  

 

a) Leistungen, die den genannten Mit-
gliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt 
worden sind, 

b) Leistungen, die den genannten Mit-
gliedern für den Fall der regulären 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt 
worden sind, mit ihrem Barwert sowie 
den von der Gesellschaft während 
des Geschäftsjahres hierfür aufge-
wandten oder zurückgestellten Be-
trag, 

c) während des Geschäftsjahres ver-
einbarte Änderungen dieser Zusa-
gen und 

d) Leistungen, die einem früheren Mit-
glied, das seine Tätigkeit im Laufe 
des Geschäftsjahres beendet hat, in 
diesem Zusammenhang zugesagt 
und im Laufe des Geschäftsjahres 
gewährt worden sind. 

 
Eine Gewährleistung für die individuali-
sierte Ausweisung von Bezügen und 
Leistungszusagen ist im Falle der Betei-
ligung an einer bestehenden Gesell-
schaft auch dann gegeben, wenn in Ge-
sellschaftsvertrag oder Satzung die 
erstmalige individualisierte Ausweisung 
spätestens für das zweite Geschäftsjahr 
nach Erwerb der Beteiligung festgelegt 
ist. 

10.  bei Unternehmen der Telekommunika-
tion einschließlich von Telefondienst-
leistungen nach § 107 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 im Gesellschaftsvertrag die unmit-
telbare oder im Rahmen einer Schach-
telbeteiligung die mittelbare Haftung der 
Gemeinde auf den Anteil der Gemeinde 
bzw. des kommunalen Unternehmens 
am Stammkapital beschränkt ist. Zur 
Wahrnehmung gleicher Wettbewerbs-
chancen darf die Gemeinde für diese 
Unternehmen weder Kredite nach Maß-
gabe kommunalwirtschaftlicher Vor-
zugskonditionen in Anspruch nehmen 
noch Bürgschaften und Sicherheiten 
i.S. von § 87 leisten. 
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Die Aufsichtsbehörde kann von den Vor-
schriften der Nummern 3, 5 und 8 in begrün-
deten Fällen Ausnahmen zulassen. Wird von 
Satz 1 Nummer 8 eine Ausnahme zugelas-
sen, kann auch von Satz 1 Nummer 9 eine 
Ausnahme zugelassen werden. 

 
b) Absatz 2 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt 

geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) Nummer 1 Buchstabe c 
wird wie folgt gefasst: 

 
 
 
 
 
 
 
 „c) die Feststellung des 

Jahresabschlusses, die 
Verwendung des Ergeb-
nisses sowie das Ergeb-
nis der Prüfung des Jah-
resabschlusses unbe-
schadet der bestehen-
den gesetzlichen Offen-

 (2) Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 gilt für die 
erstmalige unmittelbare oder mittelbare Be-
teiligung an einer Gesellschaft einschließlich 
der Gründung einer Gesellschaft, wenn den 
beteiligten Gemeinden oder Gemeindever-
bänden alleine oder zusammen oder zusam-
men mit einer Beteiligung des Landes mehr 
als 50 vom Hundert der Anteile gehören. Bei 
bestehenden Gesellschaften, an denen Ge-
meinden oder Gemeindeverbände unmittel-
bar oder mittelbar alleine oder zusammen o-
der zusammen mit dem Land mit mehr als 50 
vom Hundert beteiligt sind, trifft die Gemein-
den und Gemeindeverbände eine Hinwir-
kungspflicht zur Anpassung an die Vorgaben 
des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 9. Die Hin-
wirkungspflicht nach Satz 2 bezieht sich so-
wohl auf die Anpassung von Gesellschafts-
vertrag oder Satzung als auch auf die mit Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 9 verfolgte Zielset-
zung der individualisierten Ausweisung der 
dort genannten Bezüge und Leistungszusa-
gen. 
 
(3) Gehören einer Gemeinde mehr als 50 
vom Hundert der Anteile an einem Unterneh-
men oder einer Einrichtung in Gesellschafts-
form, muß sie darauf hinwirken, daß 
 
1.  in sinngemäßer Anwendung der für die 

Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
 

a)  für jedes Wirtschaftsjahr ein Wirt-
schaftsplan aufgestellt wird, 

b)  der Wirtschaftsführung eine fünf-
jährige Finanzplanung zugrunde 
gelegt und der Gemeinde zur 
Kenntnis gebracht wird, 

c)  die Feststellung des Jahresab-
schlusses, die Verwendung des Er-
gebnisses sowie das Ergebnis der 
Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts unbeschadet 
der bestehenden gesetzlichen Of-
fenlegungspflichten öffentlich be-
kannt gemacht werden und der 
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legungspflichten öffent-
lich bekannt gemacht 
werden und der Jahres-
abschluss bis zur Fest-
stellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar 
gehalten werden; sofern 
ein Lagebericht nach 
Nummer 2 zu erstellen 
ist, erstreckt sich dieses 
auch auf den Lagebe-
richt,“ 

 
bbb) Nummer 2 wird durch die 

folgenden Nummern 2 
und 3 ersetzt:  
„2. in dem Lagebericht, 
sofern dieser in entspre-
chenden Anwendung der 
Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsge-
setzbuches zu erstellen 
ist, oder in Zusammen-
hang damit zur Einhal-
tung der öffentlichen 
Zwecksetzung und zur 
Zweckerreichung Stel-
lung genommen wird, 
3. in dem Bericht über die 
Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lage-
berichtes nach Num-
mer 2 darauf eingegan-
gen wird, ob das von der 
Gemeinde zur Verfügung 
gestellte Eigenkapital an-
gemessen verzinst wird, 
und“ 

ccc) Die bisherige Nummer 3 
wird Nummer 4.  

 
 

bb) In Satz 2 werden die Wörter 
„Maßgabe des Satzes 1 Nr. 1 
a) und b) sowie Nr. 2 und 3“ 
durch die Angabe „Satz 1“ er-
setzt.  

 
 
 
 
 

Jahresabschluss und der Lagebe-
richt bis zur Feststellung des fol-
genden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar gehalten 
werden, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2.  in dem Lagebericht oder in Zusammen-
hang damit zur Einhaltung der öffentli-
chen Zwecksetzung und zur Zwecker-
reichung Stellung genommen wird, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  nach den Wirtschaftsgrundsätzen 

(§ 109) verfahren wird, wenn die Gesell-
schaft ein Unternehmen betreibt. 

 
Gehört der Gemeinde zusammen mit ande-
ren Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
die Mehrheit der Anteile an einem Unterneh-
men oder an einer Einrichtung, soll sie auf 
eine Wirtschaftsführung nach Maßgabe des 
Satzes 1 Nr. 1 a) und b) sowie Nr. 2 und Nr. 3 
hinwirken. 
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d) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 wer-
den die Absätze 3 bis 6. 

 
 

(4) Die Gemeinde darf unbeschadet des Ab-
satzes 1 Unternehmen und Einrichtungen in 
der Rechtsform einer Aktiengesellschaft nur 
gründen, übernehmen, wesentlich erweitern 
oder sich daran beteiligen, wenn der öffentli-
che Zweck nicht ebenso gut in einer anderen 
Rechtsform erfüllt wird oder erfüllt werden 
kann. 
 
(5) Die Gemeinde darf unbeschadet des Ab-
satzes 1 Unternehmen und Einrichtungen in 
der Rechtsform einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung nur gründen oder sich 
daran beteiligen, wenn durch die Ausgestal-
tung des Gesellschaftsvertrags sichergestellt 
ist, dass 
1.  die Gesellschafterversammlung auch 

beschließt über 
a)  den Abschluss und die Änderungen 

von Unternehmensverträgen im 
Sinne der §§ 291 und 292 Abs. 1 
des Aktiengesetzes, 

b)  den Erwerb und die Veräußerung 
von Unternehmen und Beteiligun-
gen, 

c)  den Wirtschaftsplan, die Feststel-
lung des Jahresabschlusses und 
die Verwendung des Ergebnisses 
sowie 

d)  die Bestellung und die Abberufung 
der Geschäftsführer, soweit dies 
nicht der Gemeinde vorbehalten ist, 
und 

2.  der Rat den von der Gemeinde bestell-
ten oder auf Vorschlag der Gemeinde 
gewählten Mitgliedern des Aufsichtsrats 
Weisungen erteilen kann, soweit die Be-
stellung eines Aufsichtsrates gesetzlich 
nicht vorgeschrieben ist. 

 
(6) Vertreter der Gemeinde in einer Gesell-
schaft, an der Gemeinden, Gemeindever-
bände oder Zweckverbände unmittelbar oder 
mittelbar mit mehr als 25 vom Hundert betei-
ligt sind, dürfen 
 
a) der Gründung einer anderen Gesell-

schaft oder einer anderen Vereinigung 
in einer Rechtsform des privaten 
Rechts, einer Beteiligung sowie der Er-
höhung einer Beteiligung der Gesell-
schaft an einer anderen Gesellschaft  
oder einer anderen Vereinigung in einer 
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Rechtsform des privaten Rechts nur zu-
stimmen, wenn 
-  die vorherige Entscheidung des Ra-

tes vorliegt, 
-  für die Gemeinde selbst die Grün-

dungs- bzw. Beteiligungsvoraus-
setzungen vorliegen und 

-  sowohl die Haftung der gründenden 
Gesellschaft als auch die Haftung 
der zu gründenden Gesellschaft  
oder Vereinigung durch ihre 
Rechtsform auf einen bestimmten 
Betrag begrenzt sind oder 

-  sowohl die Haftung der sich beteili-
genden Gesellschaft als auch die 
Haftung der Gesellschaft oder Ver-
einigung, an der eine Beteiligung 
erfolgt, durch ihre Rechtsform auf 
einen bestimmten Betrag begrenzt 
sind; 

b)  einem Beschluss der Gesellschaft zu ei-
ner wesentlichen Änderung des Gesell-
schaftszwecks oder sonstiger wesentli-
cher Änderungen des Gesellschaftsver-
trages nur nach vorheriger Entschei-
dung des Rates zustimmen. 

 
In den Fällen von Satz 1 Buchstabe a) gilt 
Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend. Als 
Vertreter der Gemeinde im Sinne von Satz 1 
gelten auch Geschäftsführer, Vorstandsmit-
glieder und Mitglieder von sonstigen Orga-
nen und ähnlichen Gremien der Gesell-
schaft, die von der Gemeinde oder auf ihre 
Veranlassung oder ihren Vorschlag in das 
Organ oder Gremium entsandt oder gewählt 
worden sind. Beruht die Entsendung oder 
Wahl auf der Veranlassung oder dem Vor-
schlag mehrerer Gemeinden, Gemeindever-
bände oder Zweckverbände, so bedarf es 
der Entscheidung nur des Organs, auf das 
sich die beteiligten Gemeinden und Gemein-
deverbände oder Zweckverbände geeinigt 
haben. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
ihnen zwingende Vorschriften des Gesell-
schaftsrechts entgegenstehen. 
 
(7) Die Gemeinde kann einen einzelnen Ge-
schäftsanteil an einer eingetragenen Kredit-
genossenschaft erwerben, wenn eine Nach-
schußpflicht ausgeschlossen oder die Haf-
tungssumme auf einen bestimmten Betrag 
beschränkt ist. 
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19. In § 114 Absatz 1 wird der Punkt am 

Ende durch die Wörter „und geprüft.“ er-
setzt.  

 

 § 114 
Eigenbetriebe 

 
(1) Die gemeindlichen wirtschaftlichen Unter-
nehmen ohne Rechtspersönlichkeit (Eigen-
betriebe) werden nach den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung und der Betriebs-
satzung geführt. 
 
(2) In den Angelegenheiten des Eigenbetrie-
bes ist der Betriebsleitung ausreichende 
Selbständigkeit der Entschließung einzuräu-
men. Die Zuständigkeiten des Rates sollen 
soweit wie möglich dem Betriebsausschuss 
übertragen werden. 
 
(3) Bei Eigenbetrieben mit mehr als 50 Be-
schäftigten besteht der Betriebsausschuss 
zu einem Drittel aus Beschäftigten des Ei-
genbetriebes. Die Gesamtzahl der Aus-
schußmitglieder muß in diesem Fall durch 
drei teilbar sein. Bei Eigenbetrieben mit we-
niger als 51, aber mehr als zehn Beschäftig-
ten gehören dem Betriebsausschuss zwei 
Beschäftigte des Eigenbetriebes an. Die 
dem Betriebsausschuss angehörenden Be-
schäftigten werden aus einem Vorschlag der 
Versammlung der Beschäftigten des Eigen-
betriebes gewählt, der mindestens die dop-
pelte Zahl der zu wählenden Mitglieder und 
Stellvertreter enthält. Wird für mehrere Ei-
genbetriebe ein gemeinsamer Betriebsaus-
schuss gebildet, ist die Gesamtzahl aller Be-
schäftigten dieser Eigenbetriebe maßge-
bend; Satz 4 gilt entsprechend. Die Zahl der 
sachkundigen Bürger darf zusammen mit der 
Zahl der Beschäftigten die der Ratsmitglie-
der im Betriebsausschuss nicht erreichen. 
 

20. § 114a Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 114 a 
Rechtsfähige Anstalten des  

öffentlichen Rechts 
 
(1) Die Gemeinde kann Unternehmen und 
Einrichtungen in der Rechtsform einer An-
stalt des öffentlichen Rechts errichten oder 
bestehende Regie- und Eigenbetriebe sowie 
eigenbetriebsähnliche Einrichtungen im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge in rechts-
fähige Anstalten des öffentlichen Rechts um-
wandeln. §108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 
gilt entsprechend. 
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(2) Die Gemeinde regelt die Rechtsverhält-
nisse der Anstalt durch eine Satzung. Die 
Satzung muss Bestimmungen über den Na-
men und die Aufgaben der Anstalt, die Zahl 
der Mitglieder des Vorstands und des Ver-
waltungsrates, die Höhe des Stammkapitals, 
die Wirtschaftsführung, die Vermögensver-
waltung und die Rechnungslegung enthal-
ten. 
 
(3) Die Gemeinde kann der Anstalt einzelne 
oder alle mit einem bestimmten Zweck zu-
sammenhängende Aufgaben ganz oder teil-
weise übertragen. Sie kann zugunsten der 
Anstalt unter der Voraussetzung des § 9 
durch Satzung einen Anschluss- und Benut-
zungszwang vorschreiben und der Anstalt 
das Recht einräumen, an ihrer Stelle Satzun-
gen für das übertragene Aufgabengebiet zu 
erlassen; § 7 gilt entsprechend. 
 
(4) Die Anstalt kann nach Maßgabe der Sat-
zung andere Unternehmen oder Einrichtun-
gen gründen oder sich an solchen beteiligen 
oder eine bestehende Beteiligung erhöhen, 
wenn das dem Anstaltszweck dient. Für die 
Gründung von und die Beteiligung an ande-
ren Unternehmen und Einrichtungen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts sowie deren 
Veräußerung und andere Rechtsgeschäfte 
im Sinne des § 111 gelten die §§ 108 bis 113 
entsprechend. Für die in Satz 2 genannten 
Gründungen und Beteiligungen muss ein be-
sonders wichtiges Interesse vorliegen. 
 
(5) Die Gemeinde haftet für die Verbindlich-
keiten der Anstalt unbeschränkt, soweit nicht 
Befriedigung aus deren Vermögen zu erlan-
gen ist (Gewährträgerschaft). Rechtsge-
schäfte im Sinne des § 87 dürfen von der An-
stalt nicht getätigt werden. 
 
(6) Die Anstalt wird von einem Vorstand in 
eigener Verantwortung geleitet, soweit nicht 
gesetzlich oder durch die Satzung der Ge-
meinde etwas anderes bestimmt ist. Der Vor-
stand vertritt die Anstalt gerichtlich und au-
ßergerichtlich. 
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(7) Die Geschäftsführung des Vorstands wird 
von einem Verwaltungsrat überwacht. Der 
Verwaltungsrat bestellt den Vorstand auf 
höchstens 5 Jahre; eine erneute Bestellung 
ist zulässig. Er entscheidet außerdem über 
 
1. den Erlass von Satzungen gemäß Ab-

satz 3 Satz 2, 
2.  die Beteiligung oder Erhöhung einer Be-

teiligung der Anstalt an anderen Unter-
nehmen oder Einrichtungen sowie de-
ren Gründung, 

3.  die Feststellung des Wirtschaftsplans 
und des Jahresabschlusses, 

4.  die Festsetzung allgemein geltender 
Tarife und Entgelte für die Leistungs-
nehmer, 

5.  die Bestellung des Abschlussprüfers, 
6.  die Ergebnisverwendung, 
7. Rechtsgeschäfte der Anstalt im Sinne 

des § 111. 
 
Im Fall der Nummer 1 unterliegt der Verwal-
tungsrat den Weisungen des Rates und be-
rät und beschließt in öffentlicher Sitzung. In 
den Fällen der Nummern 2 und 7 bedarf es 
der vorherigen Entscheidung des Rates. 
Dem Verwaltungsrat obliegt außerdem die 
Entscheidung in den durch die Satzung der 
Gemeinde bestimmten Angelegenheiten der 
Anstalt. In der Satzung kann ferner vorgese-
hen werden, dass bei Entscheidungen der 
Organe der Anstalt von grundsätzlicher Be-
deutung die Zustimmung des Rates erforder-
lich ist. 
 
(8) Der Verwaltungsrat besteht aus dem vor-
sitzenden Mitglied und den übrigen Mitglie-
dern. Den Vorsitz führt der Bürgermeister. 
Soweit Beigeordnete mit eigenem Ge-
schäftsbereich bestellt sind, führt derjenige 
Beigeordnete den Vorsitz, zu dessen Ge-
schäftsbereich die der Anstalt übertragenen 
Aufgaben gehören. Sind die übertragenen 
Aufgaben mehreren Geschäftsbereichen zu-
zuordnen, so entscheidet der Bürgermeister 
über den Vorsitz. Die übrigen Mitglieder des 
Verwaltungsrates werden vom Rat für die 
Dauer der Wahlperiode gewählt; für die Wahl 
gilt § 50 Absatz 4 sinngemäß. Die Amtszeit 
von Mitgliedern des Verwaltungsrats endet 
mit dem Ende der Wahlperiode oder bei Mit-
gliedern des Verwaltungsrats, die dem Rat 
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 „(10) Der Jahresabschluss ist in ent-

sprechender Anwendung der Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handelsge-
setzbuches für Kapitalgesellschaften 
aufzustellen und zu prüfen, soweit nicht 
weitergehende oder andere gesetzliche 
Vorschriften oder die Satzung gelten; 
§ 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbu-
ches ist nicht anzuwenden.“ 

 

angehören, mit dem vorzeitigen Ausschei-
den aus dem Rat. Die Mitglieder des Rats 
üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen 
Mitglieder weiter aus. Mitglieder des Verwal-
tungsrats können nicht sein: 
 
1. Bedienstete der Anstalt, 
2.  leitende Bedienstete von juristischen 

Personen oder sonstigen Organisatio-
nen des öffentlichen oder privaten 
Rechts, an denen die Anstalt mit mehr 
als 50 v.H. beteiligt ist; eine Beteiligung 
am Stimmrecht genügt, 

3.  Bedienstete der Aufsichtsbehörde, die 
unmittelbar mit Aufgaben der Aufsicht 
über die Anstalt befasst sind. 

 
(9) Die Anstalt hat das Recht, Dienstherr von 
Beamten zu sein, wenn sie auf Grund einer 
Aufgabenübertragung nach Absatz 3 hoheit-
liche Befugnisse ausübt. Wird die Anstalt 
aufgelöst oder umgebildet, so gilt für die 
Rechtsstellung der Beamten und der Versor-
gungsempfänger Kapitel II Abschnitt III des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes. 
 
(10) Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der Anstalt werden nach den für große 
Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches aufgestellt und 
geprüft, sofern nicht weitergehende gesetzli-
che Vorschriften gelten oder andere gesetz-
liche Vorschriften entgegenstehen. § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetz-
buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Gesamtbezüge der Mitglieder 
des Vorstands sowie die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Leistungen für die 
Mitglieder des Verwaltungsrates im Anhang 
des Jahresabschlusses für jede Personen-
gruppe sowie zusätzlich unter Namensnen-
nung die Bezüge und Leistungen für jedes 
einzelne Mitglied dieser Personengruppen 
unter Aufgliederung nach Komponenten im 
Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches angegeben werden, 
soweit es sich um Leistungen des Kommu-
nalunternehmens handelt. Die individuali-
sierte Ausweisungspflicht gilt auch für Leis-
tungen entsprechend § 108 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 9 Satz 2. 
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(11) § 14 Abs. 1, § 31, § 74, § 75 Abs. 1, § 77, 
§ 84 sowie die Bestimmungen des 13. Teils 
über die staatliche Aufsicht sind auf die An-
stalt sinngemäß anzuwenden. 
 

21. § 115 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 115 
Anzeige 

 
(1) Entscheidungen der Gemeinde über 
 
a)  die Gründung oder wesentliche Erweite-

rung einer Gesellschaft oder eine we-
sentliche Änderung des Gesellschafts-
zwecks oder sonstiger wesentlicher Än-
derungen des Gesellschaftsvertrages, 

b)  die Beteiligung an einer Gesellschaft  
oder die Änderung der Beteiligung an ei-
ner Gesellschaft, 

c)  die gänzliche oder teilweise Veräuße-
rung einer Gesellschaft oder der Beteili-
gung an einer Gesellschaft, 

d)  die Errichtung, die Übernahme oder die 
wesentliche Erweiterung eines Unter-
nehmens, die Änderung der bisherigen 
Rechtsform oder eine wesentliche Än-
derung des Zwecks, 

e)  den Abschluß von Rechtsgeschäften, 
die ihrer Art nach geeignet sind, den 
Einfluß der Gemeinde auf das Unter-
nehmen oder die Einrichtung zu min-
dern oder zu beseitigen oder die Aus-
übung von Rechten aus einer Beteili-
gung zu beschränken, 

f)  die Führung von Einrichtungen entspre-
chend den Vorschriften über die Eigen-
betriebe, 

g)  den Erwerb eines Geschäftsanteils an 
einer eingetragenen Genossenschaft, 

h)  die Errichtung, wesentliche Erweiterung 
oder Auflösung einer rechtsfähigen An-
stalt des öffentlichen Rechts gemäß 
§ 114 a, die Beteiligung oder Erhöhung 
einer Beteiligung der Anstalt an anderen 
Unternehmen oder Einrichtungen oder 
deren Gründung sowie Rechtsge-
schäfte der Anstalt im Sinne des § 111 

 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich, 
spätestens sechs Wochen vor Beginn des 
Vollzugs, anzuzeigen. Aus der Anzeige muß 
zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. Die Aufsichtsbehörde 
kann im Einzelfall aus besonderem Grund 
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 „(2) Für die Entscheidung über die mit-

telbare Beteiligung an einer Gesell-
schaft gilt Entsprechendes, wenn ein 
Beschluss des Rates nach § 108 Ab-
satz 5 oder § 111 Absatz 2 zu fassen 
ist.“  

 

die Frist verkürzen, verlängern oder ergän-
zende Unterlagen verlangen. 
 
(2) Für die Entscheidung über die mittelbare 
Beteiligung an einer Gesellschaft gilt Ent-
sprechendes, wenn ein Beschluß des Rates 
nach § 108 Abs. 6 oder § 111 Abs. 2 zu fas-
sen ist. 
 

22. § 116 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 116 
Gesamtabschluss 

 
(1) Die Gemeinde hat in jedem Haushaltsjahr 
für den Abschlussstichtag 31. Dezember ei-
nen Gesamtabschluss aufzustellen. § 95 Ab-
satz 1 gilt entsprechend. 
 
(2) Der Gesamtabschluss besteht aus 
 
1.  der Gesamtergebnisrechnung, 
2.  der Gesamtbilanz, 
3.  dem Gesamtanhang, 
4.  der Kapitalflussrechnung und 
5.  dem Eigenkapitalspiegel. 
 
Darüber hinaus hat die Gemeinde einen Ge-
samtlagebericht aufzustellen. 
 
(3) Zum Zwecke der Aufstellung des Ge-
samtabschlusses sind die Jahresabschlüsse 
aller verselbständigten Aufgabenbereiche in 
öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 
Form mit dem Jahresabschluss der Ge-
meinde zu konsolidieren, sofern im Gesetz 
oder durch Rechtsverordnung nicht anderes 
bestimmt ist. Für mittelbare Beteiligungen gilt 
§ 290 Absatz 3 des Handelsgesetzbuches 
entsprechend. 
 
(4) Auf den Gesamtabschluss sind, soweit 
seine Eigenart keine Abweichung bedingt  
oder im Gesetz oder durch Rechtsverord-
nung nichts anderes bestimmt ist, die Vor-
schriften über den gemeindlichen Jahresab-
schluss entsprechend anzuwenden. 
 
(5) Hat sich die Zusammensetzung der in 
den Gesamtabschluss einbezogenen ver-
selbständigten Aufgabenbereiche gemäß 
Absatz 3 im Laufe des Haushaltsjahres we-
sentlich geändert, so sind in den Gesamtab-
schluss Angaben aufzunehmen, die es 
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a) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort  
„, Lageberichte“ durch die Wörter 
„einschließlich etwaig erstellter La-
geberichte“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Absatz 7 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  Absatz 8 wird Absatz 7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ermöglichen, die aufeinanderfolgenden Ge-
samtabschlüsse sinnvoll zu vergleichen. 
 
(6) Die in den Gesamtabschluss einzubezie-
henden verselbständigten Aufgabenberei-
che nach Absatz 3 haben der Gemeinde ihre 
Jahresabschlüsse, Lageberichte, und wenn 
eine Abschlussprüfung stattgefunden hat, 
die Prüfungsberichte sowie, wenn ein Zwi-
schenabschluss aufzustellen ist, einen auf 
den Stichtag des Gesamtabschlusses aufge-
stellten Abschluss unverzüglich einzu-
reichen. Die Gemeinde kann von jedem ver-
selbständigten Aufgabenbereich nach Ab-
satz 3 alle Aufklärungen und Nachweise ver-
langen, welche die Aufstellung des Gesamt-
abschlusses und des Gesamtlageberichtes 
erfordert. 
 
(7) Am Schluss des Gesamtanhangs sind für 
die Mitglieder des Verwaltungsvorstands 
nach § 70, soweit dieser nicht zu bilden ist 
für den Bürgermeister und den Kämmerer, 
sowie für die Ratsmitglieder, auch wenn die 
Personen im Haushaltsjahr ausgeschieden 
sind, anzugeben: 
 
1.  der Familienname mit mindestens ei-

nem ausgeschriebenen Vornamen, 
2.  der ausgeübte Beruf, 
3.  die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten 

und anderen Kontrollgremien im Sinne 
des § 125 Absatz 1 Satz 5 des Aktien-
gesetzes, 

4.  die Mitgliedschaft in Organen von ver-
selbstständigten Aufgabenbereichen 
der Gemeinde in öffentlich-rechtlicher o-
der privatrechtlicher Form, 

5.  die Mitgliedschaft in Organen sonstiger 
privatrechtlicher Unternehmen. 

 
(8) Der Gesamtabschluss und der Gesamt-
lagebericht sind innerhalb der ersten neun 
Monate nach dem Abschlussstichtag aufzu-
stellen, § 95 Absatz 5 findet für deren Auf-
stellung entsprechende Anwendung. 
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d)  Absatz 9 wird Absatz 8 und Satz 2 
wird wie folgt gefasst: 

 
 „Der Rat bestätigt den geprüften 

Gesamtabschluss durch Be-
schluss; § 96 Absatz 1 Satz 1, 3 
und 6 und Absatz 2 finden entspre-
chende Anwendung.“ 

 

(9) Für die Prüfung des Gesamtabschlusses 
und des Gesamtlageberichtes gilt § 59 Ab-
satz 3 entsprechend. Der Rat bestätigt den 
geprüften Gesamtabschluss durch Be-
schluss, § 96 Absatz 1 Sätze 1, 4 und 7 und 
Absatz 2 finden entsprechende Anwendung. 
 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 
 
Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 646), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Kreisordnung (KrO NRW) 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
1. In § 56 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Aufwendungen“ die Wörter 
„einschließlich aus vorangegangenen 
Jahresabschlüssen vorgetragener Jah-
resfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet 
werden sollen,“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 56 
Kreisumlage 

 
(1) Soweit die sonstigen Erträge eines Krei-
ses die entstehenden Aufwendungen nicht 
decken, ist eine Umlage nach den hierfür gel-
tenden Vorschriften von den kreisangehöri-
gen Gemeinden zu erheben (Kreisumlage). 
Ist die Haushaltssatzung des Kreises bei Be-
ginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt 
gemacht, so darf die Kreisumlage aus-
schließlich nach dem Umlagesatz des Vor-
jahres auf Grundlage der dafür festgesetzten 
Umlagegrundlagen erhoben werden. 
 
(2) Die Kreisumlage ist für jedes Haushalts-
jahr neu festzusetzen. Die Festsetzung der 
Umlagesätze bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung kann 
unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt 
werden. 
 
(3) Der Umlagesatz kann einmal im Laufe 
des Haushaltsjahres geändert werden. Die 
Änderung des Umlagesatzes wirkt auf den 
Beginn des Haushaltsjahres zurück. Eine Er-
höhung des Umlagesatzes der Kreisumlage 
ist nur zulässig, wenn unter Berücksichti-
gung des Rücksichtnahmegebotes nach § 9 
Satz 2 alle anderen Möglichkeiten, den 
Kreishaushalt auszugleichen, ausgeschöpft 
sind. Im Falle einer Erhöhung des für das 
Haushaltsjahr bereits festgesetzten 
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2.  § 56a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 56a 
Ausgleichsrücklage 

 
§ 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gilt ent-
sprechend.“ 

 

Umlagesatzes muss der Beschluss vor dem 
30. Juni des Haushaltsjahres gefasst sein. 
 
(4) Handelt es sich um Einrichtungen des 
Kreises, die ausschließlich, in besonders 
großem oder in besonders geringem Maße 
einzelnen Teilen des Kreises zustatten kom-
men, so muß der Kreistag eine ausschließli-
che Belastung oder eine nach dem Umfang 
näher zu bestimmende Mehr oder Minderbe-
lastung dieser Kreisteile beschließen. Ab-
sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Soweit 
es sich um Einrichtungen des Kreises han-
delt, die dem öffentlichen Personennahver-
kehr oder dem öffentlichen Schienenverkehr 
dienen, kann der Kreistag von einem Be-
schluß nach Satz 1 absehen; Absatz 1 bleibt 
unberührt. Differenzen zwischen Plan und 
Ergebnis können im übernächsten Jahr aus-
geglichen werden. 
 
(5) Nimmt der Kreis die Aufgaben der Ju-
gendhilfe wahr, so hat er bei der Kreisumlage 
für kreisangehörige Gemeinden ohne eige-
nes Jugendamt eine einheitliche ausschließ-
liche Belastung in Höhe der ihm durch die 
Aufgabe des Jugendamtes verursachten 
Aufwendungen festzusetzen; dies gilt auch 
für die Aufwendungen, die dem Kreis durch 
Einrichtungen der Jugendhilfe für diese Ge-
meinden entstehen. Differenzen zwischen 
Plan und Ergebnis können im übernächsten 
Jahr ausgeglichen werden. 
 
(6) Der Kreis kann den infolge der Mitglied-
schaft in einem Zweckverband auf Grund 
Regionalisierungsgesetzes NW, in einem 
Verkehrsverbund oder in einer Verkehrsge-
meinschaft von ihm aufzubringenden Umla-
gebetrag in entsprechender Anwendung des 
Absatzes 4 auf die kreisangehörigen Ge-
meinden umlegen. 
 
 
 

§ 56a 
Ausgleichsrücklage 

 
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zu-
sätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss des 
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Kreistages zugeführt werden, soweit die all-
gemeine Rücklage einen Bestand in Höhe 
von mindestens 3 Prozent der Bilanzsumme 
des Jahresabschlusses des Kreises auf-
weist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.  In § 56b Absatz 2 werden die Wörter  

„oder steht die Überschuldung innerhalb 
der mittelfristigen Finanzplanung bevor“ 
gestrichen. 

 

 § 56b 
Haushaltssicherungskonzept 

 
(1) Der Kreis hat zur Sicherung seiner dau-
erhaften Leistungsfähigkeit ein Haushaltssi-
cherungskonzept aufzustellen und darin den 
nächstmöglichen Zeitpunkt zu bestimmen, 
bis zu dem der Haushaltsausgleich wieder 
hergestellt ist. § 76 der Gemeindeordnung 
gilt entsprechend. 
 
(2) Ist der Kreis überschuldet oder steht die 
Überschuldung innerhalb der mittelfristigen 
Finanzplanung bevor, so kann das Haus-
haltssicherungskonzept nur genehmigt wer-
den, wenn sowohl der Haushaltsausgleich 
als auch die Beseitigung der Überschuldung 
innerhalb der Frist des § 76 Absatz 2 Satz 3 
der Gemeindeordnung dargestellt wird. 

 
4.  § 56c wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 56c 
Sonderumlage 

 
 Der Kreis kann eine Sonderumlage er-

heben, sofern im Jahresabschluss eine 
Inanspruchnahme der allgemeinen 
Rücklage erfolgt ist. Eine Sonderum-
lage ist zu erheben, sofern eine Über-
schuldung nach § 75 Absatz 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen eingetreten ist. Die Son-
derumlage ist nach der Inanspruch-
nahme der allgemeinen Rücklage und 
unter Beachtung des Rücksichtnahme-
gebotes nach § 9 Satz 2 zu bestimmen. 
Sie kann in Teilbeträgen festgesetzt und 
erhoben werden. § 55 sowie § 56 Ab-
satz 2 und 3 finden entsprechende An-
wendung.“ 

 
 
 
 
 
 

  
 

§ 56c 
Sonderumlage 

 
Der Kreis kann eine Sonderumlage erheben, 
sofern im Jahresabschluss eine Inanspruch-
nahme des Eigenkapitals erfolgt ist. Eine 
Sonderumlage ist zu erheben, sofern eine 
Überschuldung nach § 75 Absatz 7 der Ge-
meindeordnung eingetreten ist. Die Son-
derumlage ist nach der Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage und der allgemeinen 
Rücklage und unter Beachtung des Rück-
sichtnahmegebots nach § 9 Satz 2 zu be-
stimmen. Sie kann in Teilbeträgen festge-
setzt und erhoben werden. § 55 Absatz 1 und 
2 sowie § 56 Absatz 2 und 3 finden entspre-
chende Anwendung. 
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Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen 

 
Die Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NW. S. 657), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. 
S. 490) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

  
Landschaftsverbandsordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LVerbO) 

 
 
 
1. In § 22 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Aufwendungen“ die Wörter 
„einschließlich aus vorangegangenen 
Jahresabschlüssen vorgetragener Jah-
resfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet 
werden sollen,“ eingefügt. 

 

 § 22 
Landschaftsumlage 

 
(1) Die Landschaftsverbände erheben nach 
den hierfür geltenden Vorschriften von den 
kreisfreien Städten und Kreisen eine Um-
lage, soweit ihre sonstigen Erträge zur De-
ckung der Aufwendungen im Ergebnisplan 
nicht ausreichen (Landschaftsumlage). Ist 
die Haushaltssatzung des Landschaftsver-
bandes bei Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht bekannt gemacht, so darf die 
Landschaftsumlage ausschließlich nach 
dem Umlagesatz des Vorjahres auf Grund-
lage der dafür festgesetzten Umlagegrundla-
gen erhoben werden. 
 
(2) Die Landschaftsumlage ist für jedes 
Haushaltsjahr neu festzusetzen. Die Festset-
zung des Umlagesatzes bedarf der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. Die Genehmi-
gung kann unter Bedingungen und mit Aufla-
gen erteilt werden. 
 
(3) Der Umlagesatz kann einmal im Laufe 
des Haushaltsjahres geändert werden. Die 
Änderung des Umlagesatzes wirkt auf den 
Beginn des Haushaltsjahres zurück. Eine Er-
höhung des Umlagesatzes der Land-
schaftsumlage ist nur zulässig, wenn unter 
Berücksichtigung des Rücksichtnahmegebo-
tes nach § 9 Satz 2 der Kreisordnung alle an-
deren Möglichkeiten, den Haushalt des 
Landschaftsverbandes auszugleichen, aus-
geschöpft sind. Im Falle einer Erhöhung des 
für das Haushaltsjahr bereits festgesetzten 
Umlagesatzes muss der Beschluss vor dem 
30. Juni des Haushaltsjahres gefasst sein. 
 
(4) § 55 der Kreisordnung findet entspre-
chende Anwendung. 
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2.  § 23a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 23a 
Ausgleichsrücklage 

 
§ 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gilt ent-
sprechend.“ 

 

  
 

§ 23a 
Ausgleichsrücklage 

 
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zu-
sätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss der Land-
schaftsversammlung zugeführt werden, so-
weit die allgemeine Rücklage einen Bestand 
in Höhe von mindestens 3 Prozent der Bi-
lanzsumme des Jahresabschlusses auf-
weist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. In § 23b Absatz 2 werden die Wörter  

„oder steht die Überschuldung innerhalb 
der mittelfristigen Finanzplanung bevor“ 
gestrichen. 

 

 § 23b 
Haushaltssicherungskonzept 

 
(1) Der Landschaftsverband hat zur Siche-
rung seiner dauerhaften Leistungsfähigkeit 
ein Haushaltssicherungskonzept aufzustel-
len und darin den nächstmöglichen Zeitpunkt 
zu bestimmen, bis zu dem der Haushaltsaus-
gleich wieder hergestellt ist. § 76 der Ge-
meindeordnung gilt entsprechend. 
 
(2) Ist der Landschaftsverband überschuldet 
oder steht die Überschuldung innerhalb der 
mittelfristigen Finanzplanung bevor, so kann 
das Haushaltssicherungskonzept nur geneh-
migt werden, wenn sowohl der Haushalt-
sausgleich als auch die Beseitigung der 
Überschuldung innerhalb der Frist des § 76 
Absatz 2 Satz 3 der Gemeindeordnung dar-
gestellt wird. 
 

4.  § 23c wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 23c 
Sonderumlage 

 
„Der Landschaftsverband kann eine 
Sonderumlage erheben, sofern im Jah-
resabschluss eine Inanspruchnahme 
der allgemeinen Rücklage erfolgt ist. 
Eine Sonderumlage ist zu erheben, so-
fern eine Überschuldung nach § 75 Ab-
satz 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen eingetreten 
ist. Die Sonderumlage ist nach der Inan-
spruchnahme der allgemeinen Rück-
lage und unter Beachtung des 

  
 

§ 23c 
Sonderumlage 

 
Der Landschaftsverband kann eine Son-
derumlage erheben, sofern im Jahresab-
schluss eine Inanspruchnahme des Eigenka-
pitals erfolgt ist. Eine Sonderumlage ist zu er-
heben, sofern eine Überschuldung nach § 75 
Absatz 7 der Gemeindeordnung eingetreten 
ist. Die Sonderumlage ist nach der Inan-
spruchnahme der Ausgleichsrücklage und 
der allgemeinen Rücklage und unter Beach-
tung des Rücksichtnahmegebots nach § 9 
Satz 2 der Kreisordnung zu bestimmen. Sie 
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Rücksichtnahmegebotes nach § 9 Satz 
2 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen zu bestimmen. Sie 
kann in Teilbeträgen festgesetzt und er-
hoben werden. § 55 der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen so-
wie § 22 Absatz 2 und 3 finden entspre-
chende Anwendung.“ 

 

kann in Teilbeträgen festgesetzt und erho-
ben werden. § 55 Absatz 1 und 2 der Kreis-
ordnung sowie § 22 Absatz 2 und 3 finden 
entsprechende Anwendung. 
 

5. Nach § 32 wird folgender § 32a einge-
fügt: 

 
„§ 32a 

Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung 

(Experimentierklausel) 
 

 Für die Landschaftsverbände findet 
§ 129 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entspre-
chende Anwendung.“ 

 
 

  

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den  

Regionalverband Ruhr 
 
Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz 

über den Regionalverband Ruhr (RVRG) 
 
 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Angabe zu § 26 folgende Angabe ein-
gefügt: 

 
 „§ 26a Weiterentwicklung der kommu-

nalen Selbstverwaltung (Experimentier-
klausel)“. 

 

 Inhaltsübersicht 
 
 
 

§ 26 Übergangsregelungen 
 

 
 
 
2.  In § 19 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Aufwendungen“ die Wörter 
„einschließlich aus vorangegangenen 
Jahresabschlüssen vorgetragener Jah-
resfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet 
werden sollen,“ eingefügt. 

 

 § 19 
Finanzierung der Verbandsaufgaben 

 
(1) Der Verband erhebt nach den hierfür gel-
tenden Vorschriften von den Mitgliedskörper-
schaften eine Umlage, soweit seine sonsti-
gen Erträge zur Deckung der Aufwendungen 
im Ergebnisplan nicht ausreichen (Ver-
bandsumlage). Er kann zur Finanzierung sei-
ner Aufgaben Empfänger von zweckgebun-
denen Zuweisungen aus dem 
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Gemeindefinanzierungsgesetz sein. Ist die 
Haushaltssatzung des Regionalverbandes 
Ruhr bei Beginn des Haushaltsjahres noch 
nicht bekannt gemacht, so darf die Ver-
bandsumlage ausschließlich nach dem Um-
lagesatz des Vorjahres auf Grundlage der 
dafür festgesetzten Umlagegrundlagen er-
hoben werden. 
 
(2) Die Verbandsumlage ist für jedes Haus-
haltsjahr neu festzusetzen. Die Festsetzung 
des Umlagesatzes bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung 
kann unter Bedingungen und mit Auflagen 
erteilt werden. 
 
(3) Der Umlagesatz kann einmal im Laufe 
des Haushaltsjahres geändert werden. Die 
Änderung des Umlagesatzes wirkt auf den 
Beginn des Haushaltsjahres zurück. Eine Er-
höhung des Umlagesatzes der Verbandsum-
lage ist nur zulässig, wenn unter Berücksich-
tigung des Rücksichtnahmegebotes nach 
§ 9 Satz 2 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 646) in der jeweils geltenden Fas-
sung alle anderen Möglichkeiten, den Haus-
halt des Verbandes auszugleichen, ausge-
schöpft sind. Im Falle einer Erhöhung des für 
das Haushaltsjahr bereits festgesetzten Um-
lagesatzes muss der Beschluss vor dem 
30. Juni des Haushaltsjahres gefasst sein. 
 
(4) Mit Ausnahme der Finanzierung der Auf-
gaben nach § 4 Absatz 1 und 3 kann die Um-
lagepflicht durch die Verbandsordnung auf 
einen Höchstbetrag beschränkt, differenziert 
oder ausgeschlossen werden; dies gilt insbe-
sondere für die Finanzierung der vom Ver-
band übernommenen Aufgaben nach § 4 
Abs. 2. Handelt es sich um Einrichtungen 
des Verbandes, die ausschließlich, in beson-
ders großem oder in besonders geringem 
Maße einzelner Mitgliedskörperschaften zu-
statten kommen, so soll die Verbandsver-
sammlung eine ausschließliche Belastung  
oder eine nach dem Umfang näher zu be-
stimmende Mehr- oder Minderbelastung die-
ser Mitgliedskörperschaften beschließen. 
Absatz 2 gilt entsprechend. 
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(5) Bei der Festsetzung der Verbandsumlage 
sind die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Mitgliedskörperschaften und ihre Beteiligung 
am Finanz- und Lastenausgleich zu berück-
sichtigen. 
 

3.  § 20 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(2) § 75 Absatz 3 der Gemeindeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.“ 

 

 § 20 
Haushaltswirtschaft 

 
(1) Auf die Haushaltswirtschaft finden die 
Vorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen und die hierzu er-
lassenen Rechtsvorschriften in ihrer jeweils 
geltenden Fassung sowie § 55 Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen entspre-
chende Anwendung, soweit nicht in diesem 
Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes eine 
andere Regelung getroffen wurde. 
 
(2) In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage 
zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung zugeführt werden, so-
weit die allgemeine Rücklage einen Bestand 
in Höhe von mindestens 3 Prozent der Bi-
lanzsumme des Jahresabschlusses auf-
weist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 20a Absatz 2 werden die Wörter  

„oder steht die Überschuldung innerhalb 
der mittelfristigen Finanzplanung bevor“ 
gestrichen. 

 

 § 20a 
Haushaltssicherungskonzept 

 
(1) Der Verband hat zur Sicherung seiner 
dauerhaften Leistungsfähigkeit ein Haus-
haltssicherungskonzept aufzustellen und da-
rin den nächstmöglichen Zeitpunkt zu be-
stimmen, bis zu dem der Haushaltsausgleich 
wieder hergestellt ist. § 76 der Gemeindeord-
nung gilt entsprechend. 
 
(2) Ist der Verband überschuldet oder steht 
die Überschuldung innerhalb der mittelfristi-
gen Finanzplanung bevor, so kann das 
Haushaltssicherungskonzept nur genehmigt 
werden, wenn sowohl der Haushaltsaus-
gleich als auch die Beseitigung der Über-
schuldung innerhalb der Frist des § 76 Ab-
satz 2 Satz 3 der Gemeindeordnung darge-
stellt wird. 
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5.  § 20b wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 20b 
Sonderumlage 

 
Der Verband kann eine Sonderumlage 
erheben, sofern im Jahresabschluss 
eine Inanspruchnahme der allgemeinen 
Rücklage erfolgt ist. Eine Sonderum-
lage ist zu erheben, sofern eine Über-
schuldung nach § 75 Absatz 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen eingetreten ist. Die Son-
derumlage ist nach der Inanspruch-
nahme der allgemeinen Rücklage und 
unter Beachtung des Rücksichtnahme-
gebots nach § 9 Satz 2 der Kreisord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen 
zu bestimmen. Sie kann in Teilbeträgen 
festgesetzt und erhoben werden. § 55 
der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen sowie § 19 Absatz 2 
und 3 finden entsprechende Anwen-
dung.“ 

 

  
 

§ 20b 
Sonderumlage 

 
Der Verband kann eine Sonderumlage erhe-
ben, sofern im Jahresabschluss eine Inan-
spruchnahme des Eigenkapitals erfolgt ist. 
Eine Sonderumlage ist zu erheben, sofern 
eine Überschuldung nach § 75 Absatz 7 der 
Gemeindeordnung eingetreten ist. Die Son-
derumlage ist nach der Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage und der allgemeinen 
Rücklage und unter Beachtung des Rück-
sichtnahmegebots nach § 9 Satz 2 der Krei-
sordnung zu bestimmen. Sie kann in Teilbe-
trägen festgesetzt und erhoben werden. § 55 
Absatz 1 und 2 sowie § 19 Absatz 2 und 3 
finden entsprechende Anwendung. 
 

6. Nach § 26 wird folgender § 26a einge-
fügt: 

 
„§ 26a 

Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung 

(Experimentierklausel) 
 

Für den Verband findet § 129 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen entsprechende Anwendung.“ 

 

  

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über kommu-

nale Gemeinschaftsarbeit 
 
Das Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 1979 (GV. NW. 
S. 621), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 
490) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 
 
 
 
 

  
Gesetz 

über kommunale Gemeinschaftsar-
beit (GkG NRW) 
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1.  In § 19 Absatz 1 Satz 1 werden nach 

dem Wort „Aufwendungen“ die Wörter 
„einschließlich aus vorangegangenen 
Jahresabschlüssen vorgetragener Jah-
resfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr 
zu verrechnen sind oder verrechnet 
werden sollen,“ eingefügt. 

 
 

 § 19 
Verbandsumlage 

 
(1) Der Zweckverband erhebt von den Ver-
bandsmitgliedern eine Umlage, soweit seine 
sonstigen Erträge die entstehenden Aufwen-
dungen nicht decken. Die Umlagepflicht ein-
zelner Verbandsmitglieder kann durch die 
Verbandssatzung auf einen Höchstbetrag 
beschränkt oder ausgeschlossen werden; 
dies gilt nicht bei Sparkassenzweckverbän-
den. Die Umlage soll in der Regel nach dem 
Verhältnis des Nutzens bemessen werden, 
den die einzelnen Verbandsmitglieder aus 
der Wahrnehmung der Aufgaben des Zweck-
verbandes haben. Ein anderer Maßstab 
kann zugrunde gelegt werden, wenn dies an-
gemessen ist. Soweit die Umlage nach der 
Steuerkraft bemessen wird, gelten die Vor-
schriften über die Kreisumlage, bei Zweck-
verbänden, denen als kommunale Körper-
schaften nur Landschaftsverbände angehö-
ren, die Vorschriften über die Landschafts-
verbandsumlage entsprechend. 
 
(2) Die Umlage ist für jedes Haushaltsjahr in 
der Haushaltssatzung neu festzusetzen. Die 
Festsetzung der Umlage bedarf der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. 
 
(3) Der Zweckverband kann Gebühren und 
Beiträge in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Kommunalabgabenrechts 
erheben. Das Recht zur Erhebung von Steu-
ern steht ihm nicht zu. 
 

2.  § 19a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 19a 
Ausgleichsrücklage 

 
§ 75 Absatz 3 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.“ 

 

  
 

§ 19a 
 
 
In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zu-
sätzlich zur allgemeinen Rücklage als ge-
sonderter Posten des Eigenkapitals anzuset-
zen. Der Ausgleichsrücklage können Jahre-
süberschüsse durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung zugeführt werden, so-
weit ihr Bestand nicht den Höchstbetrag von 
einem Drittel des Eigenkapitals erreicht hat. 
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Artikel 6 
Änderung der Eigenbetriebsverordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
Auf Grund des § 133 Absatz 1 und 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
14. September 2021 (GV. NRW. s. 1072) ge-
ändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und Digitali-
sierung des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi-
nanzen des Landes Nordrhein-Westfalen: 
 

  
Eigenbetriebsverordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) 

Die Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 16. Novem-
ber 2004 (GV. NRW. S. 644, ber. 2005 
S. 15), die zuletzt durch Verordnung vom 
22. März 2021 (GV. NRW. S. 348) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  

1. § 5 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 5 
Betriebsausschuss 

 
(1) Der Rat bildet für den Eigenbetrieb einen 
Betriebsausschuss. Für mehrere Eigenbe-
triebe einer Gemeinde kann ein gemeinsa-
mer Betriebsausschuss gebildet werden. 
Dem Betriebsausschuss sollen keine Aufga-
ben bzw. Zuständigkeiten aus Bereichen an-
derer Ausschüsse des Rates der Gemeinde 
übertragen werden. 
 
(2) Die Zusammensetzung des Betriebsaus-
schusses wird durch die Betriebssatzung ge-
regelt. An Beschlüssen und sonstigen Ent-
scheidungen des Betriebsausschusses so-
wie deren Vorbereitung sollen keine Mitglie-
der mitwirken, für die Ausschließungsgründe 
nach § 31 GO NRW vorliegen. Scheidet ein 
Mitglied oder ein Stellvertreter aus dem Be-
triebsausschuss aus, wählt der Rat auf Vor-
schlag derjenigen Gruppe, die die Ausge-
schiedene oder den Ausgeschiedenen vor-
geschlagen hatte, eine Nachfolge. Macht die 
Gruppe innerhalb von zwei Wochen nach 
dem Ausscheiden von ihrem Vorschlags-
recht keinen Gebrauch, ist die Nachfolge 
nach § 50 Abs. 2 GO NRW zu wählen. 
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 „Der Betriebsausschuss setzt unbe-

schadet der Vorschrift des § 4 die allge-
meinen Lieferbedingungen fest und er-
teilt die Zustimmung zu erfolgsgefähr-
denden Mehraufwendungen und zu 
Mehrauszahlungen nach den §§ 15 und 
16.“ 

 

(3) An den Beratungen des Betriebsaus-
schusses nimmt die Betriebsleitung teil; sie 
ist berechtigt und auf Verlangen verpflichtet, 
ihre Ansicht zu einem Punkt der Tagesord-
nung darzulegen. 
 
(4) Der Betriebsausschuss berät die Be-
schlüsse des Rates vor. Über alle wichtigen 
Angelegenheiten die gemeindliche Entwick-
lung betreffend ist er von der Bürgermeiste-
rin oder dem Bürgermeister zu unterrichten. 
Daneben obliegt der Betriebsleitung eine 
umfassende Unterrichtungspflicht gegen-
über dem Betriebsausschuss bezogen auf 
alle betrieblichen Angelegenheiten, insbe-
sondere auch über die beabsichtigte Ge-
schäftspolitik und andere grundsätzliche Fra-
gen der Unternehmensplanung. 
 
(5) Der Betriebsausschuss setzt unbescha-
det der Vorschrift des § 4 die allgemeinen 
Lieferbedingungen fest; er erteilt die Zustim-
mung zu erfolggefährdenden Mehraufwen-
dungen und zu Mehrauszahlungen nach den 
§§ 15 und 16 dieser Verordnung und schlägt 
der Gemeindeprüfungsanstalt eine Wirt-
schaftsprüferin oder einen Wirtschaftsprüfer 
oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
für den Jahresabschluss vor. Er entscheidet 
über die Entlastung der Betriebsleitung. Die 
Betriebssatzung kann dem Betriebsaus-
schuss die Entscheidung in weiteren Ange-
legenheiten übertragen, soweit sie nicht zu 
den Geschäften der laufenden Betriebsfüh-
rung gehören. 
 
(6) Der Betriebsausschuss entscheidet in 
den Angelegenheiten, die der Beschlussfas-
sung des Rates unterliegen, falls die Angele-
genheit keinen Aufschub duldet. In Fällen 
äußerster Dringlichkeit kann die Bürgermeis-
terin bzw. der Bürgermeister mit der oder 
dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses 
entscheiden. § 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 GO 
NRW gilt entsprechend. Ist der Betriebsaus-
schuss noch nicht gebildet, werden seine 
Aufgaben vom Hauptausschuss wahrge-
nommen; § 60 Abs. 1 Satz 2 bis 4 GO NRW 
findet Anwendung. 
 
(7) Für die Haftung der Mitglieder des Be-
triebsausschusses gilt § 2 Abs. 1 Satz 4 sinn-
gemäß. 
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2. In § 9 Absatz 1 Satz 5 werden die Wör-

ter „§ 103 Absatz 2 GO NRW findet ent-
sprechende Anwendung“ durch die 
Wörter „§ 21 findet entsprechende An-
wendung.“ ersetzt.  

 

 § 9 
Vermögen des Eigenbetriebs 

 
(1) Der Eigenbetrieb ist finanzwirtschaftlich 
als Sondervermögen der Gemeinde zu ver-
walten und nachzuweisen. Auf die Erhaltung 
des Sondervermögens ist Bedacht zu neh-
men. Bei der Errichtung eines Eigenbetriebs 
durch Ausgliederung von Vermögen und 
Schulden aus dem Haushalt der Gemeinde 
sind deren Gegenstand und Wert in der Be-
triebssatzung festzusetzen. Gleichzeitig sind 
in einem Ausgliederungsbericht die für die 
Angemessenheit der Einbringung wesentli-
chen Umstände darzulegen. Die Eröffnungs-
bilanz für den neu zu errichtenden Eigenbe-
trieb ist zu prüfen; § 103 Absatz 2 GO NRW 
findet entsprechende Anwendung. 
 
(2) Das in der Betriebssatzung festzuset-
zende Stammkapital und die Rücklagen ha-
ben eine angemessene Eigenkapitalausstat-
tung des Eigenbetriebs darzustellen. 
 

3. § 19 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(2) Über die Buchführung, das Inventar 

und die Aufbewahrung finden die Vor-
schriften des Dritten Buchs des Han-
delsgesetzbuches in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 154) geändert worden ist, An-
wendung, soweit sie nicht bereits unmit-
telbar gelten.“ 

 

 § 19 
Buchführung und Kostenrechnung 

 
(1) Der Eigenbetrieb führt seine Rechnung 
nach den Regeln der kaufmännischen dop-
pelten Buchführung. Die Buchführung muss 
den handelsrechtlichen Grundsätzen oder 
den für das Neue Kommunale Finanzma-
nagement geltenden Grundsätzen entspre-
chen. 
 
(2) Die Vorschriften des Dritten Buchs des 
Handelsgesetzbuchs über Buchführung, In-
ventar und Aufbewahrung finden Anwen-
dung, soweit sie nicht bereits unmittelbar gel-
ten. 
 
 
 
 
 
(3) Der Eigenbetrieb hat die für Kostenrech-
nungen erforderlichen Unterlagen zu führen 
und nach Bedarf Kostenrechnungen zu er-
stellen. Hierbei soll eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung zur Unterstützung der Steue-
rung und zur Beurteilung der Wirtschaftlich-
keit und Leistungsfähigkeit der Aufgabener-
füllung geführt werden. 
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4.  § 21 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 21 
Aufstellung des Jahresabschlusses 

und Prüfung 
 

(1) Für den Schluss eines jeden Wirt-
schaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches für Kapitalgesell-
schaften aufzustellen und zu prüfen, so-
weit sich aus dieser Verordnung oder 
der Betriebssatzung nichts anderes 
ergibt. 
 
(2) Der Jahresabschluss ist zu prüfen. 
Die Betriebsleitung kann mit der Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung 
eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirt-
schaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft nach vorheriger Be-
schlussfassung durch den Betriebsaus-
schuss beauftragen. In den Fällen des 
Satzes 1 gilt § 102 Absatz 2 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen sinngemäß. Wird die 
Buchführung des Eigenbetriebs nach 
den für Gemeinden geltenden Vorschrif-
ten geführt, so kann abweichend dazu 
auch die örtliche Rechnungsprüfung mit 
der Prüfung beauftragt werden. Im Falle 
der Prüfung durch die örtliche Rech-
nungsprüfung gilt § 102 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-West-
falen entsprechend.  
 
(3) Im Rahmen der Jahresabschluss-
prüfung ist die Anwendung des § 53 Ab-
satz 1 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 14. August 2017 
(BGBl. I S. 3122) geändert worden ist, 
zu beauftragen. In dem Bericht über die 
Prüfung des Jahresabschlusses ist fer-
ner darauf einzugehen, ob das von der 
Gemeinde zur Verfügung gestellte Ei-
genkapital angemessen verzinst wird. 
Sofern ein Lagebericht aufzustellen ist, 
erstreckt sich die Jahresabschlussprü-
fung auch auf diesen. 
 

  
 

§ 21 
Jahresabschluss 

 
 

Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjah-
res ist ein Jahresabschluss aufzustellen, der 
aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrech-
nung und dem Anhang besteht. Die allge-
meinen Vorschriften, die Ansatzvorschriften, 
die Vorschriften über die Bilanz und die Ge-
winn- und Verlustrechnung, die Bewertungs-
vorschriften und die Vorschriften über den 
Anhang für den Jahresabschluss der großen 
Kapitalgesellschaften im Dritten Buch des 
Handelsgesetzbuchs finden sinngemäß An-
wendung, soweit sich aus dieser Verordnung 
nichts anderes ergibt. 
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(4) Die Aufwendungen für die Jahresab-
schlussprüfung trägt der Eigenbetrieb.“ 

 
5.  § 24 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird 

gestrichen.   
 

 

 § 24 
Anhang, Anlagenspiegel 

 
(1) § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Han-
delsgesetzbuches ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass die vom Eigenbetrieb für die 
Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Ge-
samtbezüge und Leistungen für die Mitglie-
der der Betriebsleitung und des Betriebsaus-
schusses im Anhang zum Jahresabschluss 
jeweils für jede Personengruppe sowie zu-
sätzlich unter Namensnennung die Bezüge 
und Leistungen für jedes einzelne Mitglied 
dieser Personengruppen unter Aufgliede-
rung nach erfolgsunabhängigen und erfolgs-
bezogenen sowie Komponenten mit langfris-
tiger Anreizwirkung anzugeben sind. § 108 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 Satz 2 GO NRW 
gilt entsprechend. Ferner sind die in § 285 
Nummer 9 Buchstaben b und c des Handels-
gesetzbuches genannten Angaben über die 
vom Eigenbetrieb gewährten Leistungen für 
die Mitglieder der Betriebsleitung und des 
Betriebsausschusses und die in § 285 Num-
mer 10 des Handelsgesetzbuches genann-
ten Angaben für die Mitglieder der Betriebs-
leitung und des Betriebsausschusses zu ma-
chen. 
 
(2) In einem Anlagenspiegel als Bestandteil 
des Anhangs ist die Entwicklung der einzel-
nen Posten des Anlagevermögens ein-
schließlich der Finanzanlagen entsprechend 
der Gliederung der Bilanz darzustellen. 
Hierzu gehört auch eine Darstellung 
 
1.  der Änderungen im Bestand der zum Ei-

genbetrieb gehörenden Grundstücke 
und grundstücksgleichen Rechte, 

2.  der Änderungen im Bestand, Leistungs-
fähigkeit und Ausnutzungsgrad der 
wichtigsten Anlagen, 

3.  des Stands der Anlagen im Bau und die 
geplanten Bauvorhaben, 

4.  der Entwicklung des Eigenkapitals und 
der Rückstellungen jeweils unter An-
gabe von Anfangsbestand, Zugängen 
und Entnahmen, 
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5.  der Umsatzerlöse mittels einer Mengen- 
und Tarifstatistik des Berichtsjahres im 
Vergleich mit dem Vorjahr, 

6.  des Personalaufwands mittels einer 
Statistik über die zahlenmäßige Ent-
wicklung der Belegschaft unter Angabe 
der Gesamtsummen der Löhne, Gehäl-
ter, Vergütungen, sozialen Abgaben, 
Aufwendungen für Altersversorgung 
und Unterstützung einschließlich der 
Beihilfen und der sonstigen sozialen 
Aufwendungen für das Wirtschaftsjahr. 

 
6.  § 25 wird aufgehoben. 
 

 § 25 
Lagebericht 

 
(1) Gleichzeitig mit dem Jahresabschluss ist 
ein Lagebericht entsprechend den Vorschrif-
ten des § 289 des Handelsgesetzbuches 
aufzustellen. 
 
(2) Im Lagebericht ist auch auf Sachverhalte 
einzugehen, die Gegenstand der Berichter-
stattung gemäß § 103 Absatz 3 Satz 2 GO 
NRW im Rahmen der Prüfung nach § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes sein können. 
 

7.  § 26 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 werden je-
weils die Wörter „und den Lagebe-
richt“ durch die Wörter „nach § 21“ 
ersetzt.  

 

 § 26 
Rechenschaft 

 
(1) Die Betriebsleitung hat den Jahresab-
schluss und den Lagebericht bis zum Ablauf 
von drei Monaten nach Ende des Wirt-
schaftsjahres aufzustellen und unter Angabe 
des Datums zu unterschreiben. Besteht die 
Betriebsleitung aus mehreren Personen, ha-
ben sämtliche Betriebsleiterinnen oder Be-
triebsleiter zu unterschreiben. Die Betriebs-
leitung legt den Jahresabschluss und den 
Lagebericht über die Bürgermeisterin oder 
den Bürgermeister dem Betriebsausschuss 
vor, der diese Unterlagen mit dem Ergebnis 
seiner Beratungen nach Absatz 2 an den Rat 
der Gemeinde weiterleitet. 
 

b)  Die Absätze 2 bis 4 werden wie 
folgt gefasst: 

 
„(2) Der Betriebsausschuss soll die 
Ergebnisse der Jahresabschluss-
prüfung nach § 21 sowie gegebe-
nenfalls die Ergebnisse der Prüfung 
der örtlichen Rechnungsprüfung 

  
 
 
(2) Der Betriebsausschuss soll die Ergeb-
nisse der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts sowie ggf. die Ergeb-
nisse der Prüfung der örtlichen Rechnungs-
prüfung nach § 104 Absatz 1 Nummer 2 GO 
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nach § 104 Absatz 1 Nummer 2 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in seine Bera-
tung einbeziehen. 

 
(3) Der Rat der Gemeinde stellt den 
geprüften Jahresabschluss inner-
halb eines Jahres nach Ende des 
Wirtschaftsjahres fest. Sofern ein 
Lagebericht Gegenstand des Jah-
resabschlusses und seiner Prüfung 
ist, nimmt er diesen zur Kenntnis. 
Zugleich beschließt er über die Ver-
wendung des Jahresüberschusses 
oder die Behandlung eines Jahres-
fehlbetrages. 
 
(4) Der Jahresabschluss, die Ver-
wendung des Jahresüberschusses 
oder die Behandlung des Jahres-
fehlbetrages sowie das Ergebnis 
der Prüfung des Jahresabschlus-
ses nach § 21 sind öffentlich be-
kannt zu machen. Der Jahresab-
schluss ist danach bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme ver-
fügbar zu halten. Satz 2 gilt ent-
sprechend für einen Lagebericht 
nach Absatz 3 Satz 2.“  

 
 

NRW in seine Beratung des geprüften Jah-
resabschlusses und Lageberichts einbezie-
hen. 
 
 
(3) Der Rat der Gemeinde stellt den geprüf-
ten Jahresabschluss innerhalb eines Jahres 
nach Ende des Wirtschaftsjahres fest und 
nimmt den geprüften Lagebericht zur Kennt-
nis. Zugleich beschließt er über die Verwen-
dung des Jahresgewinns oder die Behand-
lung eines Jahresverlustes. 
 
 
 
 
 
(4) Der Jahresabschluss, die Verwendung 
des Jahresgewinns oder die Behandlung des 
Jahresverlustes sowie das Ergebnis der Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts sind öffentlich bekannt zu machen. 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 
sind danach bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar zu halten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
8. In § 27 Satz 2 werden die Wörter „§§ 21 

bis 23 sowie 25“ durch die Angabe 
„§§ 22 und 23“ ersetzt.  

 

 § 27 
Anwendung des Neuen Kommunalen  

Finanzmanagements 
 

Für die Wirtschaftsführung und das Rech-
nungswesen der Eigenbetriebe ist auch die 
Anwendung der Vorschriften der Kommunal-
haushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen 
zulässig. Wird hiervon Gebrauch gemacht, 
gelten die § 19 Absatz 2 und §§ 21 bis 23 
sowie 25 insoweit nicht. Des Weiteren ist 
dann der Erfolgsplan (§ 15) als Ergebnisplan 
nach § 2 der Kommunalhaushaltsverord-
nung Nordrhein-Westfalen und der Vermö-
gensplan (§ 16) als Finanzplan nach § 3 der 
Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-
Westfalen auszugestalten. In diesen Fällen 
ist die mittelfristige Ergebnis- und Finanzpla-
nung nach § 18 in die in Satz 3 genannten 
Pläne einzubeziehen. 
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Artikel 7 
Änderung der Kommunalunternehmens-

verordnung 
 
Auf Grund des § 133 Absatz 1 und 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
14. September 2021 (GV. NRW. s. 1072) ge-
ändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und Digitali-
sierung des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi-
nanzen des Landes Nordrhein-Westfalen: 
 

  
Verordnung 

über kommunale Unternehmen und  
Einrichtungen 

als Anstalt des öffentlichen Rechts 
(Kommunalunternehmensverordnung - 

KUV) 

Die Kommunalunternehmensverordnung 
vom 24. Oktober 2001 (GV.NRW. S. 773), 
die zuletzt durch Verordnung vom 22. 
März 2021 (GV. NRW. S. 348) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  

1. § 7 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 „(1) Vor der Umwandlung eines Regie-

betriebs in ein Kommunalunternehmen 
ist eine Eröffnungsbilanz nach den für 
alle Kaufleute geltenden Vorschriften 
des Handelsgesetzbuches in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 4100-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 154) geändert worden 
ist, aufzustellen.“ 

 

 § 7 
Umwandlung von Regiebetrieben 

 
(1) Vor der Umwandlung eines Regiebe-
triebs in ein Kommunalunternehmen ist eine 
Eröffnungsbilanz gemäß den für alle Kauf-
leute geltenden Vorschriften des Handelsge-
setzbuchs (HGB) aufzustellen. 
 
 
 
 
 
 
(2) Bei der Errichtung eines Kommunalunter-
nehmens durch Ausgliederung von Vermö-
gen und Schulden aus dem Haushalt der Ge-
meinde sind deren Gegenstand und Wert in 
der Unternehmenssatzung festzusetzen. 
Gleichzeitig sind in einem Ausgliederungs-
bericht die für die Angemessenheit der Ein-
bringung wesentlichen Umstände darzule-
gen. 
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2.  § 22 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 22 
Aufstellung des Jahresabschlusses 

und Prüfung 
 
(1) Für den Schluss eines jeden Wirt-
schaftsjahres ist ein Jahresabschluss in 
entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches für Kapitalgesell-
schaften aufzustellen und zu prüfen, so-
weit sich aus dieser Verordnung oder 
aus der Unternehmenssatzung nach § 5 
nichts anderes ergibt. 
 
(2) Der Jahresabschluss ist zu prüfen. 
Im Rahmen der Jahresabschlussprü-
fung ist die Anwendung des § 53 Ab-
satz 1 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1273), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 14. August 2017 
(BGBl. I S. 3122) geändert worden ist, 
zu beauftragen. In dem Bericht über die 
Prüfung des Jahresabschlusses ist fer-
ner darauf einzugehen, ob das von der 
Gemeinde zur Verfügung gestellte Ei-
genkapital angemessen verzinst wird. 
Sofern ein Lagebericht aufzustellen ist, 
erstreckt sich die Jahresabschlussprü-
fung auch auf diesen. 
 
(3) Die Aufwendungen für die Jahresab-
schlussprüfung trägt das Unterneh-
men.“ 

 

  
 

§ 22 
Jahresabschluss 

 
 
Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjah-
res ist ein Jahresabschluss aufzustellen, der 
aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrech-
nung und dem Anhang besteht. Die allge-
meinen Vorschriften, die Vorschriften über 
den Ansatz, die Bilanz, die Gewinn- und Ver-
lustrechnung, die Bewertung und über den 
Anhang, die nach dem dritten Buch des Han-
delsgesetzbuchs (1. und 2. Abschn.) für den 
Jahresabschluss der großen Kapitalgesell-
schaften gelten, finden sinngemäß Anwen-
dung, soweit sich aus dieser Verordnung 
nichts anderes ergibt. 
 

3.  § 25 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 25 
Anhang, Anlagenspiegel 

 
(1) § 285 Nr. 8 und § 286 Abs. 2 und 3 HGB 
finden keine Anwendung. Die in § 285 Num-
mern 9 Buchstaben b und c und 10 Handels-
gesetzbuch genannten Angaben sind in ent-
sprechender Anwendung dieser Vorschriften 
für die Mitglieder des Vorstands und des Ver-
waltungsrats zu machen, die Angaben ge-
mäß § 285 Nummer 9 Buchstaben b und c 
Handelsgesetzbuch jedoch nur, soweit es 
sich um Leistungen des Kommunalunterneh-
mens handelt. 
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b) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird 
gestrichen.   

 

(2) In einem Anlagenspiegel als Bestandteil 
des Anhangs ist die Entwicklung der einzel-
nen Posten des Anlagevermögens ein-
schließlich der Finanzanlagen entsprechend 
der Gliederung der Bilanz darzustellen. 
Hierzu gehört auch eine Darstellung 
 
1. der Änderungen im Bestand der zum 

Kommunalunternehmen gehörenden 
Grundstücke und grundstücksgleichen 
Rechte, 

2.  der Änderungen im Bestand, Leistungs-
fähigkeit und Ausnutzungsgrad der 
wichtigsten Anlagen, 

3.  des Stands der Anlagen im Bau und die 
geplanten Bauvorhaben, 

4.  der Entwicklung des Eigenkapitals und 
der Rückstellungen jeweils unter An-
gabe von Anfangsbestand, Zugängen 
und Entnahmen, 

5.  der Umsatzerlöse mittels einer Mengen- 
und Tarifstatistik des Berichtsjahres im 
Vergleich mit dem Vorjahr, 

6.  des Personalaufwands mittels einer 
Statistik über die zahlenmäßige Ent-
wicklung der Belegschaft unter Angabe 
der Gesamtsummen der Löhne, Gehäl-
ter, Vergütungen, sozialen Abgaben, 
Aufwendungen für Altersversorgung 
und Unterstützung einschließlich der 
Beihilfen und der sonstigen sozialen 
Aufwendungen für das Wirtschaftsjahr. 

 
4.  § 26 wird aufgehoben. 
 

 § 26 
Lagebericht 

 
Der Lagebericht muss die in § 289 Absatz 1 
und 2 HGB genannten Sachverhalte behan-
deln. Im Lagebericht ist auch auf Sachver-
halte einzugehen, die Gegenstand der Be-
richterstattung gemäß § 27 Absatz 2 im Rah-
men der Prüfung nach § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes sein können. 
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5. § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 27 

Rechenschaft“. 
 
 
 
 

b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„und den Lagebericht“ durch 
die Wörter „nach § 22“ ersetzt.  

bb)  In Satz 2 werden die Wörter 
„und den Lagebericht“ durch 
die Wörter „nach § 22“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 

c)  Die Absätze 2 und 3 werden durch 
folgenden Absatz 2 ersetzt:  

 
„(2) Der Jahresabschluss, die Ver-
wendung des Jahresüberschusses 
oder die Behandlung des Jahres-
fehlbetrages sowie das Ergebnis 
der Jahresabschlussprüfung nach 
§ 22 sind öffentlich bekannt zu ma-
chen und bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar zu hal-
ten.“ 

 

  
 
 
 
 

§ 27 
Aufstellung, Behandlung und  

Offenlegung 
des Jahresabschlusses und des  

Lageberichts 
 
 
 
 

(1) Der Vorstand hat den Jahresabschluss 
und den Lagebericht innerhalb von 3 Mona-
ten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzu-
stellen und dem Verwaltungsrat nach Durch-
führung der Abschlussprüfung zur Feststel-
lung vorzulegen. Der Jahresabschluss und 
der Lagebericht sind vom Vorstand unter An-
gabe des Datums zu unterzeichnen. Bei der 
Feststellung des Jahresabschlusses hat der 
Verwaltungsrat über die Entlastung des Vor-
stands zu entscheiden. 
 
(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts der Kommunalunterneh-
men ist in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches für große Kapitalgesell-
schaften vorzunehmen. Im Rahmen der Jah-
resabschlussprüfung ist in entsprechender 
Anwendung des § 53 Absatz 1 Nummer 1 
und 2 des Haushaltsgrundsätzegeset-
zes ferner die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung zu prüfen und über die wirt-
schaftlich bedeutsamen Sachverhalte zu be-
richten. 
 
(3) Der Jahresabschluss, die Verwendung 
des Jahresgewinns oder die Behandlung des 
Jahresverlustes sowie das Ergebnis der Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts sind öffentlich bekannt zu machen. 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 
sind danach bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar zu halten. 
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Artikel 8 
Inkrafttreten, Übergangsregelung 

 
(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
31. Dezember 2023 in Kraft.  
 
(2) Für bis zum Tag der Verkündung dieses 
Gesetzes beschlossene und veröffentlichte 
Haushaltssatzungen gilt das vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes geltende Recht fort. 
 

  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/7188 

 
 

64 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/7188 

 
 

65 

Begründung  
 
Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements im 
Land Nordrhein-Westfalen 
(3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-Westfalen – 3. NKFWG NRW) 
 
 
Allgemeiner Teil der Begründung 
 
Starke und zukunftsfähige Städte und Gemeinden sind der Rückhalt für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und für wirtschaftliches Wachstum. Eine der Grundvoraussetzungen ist dabei 
eine zukunftsfähige kommunale Selbstverwaltung, die ihren Ausgangspunkt in der finanziellen 
Handlungsfähigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände findet.  
 
Im Jahr 2019 belief sich der bundesweite Finanzierungssaldo der Gemeinden und Gemeinde-
verbände auf rund + 8,57 Milliarden Euro. Seitdem verschlechtert sich dieser kontinuierlich: In 
2020 - das erste Jahr der Corona-Pandemie in der Bundesrepublik Deutschland - betrug der 
Finanzierungssaldo aller Gemeinden und Gemeindeverbände in Deutschland noch + 5,52 Mil-
liarden Euro, 2021 reduzierte sich dieser weiter auf 4,57 Milliarden Euro. 2022 belief sich der 
Finanzierungssaldo der Gemeinden und Gemeindeverbände bundesweit auf rund + 3,93 Mil-
liarden Euro1.  
 
Die Jahre seit 2020 sind von erheblichen finanziellen Unsicherheiten für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände geprägt: Neben den Corona-Jahren 2020 bis in das Jahr 2022 hinein prä-
gen derzeit insbesondere die Auswirkungen des Angriffes Russlands auf die Ukraine am 
24. Februar 2022, die Entwicklung der Inflation und die Bekämpfung derselben durch die Eu-
ropäische Zentralbank, die Umsetzung von verschiedenen Gesetzen zur Entlastung von Un-
ternehmen und Bevölkerung durch die Bundesebene, der Tarifabschluss der Kommunen und 
des Bundes für die Tarifbeschäftigen sowie die zunehmende, dauerhafte Unterbringung, Ver-
sorgung und Integration von Asylsuchenden die kommunalen Haushaltslagen. Mit Blick nach 
vorne besorgt - auch für die kommunalen Haushaltslagen - die weitere wirtschaftliche Entwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland und die weitere Entwicklung auf der Aufwands- bzw. 
Auszahlungsseite für bundesrechtliche Leistungsgesetze. Beispielshaft sei an dieser Stelle auf 
die Entwicklungen in der Eingliederungshilfe hingewiesen, die im Wege der Landschaftsver-
bandsumlage über die kreisfreien Städte und Kreise, die wiederum ihren Finanzbedarf auf die 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden umlegen, die kommunalen Haushalte insgesamt zu-
nehmend belasten.   
 
Zugleich stehen die Kommunen vor immensen Zukunftsaufgaben: die Herstellung der Gebäu-
deenergieeffizienz im kommunalen, öffentlichen Gebäudebestand, die Umsetzung der (noch 
auf Bundesebene zu beschließenden) kommunalen Wärmeplanung, die Umsetzung des 
Rechtsanspruches auf den Ganztag, die Klimaanpassungsmaßnahmen und -schutzmaßnah-
men, die weitere Digitalisierung der Verwaltung und vieles mehr.  
 
Um die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kommunen absichern zu können, bedarf es Ände-
rungen am kommunalen Haushaltsrecht: Im Zuge der Umsetzung der Haushaltsplanungen 
durch die Gemeinden und Gemeindeverbände hat sich retrospektiv gezeigt, dass sich der 
Vollzug der Haushalte im Ist wesentlich besser darstellt als im Vorhinein geplant. In Verbin-
dung mit der prognostischen Unsicherheit - die sich im Hinblick auf die Zukunft immer ergibt, 
sich aber vor dem Hintergrund der Verwerfungen in der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 

                                                
1 Quelle: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/152502/umfrage/einnahmen-ausgaben-und-finanzierungs-

saldo-der-kommunen/ 
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und der absehbaren Entwicklung der kommunalen Sozialhaushalte besonders darstellt - be-
darf es Änderungen, die das zu planende Haushaltsjahr stärker als bisher fokussiert und damit 
die Kämmereien im Haushaltsvollzug stärkt.  
 
Zugleich sollen mit dem Gesetzentwurf die Kommunen im Hinblick auf bestehende Bürokratie 
entlastet werden. Des Weiteren beinhaltet der Gesetzentwurf die Änderung von Rechtsvor-
schriften im Hinblick auf eine zu schaffende Lösung für den Bestand an kommunalen Liquidi-
tätskrediten. 

 
 

Besonderer Teil der Begründung 
 
Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
1. zu § 75 Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

§ 75 enthält die allgemeinen Haushaltsgrundsätze. In § 75 Absatz 1 wird ein neuer 
Satz 2 eingefügt, der die Vorschrift beinhaltet, dass die Gemeinde Bücher zu führen 
hat, in denen nach Maßgabe der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
und nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung der 
besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen die Verwaltungsvorfälle 
und die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage in der Form der doppelten Buchführung 
ersichtlich zu machen sind. Die Pflicht zur Führung von Büchern bezieht sich auf die 
finanzwirtschaftliche Seite der Verwaltungsvorfälle. Für die Buchführung sind die im 
Handelsrecht geltenden Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung maßgeblich, aller-
dings unter Berücksichtigung der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestim-
mungen. Diese Grundsätze sind nicht durch besondere Vorschrift geregelt. Sie ent-
sprechen weitgehend den für Kapitalgesellschaften nach dem Handelsrecht maßge-
benden Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. Abweichungen davon ergeben 
sich auf Grund der Besonderheiten des kommunalen Finanzwesens für den Geltungs-
bereich der Kommunen aus den für die Rechnungslegung maßgebenden Einzelrege-
lungen des Gemeindehaushaltsrechts, die insbesondere über die Verordnung über das 
Haushaltswesen der Kommunen im Land Nordrhein-Westfalen (Kommunalhaushalts-
verordnung Nordrhein-Westfalen - KomHVO NRW) untergesetzlich geregelt werden. 
In der Folge werden die bisherigen Sätze 2 und 3, die unverändert bleiben, zu den 
Sätzen 3 und 4. 
 
Mit der Änderung in § 75 Absatz 2 erfolgt eine Rückführung auf den Wesenskern der 
allgemeinen Haushaltsgrundsätze: Die bisher in § 75 Absatz 2 Satz 4 verortete Vor-
schrift über den Ansatz eines globalen Minderaufwandes wird sachlogisch in § 79 über-
führt (siehe dort): Der Ausgleich von Erträgen und Aufwendungen innerhalb eines 
Haushaltsjahres oder wenigstens in einem mittelfristigen Zeitraum ist Grundprinzip ei-
ner nachhaltigen Finanzwirtschaft und Bedingung für die nach § 75 Absatz 1 Satz 1 
bestehende Pflicht der Gemeinden, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu füh-
ren, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Die sich aus dem § 75 Ab-
satz 6 ergebende Pflicht der Gemeinde zur Sicherstellung ihrer Liquidität einschließlich 
der Finanzierung der Investitionen ist neben dem Haushaltsausgleich ein weiteres Kri-
terium für die Leistungsfähigkeit einer Gemeinde. Seit der Einführung des Neuen Kom-
munalen Finanzmanagements bezieht sich der Haushaltsausgleich auf den Ergebnis- 
und nicht auf den Finanzhaushalt, so dass die Verpflichtung der Sicherstellung der 
Zahlungsfähigkeit in § 89 Absatz 1 separat und konkretisierend geregelt worden ist.  
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§ 75 Absatz 3 Satz 1 bestimmt unverändert, dass in der Bilanz zusätzlich zur allgemei-
nen Rücklage eine „Ausgleichsrücklage“ als gesonderter Posten im Eigenkapital anzu-
setzen ist. Das kommunale bilanzielle Eigenkapital setzt sich derzeit wie folgt zusam-
men: Allgemeine Rücklage, Sonderrücklagen, Ausgleichsrücklage und Jahresüber-
schuss bzw. Jahresfehlbetrag (aus: „Muster für das doppische Rechnungswesen sowie 
zu Bestimmungen der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen und der 
Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen (VV Muster zur GO NRW und 
KomHVO NRW), Runderlass des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung 304 - 48.12.02/99 - 765/19“ vom 8. November 2019 (MBl. NRW. 2019, 
S. 652) - Muster zur Struktur der Bilanz (Anlage 23)). Unter Berücksichtigung des mit 
diesem Gesetzentwurf angelegten Ausgleichssystems wird das Muster um eine Posi-
tion „Verlustvortrag“ zu ergänzen sein. 
 
§ 75 Absatz 3 Satz 2 wird neu gefasst und stellt klar, dass Jahresüberschüsse die 
Ausgleichsrücklage erhöhen, soweit diese nicht für den Haushaltsausgleich verwendet 
werden. Satz 2 enthält damit künftig einen gesetzlichen Automatismus, der einen ge-
sonderten Beschluss im Rahmen der Feststellung des Jahresabschlusses erübrigt. Im 
geltenden Recht ist dies nur insoweit möglich, als dass die Ausgleichsrücklage nur 
dann erhöht werden darf, wenn die allgemeine Rücklage einen gewissen Bestand - 
gemessen an der Bilanzsumme - erreicht hat. In der Folge der bisherigen Regelung 
konnte daher das mit der Einführung der Ausgleichsrücklage verbundene Ziel - Aus-
gleichsrücklage als Schwankungsreserve für den Haushaltsausgleich - nicht vollstän-
dig zur Umsetzung gelangen.  
 
§ 75 Absatz 3 Satz 3 enthält den klarstellenden Hinweis, dass der Rat Beträge aus der 
Ausgleichsrücklage der allgemeinen Rücklage im Rahmen der Feststellung des Jah-
resabschlusses zuführen kann. 
 
Die allgemeine Rücklage soll zukünftig nur noch nachrangig zum Haushaltsausgleich 
in Anspruch genommen werden können, da sich an die Inanspruchnahme dieser Ei-
genkapitalposition bestimmte Rechtsfolgen knüpfen. § 75 Absatz 3 Satz 3 - neu - stellt 
dabei zusätzlich klar, dass im Rahmen der Feststellung des Jahresabschlusses aus 
der Ausgleichsrücklage Beträge in die Allgemeine Rücklage umgebucht werden kön-
nen. Aus Gründen der Rechtsrangfolge wird dies unmittelbar in der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen - und nicht über die Kommunalhaushaltsverordnung 
Nordrhein-Westfalen - geregelt.  
 
§ 75 Absatz 4 enthält in Satz 1 derzeit den allgemeinen Haushaltsgrundsatz, dass, 
wenn bei der Aufstellung der Haushaltssatzung ein Jahresfehlbetrag vorgetragen oder 
eine Verringerung der allgemeinen Rücklage vorgesehen wird, dies der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde bedarf. Unter Berücksichtigung der Änderungen in § 79 („Haus-
haltsplan“) wird das Genehmigungserfordernis ausgeweitet: Sofern eine Gemeinde im 
Rahmen der Haushaltsplanung unter Anwendung des künftigen Ausgleichssystems ei-
nen geplanten Verlust als Vortrag vorsieht und/oder die allgemeine Rücklage beab-
sichtigt zu verringern, bedarf dies der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Über einen 
ermessenslenkenden Erlass sollen die Aufsichtsbehörden weitere Hinweise zur Um-
setzung erhalten. Die weitere Änderung in § 75 Absatz 4 Satz 4 ist redaktioneller Art.  
 
Die vorgesehenen Änderungen in § 75 Absatz 5 dienen der Korrektur eines Rechtsver-
weises und sind im Übrigen redaktioneller Art. 
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§ 75 Absatz 7 Satz 1 schreibt als allgemeinen Haushaltsgrundsatz vor, dass eine Ge-
meinde sich nicht überschulden darf. Satz 2 wird an die korrekte Bezeichnung des Bi-
lanzausweises angepasst. 
 

2. zu § 76 Haushaltssicherungskonzept 
§ 76 Absatz 1 führt nach wie vor drei Fallkonstellationen auf, nach denen - bei jeweili-
gem Eintritt - die Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes ausgelöst 
wird. Grundsätzlich sieht § 75 Absatz 4 Satz 1 vor, dass, wenn bei der Aufstellung der 
Haushaltssatzung ein geplanter Verlust vorgetragen werden soll (§ 79 Absatz 3 Satz 2) 
und/oder eine Verringerung der allgemeinen Rücklage (§ 79 Absatz 3 Satz 3) vorgese-
hen wird, die Genehmigung der Aufsichtsbehörde einzuholen ist. Dies dient der früh-
zeitigen Information und Handelns der jeweiligen Aufsichtsbehörde. § 76 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 knüpfen die Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungs-
konzeptes jeweils an die Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage - jedoch mit un-
terschiedlichen Ausprägungen.  
 
Neben redaktionellen Änderungen wird in § 76 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Bezug 
auf das Planjahr, als das aktuelle Orientierungsjahr, konkretisiert. § 76 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 bleibt unverändert und gilt in Verbindung mit § 76 Absatz 1 Satz 2 sowohl 
für die Ergebnisplanung als auch für die Ergebnisrechnung, sofern im Rahmen der 
Haushaltsplanung (einschließlich der mittelfristen Ergebnisplanung) der Ausgleich über 
eine Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage erfolgen soll.   
 
Nummer 3 sieht im geltenden Recht als ein auslösendes Momentum für die Notwen-
digkeit zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes den vollständigen Ver-
brauch der allgemeinen Rücklage innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergeb-
nis- und Finanzplanung nach § 84 vor. Dieses auslösende Momentum kann (siehe Er-
läuterungen zur nachhaltigen Finanzwirtschaft zu § 75) entfallen. 
 
Mit Nummer 3 (neu) wird hingegen eine bisher bestehende Regelungslücke für die 
Kommunen geschlossen, die in ihrer Bilanz einen nicht durch Eigenkapital gedeckten 
Fehlbetrag ausweisen. Diese Kommunen waren bisher nicht in der gesetzlichen Ver-
pflichtung ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen – mit der Folge, dass bei einer 
Überschuldung und einem freiwillig aufgestellten Haushaltssicherungskonzept keine 
aufsichtliche Genehmigung für den Haushalt erteilt werden konnte. Mit der neuen Num-
mer 3 können die betroffenen Kommunen in eine aufsichtlich-begleitete Haushaltswirt-
schaft überführt werden, so dass die Haushaltssicherungskonzepte, sofern diese die 
Bedingungen im Hinblick auf den Haushaltsausgleich erfüllen, einer Genehmigung zu-
geführt werden können. 
 
Nach dem unveränderten § 76 Absatz 2 dient das Haushaltsicherungskonzept dem 
Ziel, im Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die künftige, dauernde Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen. Es bedarf der Genehmigung der zuständi-
gen Kommunalaufsichtsbehörde. Eine sich in der Haushaltssicherung befindliche Kom-
mune unterliegt einer stärkeren kommunalaufsichtlichen Begleitung ihrer Haushalts-
wirtschaft. Nach den individuellen Vorgaben des Konzeptes können Art und Umfang 
der kommunalen Aufgabenwahrnehmung beschränkt sein. Durch die Aufnahme des 
§ 76 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und der damit beabsichtigten Überführung von Kom-
munen mit einem in der Bilanz ausgewiesenen nicht durch Eigenkapital gedeckten 
Fehlbetrag in eine aufsichtlich-begleitete Haushaltswirtschaft, wird Absatz 2 um einen 
neuen Satz 6 ergänzt: Die Kommunen, die ihr Eigenkapital aktiv stehen haben, haben 
zusätzlich zum Haushaltssicherungskonzept ein Zukunftskonzept beizufügen, in dem 
sie darlegen, wie ein nachhaltiger Wiederaufbau des Eigenkapitals erfolgen soll. 
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Dieses Zukunftskonzept ist dem Haushaltssicherungskonzept nachrichtlich beizufü-
gen. Durch die Anordnung des neuen Satzes 6 wird zugleich verdeutlicht, dass das 
Zukunftskonzept nicht der Genehmigungspflicht im Zusammenhang mit dem Haus-
haltssicherungskonzept unterliegt, sondern es ist „zusätzlich“ und „nachrichtlich“ mit 
dem Haushaltssicherungskonzept der Aufsichtsbehörde vorzulegen.  
 
Durch die Ergänzung des neuen Absatzes 3 wird die bereits bis dato geltende Rechts-
lage klargestellt, dass die Haushaltssicherung dabei der Wahrnehmung und Finanzie-
rung von Aufgaben, zu denen die Gemeinde rechtlich verpflichtet ist, dem Grunde nach 
nicht entgegensteht. Dies gilt folgerichtig auch für die Aufnahme von Krediten nach 
§ 86 und das Tätigen zwingend erforderlicher Investitionen zur Wahrnehmung von Auf-
gaben, zu denen die Gemeinde rechtlich verpflichtet ist (zum Beispiel Umsetzung des 
Rechtsanspruches auf den Ganztag, Verkehrssicherungspflichten, Umsetzung des 
Gebäudeenergiegesetzes). Nicht ausgeschlossen wird hierdurch jedoch, dass das ge-
nehmigte Haushaltssicherungskonzept nach den Umständen des örtlichen Einzelfalls 
und im Rahmen der Selbstbindung der Kommune inhaltliche Vorgaben enthalten kann, 
wie und in welchem Maß eine grundsätzlich pflichtige Aufgabe wahrzunehmen und zu 
finanzieren ist. Ist im Falle einer haushaltssicherungspflichtigen Kommune die Haus-
haltssatzung zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, gelten die 
Bestimmungen des § 82.  
 
 

3. zu § 78 Haushaltssatzung 
§ 78 nimmt die Vorschriften über den Inhalt der Haushaltssatzung auf: Angesichts der 
Einführung des Vortrags von Jahresfehlbeträgen ist dieser auch in die Pflichtbestand-
teile der Haushaltssatzung aufzunehmen.  
 
 

4. zu § 79 Haushaltsplan 
§ 79 Absatz 3 nimmt - neu - Vorschriften über die Durchführung des Haushaltsausglei-
ches im Rahmen der Ergebnisplanung auf und wird sachlogisch in der Haushaltspla-
nung verortet: Aufgrund der unvermeidbaren finanzwirtschaftlichen Schwankungen 
wird nicht in jeder Periode ein ausgeglichenes Planergebnis erreichbar sein. Deshalb 
sieht Absatz 3 ein gestuftes System vor, um den Haushaltsausgleich im Plan erreichen 
zu können. Einschränkende Voraussetzung ist, dass Einspar- und Ertragsmöglichkei-
ten ausgeschöpft sind. Die Ausschöpfung von Ertragsmöglichkeiten erfolgt stets unter 
Beachtung des engen Rahmens des § 77 Absatz 3, demzufolge die Gemeinde bei der 
Finanzmittelbeschaffung auf die wirtschaftlichen Kräfte ihrer Abgabepflichtigen Rück-
sicht zu nehmen hat. 
 
Um angesichts volatiler Aufwendungen die Fähigkeit und den Handlungsspielraum der 
Kommune zu stärken und im Rahmen der Haushaltsplanung einen Haushaltsausgleich 
darstellen zu können, wurde mit dem Zweiten Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land 
Nordrhein-Westfalen und weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Weiter-
entwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW) vom 18. Dezember 2018 das Instrument des 
„globalen Minderaufwands“ in § 75 Absatz 2 Satz 4 geschaffen. § 75 Absatz 2 Satz 4 
ermächtigt die Kommune seitdem, anstelle einer bestehenden oder fehlenden Aus-
gleichsrücklage oder zusätzlich zur Verwendung der Ausgleichsrücklage im Ergebnis-
plan auch eine pauschale Kürzung von Aufwendungen bis zu einem Betrag von 1 Pro-
zent der Summe der ordentlichen Aufwendungen unter Angabe der zu kürzenden Teil-
pläne zu veranschlagen. Mit dem Instrument kann insbesondere dem Umstand begeg-
net werden, dass im Haushaltsplan veranschlagte Aufwendungen sich im Laufe des 
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Haushaltsjahres zuweilen nicht realisieren und in der Ergebnisrechnung zu tatsächlich 
niedrigeren ordentlichen Aufwendungen führen als planerisch erwartet.  
 
Das Instrument des globalen Minderaufwands wird aus den allgemeinen Haushalts-
grundsätzen herausgelöst und in § 79 Absatz 3 Satz 1 überführt: Sofern nach Haus-
haltsplanung - ohne Ansatz des globalen Minderaufwands - ein Jahresfehlbetrag ge-
plant wird, kann eine globale Minderausgabe von bis zu zwei Prozent der Summe der 
ordentlichen Aufwendungen in den Ansatz gebracht werden, um den geplanten Jah-
resfehlbetrag einem Ausgleich zuzuführen. Diese Handlungsoption gilt für alle Gemein-
den, unabhängig davon, in welcher haushaltsrechtlichen Situation sie sich befinden. 
Aus der getroffenen Formulierung ergibt sich, dass der globale Minderaufwand zum 
Ausgleich von Jahresfehlbeträgen dient und nicht dazu verwendet werden darf, um 
neue Aufwandsspielräume in einem Haushalt zu schaffen. Derartige Minderausgaben, 
die eine Bodensatzabschöpfung von bis zu 2 Prozent des Haushaltsvolumens vorneh-
men, sind mit dem Grundsatz der Haushaltswahrheit vereinbar (siehe Dolde/Porsch, 
DÖV 2002, 232 (237)). Zugleich entfällt die Verpflichtung, den globalen Minderaufwand 
auf einzelne Teilpläne im Rahmen der Haushaltsplanung aufzuteilen: Mit diesem Ent-
fall im kommunalen Haushaltsrecht wird einerseits ein Gleichklang mit den Regelungen 
im Landeshaushaltsrecht erreicht und zum anderen die Tätigkeit der Kämmereien ge-
stärkt, pauschale Aufwandskürzungen innerhalb eines Etats zu erwirtschaften.  
 
Im ersten Angang besteht damit die Möglichkeit, auf eine Inanspruchnahme der Aus-
gleichsrücklage zu verzichten, sofern der Haushaltsausgleich durch den globalen Min-
deraufwand dargestellt werden kann („anstelle“). Gleichsam besteht die Möglichkeit, 
auf den Ansatz des globalen Minderaufwandes zu verzichten und den Haushaltsaus-
gleich durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage zu erreichen. Kann der ge-
plante Jahresfehlbetrag durch die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage nicht aus-
geglichen werden, kann zusätzlich ein globaler Minderaufwand von bis zu zwei Prozent 
der Summe der ordentlichen Aufwendungen in den Ansatz gebracht werden, um den 
Haushaltsausgleich zu erreichen.  
 
Soweit der Haushaltsausgleich mit den vorhergehenden Maßnahmen nicht erreicht 
werden kann, kann ein verbleibender Jahresfehlbetrag in der mittelfristigen Ergebnis- 
und Finanzplanung längstens in die drei folgenden Haushaltsjahre vorgetragen werden 
(Satz 2). Die so gefasste weitere Stufe lässt damit ein Plandefizit vorübergehend zu 
und stellt diese zugleich unter den Genehmigungsvorbehalt aus § 75 Absatz 4 sowie 
§ 84. Durch die in § 75 Absatz 2 Satz 2 vorgenommene Änderung, die sich zudem in 
§ 79 Absatz 3 Satz 1 inhaltlich wiederfindet, wird sichergestellt, dass der Haushaltsaus-
gleich immer dann erreicht ist, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe des Ge-
samtbetrags der Aufwendungen erreicht oder übersteigt. Jahresfehlbeträge der Vor-
jahre sind einem Ausgleich zuzuführen (siehe dazu zu § 95 „Jahresabschluss“).  

 
Als letzte Stufe der Herstellung eines gesetzmäßigen Haushalts im Plan eröffnet Satz 3 
die unabhängig von den Instrumenten der vorhergehenden Stufen immer zur Verfü-
gung stehende Handlungsoption, die allgemeine Rücklage zu reduzieren. In diesen 
Fällen sind § 75 Absatz 4 Satz 1 (hier: Genehmigungspflicht durch die Aufsichtsbe-
hörde) und § 76 („Haushaltssicherungskonzept“) zu beachten. Je nach Intensität der 
Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage kann sich hieraus ein Momentum für die 
Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes ergeben.  
 
Satz 4 verweist im Hinblick auf die Behandlung eines Jahresfehlbetrages im Jahresab-
schluss des Planjahres auf die Vorschriften in § 95 („Jahresabschluss“).  
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Insgesamt ist das dargestellte Ausgleichssystem so flexibel, dass damit die denkbaren, 
sehr vielgestaltigen Finanzsituationen der Gemeinden bewältigt werden können. Im 
Zuge der Ergebnisplanung wird zudem im Hinblick auf das Mitführen des Ansatzes des 
Vorjahres (einschließlich der Änderungen aller Nachtragssatzungen für das Vorjahr) 
zugelassen werden, dass unterhalb des Jahresergebnisses Prognosewerte über das 
vorläufige Ergebnis des Vorjahres in die Betrachtung einfließen.  
Danach ergeben sich folgende Stufen des Haushaltsausgleiches im Plan und der Ge-
setzmäßigkeiten eines nicht ausgeglichenen Haushaltes: 
 
1. Ausgleich von Erträgen und Aufwendungen; 

 
2. Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten 

(auf § 77 Absatz 3 wird gesondert verwiesen);  
 

3. Pauschale Kürzung von Aufwendungen in Höhe von bis zu zwei Prozent der 
Summe der ordentlichen Aufwendungen (globaler Minderaufwand) und/oder Ver-
wendung der Ausgleichsrücklage; 
 

4. Sofern die Maßnahmen nach Ziffer 3 nicht ausreichen, kann mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde ein Jahresfehlbetrag in der Planung veranschlagt werden; 
 

5. Verrechnung von Jahresfehlbeträgen aus Vorjahren mit der allgemeinen Rücklage 
oder Reduzierung der allgemeinen Rücklage mit Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde.  
 

Bei allen genannten Stufen liegt ein gesetzmäßiger Haushaltsplan vor, wenn die jewei-
ligen haushaltsrechtlichen Anforderungen eingehalten sind. Die Verrechnung mit der 
allgemeinen Rücklage soll in der Zukunft nur noch nachrangig erfolgen: Durch das Ge-
nehmigungserfordernis nach § 75 Absatz 4 Satz 1 kann die Aufsichtsbehörde zur Si-
cherung der stetigen Aufgabenerfüllung auf der Grundlage von § 75 Absatz 1 Satz 1 
bereits vor der Verpflichtung zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes prü-
fen, ob Maßnahmen der Aufsicht erforderlich sind (siehe § 75 Absatz 4 Satz 3 „Die 
Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden.“).   

 
In der Folge des neu eingefügten Absatzes 3 wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4. 
 
 

5. zu § 81 Nachtragssatzung 
§ 81 Absatz 2 beinhaltet die Verpflichtung zur Aufstellung einer Nachtragssatzung bei 
Vorliegen bestimmter, sie auslösender Tatbestände. Satz 1 Nummer 1 wird gegenüber 
der geltenden Fassung lediglich redaktionell gestrafft, materiell-rechtliche Änderungen 
sind damit nicht verbunden, da § 81 Absatz 1 Satz 2 die vollständige Geltung der Vor-
schriften für die Haushaltssatzung auch für eine Nachtragssatzung anordnet.  
 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird der Vollständigkeit halber um Investitionsfördermaß-
nahmen ergänzt. Hierbei handelt es sich um die ggf. erforderliche Finanzierung von 
kommunalen Eigenanteilen im Rahmen der Inanspruchnahme von staatlichen Investi-
tionsfördermaßnahmen. Der bisherige § 81 Absatz 2 Satz 2 kann entfallen, da sich die 
eine Nachtragssatzung auslösenden Momente auf Verwaltungsvorfälle beziehen, die 
eben bis zum Eintritt noch nicht Gegenstand der Haushaltsplanung waren. Bei über-
planmäßigen Ausgaben ist dies - von der Natur der Sache her -  nicht der Fall.  
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Den Kämmereien ist es unterhalb der in § 81 Absatz 2 benannten Tatbestände unbe-
nommen eine Nachtragshaushaltssatzung aufzustellen; § 81 Absatz 2 regelt den Zeit-
punkt, ab wann eine Nachtragssatzung unverzüglich und damit zwingend aufzustellen 
ist.  
 
§ 81 Absatz 3 Satz 1 wird an Gemeindeordnungen anderer Länder angepasst: Num-
mer 1 sieht vor, dass die eine Nachtragssatzung pflichtig auslösenden Tatbestände 
des Absatzes 2 Nummer 2 bis 4 dann keine Anwendung finden, wenn geringfügige 
Investitionen, Instandsetzungen an Bauten oder Investitionsfördermaßnahmen sowie 
unabweisbare Aufwendungen und Auszahlungen vorliegen. Aufwendungen und Aus-
zahlungen sind dann unabweisbar, wenn sie insbesondere rechtlich oder vertraglich 
geboten und zeitlich unaufschiebbar sind. Eine Unabweisbarkeit liegt demnach nicht 
vor, wenn eine Nachtragshaushaltssatzung rechtzeitig herbeigeführt werden könnte. 
Nummer 2 beinhaltet im geltenden Recht die Ausnahme zugunsten von Umschuldun-
gen von Krediten für Investitionen: Dieser Tatbestand wird auf die Umschuldung von 
Krediten erweitert, wodurch dann auch Umschuldungen beispielsweise von Krediten 
zur Liquiditätssicherung erfasst werden. Mit Nummer 3 wird ein neuer Sachverhalt auf-
genommen: Sofern sich Abweichungen vom Stellenplan und die Leistung höherer Per-
sonalaufwendungen ergeben, die unmittelbar aus der Änderung des Besoldungs- und 
Tarifrechts resultieren, findet die Verpflichtung zur Aufstellung einer Nachtragshaus-
haltssatzung keine Anwendung. § 81 Absatz 3 wird um einen Satz 2 ergänzt: Durch 
die offenere Formulierung in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bedingt, sieht Satz 2 für den 
Rat vor, dass dieser eine Wesentlichkeitsschwelle festlegen kann. Hierdurch soll der 
Rat in die Lage versetzt werden, Schwellenwerte zu definieren, bis zu denen die Ver-
waltung ohne den Erlass einer Nachtragssatzung handeln kann. Im Umkehrschluss 
greift ab dem jeweiligen Schwellenwert die Notwendigkeit zum Erlass einer Nachtrags-
satzung.  
 
§ 81 Absatz 5 wird ersatzlos gestrichen: Dieser Absatz bezog sich auf eine Sonderre-
gelung zu Zeiten der Corona-Pandemie zur Sicherstellung der kommunalen Haushalts-
wirtschaft infolge erheblicher finanzieller Unsicherheiten.  
 
 

6. zu § 82 Vorläufige Haushaltsführung 
§ 82 Absatz 2 beinhaltet die Regelungen über die Aufnahme von Krediten für Investiti-
onen im Zuge der vorläufigen Haushaltswirtschaft. Neben redaktionellen Änderungen 
werden in Absatz 2 die Investitionsfördermaßnahmen der Vollständigkeit halber er-
gänzt. Auf die Erläuterungen zu § 81 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird verwiesen. Dar-
über hinaus sieht Absatz 2 - neu - vor, dass eine Kommune im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltswirtschaft bis zu einem Viertel des durchschnittlichen Betrages der Krediter-
mächtigungen für die beiden Vorjahre aufnehmen darf. Bisher bezog sich die Regelung 
nur auf die Höhe der in der Haushaltssatzung des Vorjahres festgesetzten Kredite. 
Unverändert zu bisher unterliegt die Aufnahme von Krediten für Investitionen - und neu 
Investitionsfördermaßnahmen - der aufsichtlichen Genehmigung (Sätze 2 bis 4). 
 
§ 82 Absatz 3 wird neu aufgenommen und regelt klarstellend, dass der Stellenplan des 
Vorjahres im Falle einer vorläufigen Haushaltswirtschaft weitergilt, bis die Haushalts-
satzung für das neue Jahr erlassen ist.  
 
Die Änderungen in § 82 Absatz 4 und 5 (bisher: § 82 Absatz 3 und 4) sind redaktioneller 
Natur.  
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7. zu § 84 Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

§ 84 wird neu strukturiert: Der Absatz 1 beinhaltet den bisherigen Normtext. Absatz 2 
berücksichtigt die Möglichkeit, den Haushaltsausgleich innerhalb der mittelfristigen Er-
gebnis- und Finanzplanung über das Vortragen von Jahresfehlbeträgen herzustellen. 
In diesem Fall unterliegt die Vortragung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Dies 
korreliert mit dem Verfahren, dass auch bisher mit der Verringerung der allgemeinen 
Rücklage zur Anwendung kommt. Wegen der Wirkungen, die das Vortragen von Jah-
resfehlbeträgen auf das Eigenkapital haben kann, wird die bisherige Sicherung gegen 
den vollständigen Eigenkapitalverbrauch aus dem bisherigen § 76 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 nunmehr hier verankert. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden. Sofern die stetige Erfüllung der Aufgaben nicht gesichert 
erscheint (Umkehrung aus § 75 Absatz 1 Satz 1), kann die Aufsichtsbehörde auch die 
Notwendigkeit zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes anordnen.  
 

8. zu § 85 Verpflichtungsermächtigungen 
In § 85 Absatz 1 Satz 1 werden der Vollständigkeit halber Investitionsfördermaßnah-
men neu aufgenommen. Auf die Erläuterungen zu § 81 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird 
verwiesen. Absatz 2 Satz 2 sieht - neu - vor, dass im Zuge eines Doppelhaushaltes 
bestimmt werden kann, dass nicht in Anspruch genommene Verpflichtungsermächti-
gungen des ersten Haushaltsjahres bis zum Erlass der nächsten Haushaltssatzung 
weitergelten.  
 
 

9. zu § 86 Kredite 
Nach § 77 Absatz 4 darf eine Gemeinde Kredite nur dann aufnehmen, wenn eine an-
dere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. § 86 Ab-
satz 1 knüpft daher die Aufnahme von Krediten für Investitionen und - neu - Investiti-
onsfördermaßnahmen an diese Bedingung; des Weiteren dürften Kredite zur Umschul-
dung aufgenommen werden. Auf die Erläuterungen zu § 81 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
im Hinblick auf Investitionsfördermaßnahmen wird verwiesen. 
 
Absatz 3 sieht vor, dass Kredite unter den dort genannten Umständen einer Einzelge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde bedürfen: Nummer 1 nimmt den bisherigen 
Tatbestand aus § 86 Absatz 3 auf. Sofern eine Aufsichtsbehörde im Rahmen der Ge-
nehmigung eines Haushaltssicherungskonzeptes vorbehalten hat, einzelne Kredite zu 
genehmigen, wird dieser Tatbestand in Nummer 2 geregelt. 
 
 

10. zu § 89 Liquidität 
§ 89 Absatz 2 regelt die Aufnahme von Krediten zur Liquiditätssicherung. Zur rechtzei-
tigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Kommune nach § 89 Absatz 2 Kredite zur 
Liquiditätssicherung bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag 
aufnehmen, soweit dafür keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Mit Satz 2 wird - 
neu - klarstellend geregelt, dass Kredite zur Liquiditätssicherung nicht der Finanzierung 
von Investitionen oder Investitionsfördermaßnahmen dienen dürfen. Zu diesem Zweck 
ist im Rahmen des Jahresabschlusses eine Bereinigung durchzuführen. Der Charakter 
eines Kredites zur Liquiditätssicherung ist eher ein kurzfristiger: Kredite für Investitio-
nen verbinden sich zugleich mit der Aktivseite der Kommunalbilanz, während Krediten 
zur Liquiditätssicherung - aus der Natur der Sache heraus - kein Aktivvermögen ge-
genübersteht bzw. stehen kann. Aus der kommunalen Praxis heraus werden jedoch 
Kredite zur Liquiditätssicherung innerhalb eines Jahres zur (An-)Finanzierung von In-
vestitionen oder Investitionsfördermaßnahmen herangezogen. Der neue Satz 2 stellt 
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somit klar, dass im Rahmen des Jahresabschlusses eine Bereinigung zwischen den 
Krediten zur Liquiditätssicherung und den Verbindlichkeiten für Investitionen stattzufin-
den hat.  
 
Nach bisheriger Rechtslage gilt die Ermächtigung zur Aufnahme von Krediten zur Li-
quiditätssicherung abweichend von der Regelung in § 86 Absatz 2 nur für das Haus-
haltsjahr der Festsetzung und über dieses hinaus bis zum Erlass der neuen Haushalts-
satzung. Mit der weiteren Änderung wird die Dauer der Ermächtigung für Kredite zur 
Liquiditätssicherung der geltenden Regelung für Verbindlichkeiten für Investitionen an-
geglichen, indem auch diese nun grundsätzlich bis zum Ende des auf das Haushalts-
jahr folgenden Jahres gilt und, wenn die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr 
nicht rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht wird, bis zum Erlass dieser Haushaltssat-
zung.  
 
§ 89 Absatz 3 wird neu in die Gemeindeordnung aufgenommen und sieht vor, dass, 
wenn ein Haushaltssicherungskonzept nach § 76 aufzustellen ist, der Höchstbetrag der 
Kredite zur Liquiditätssicherung im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde unterliegt. Über § 86 Absatz 3 Nummer 2 kann sich die Aufsichts-
behörde zudem die Einzelgenehmigung vorbehalten.  
 
§ 89 Absatz 4 wird - neu - in die Gemeindeordnung aufgenommen und orientiert sich 
an den Regelungen in der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (dort: § 105 Absatz 5). 
Kredite zur Liquiditätssicherung sollen, wenn sie nach dem 31. Dezember 2025 aufge-
nommen werden, innerhalb von höchstens 36 Monaten nach Ablauf des Haushaltsjah-
res, für das sie aufgenommen worden sind, vollständig getilgt werden. Mit der Auf-
nahme von § 89 Absatz 4 wird der weiteren Verschuldung von Kommunen entgegen-
gewirkt und damit der generationengerechte Handlungsauftrag aus § 1 Absatz 1 Satz 3 
gestärkt. Der vorgesehene Stichtag geht auf einen Vorschlag der Kommunalen Spit-
zenverbände zurück.  
 
 

11. zu § 95 Jahresabschluss 
§ 95 beinhaltet die Regelungen für den Jahresabschluss einer Kommune. Absatz 1 
Satz 2 wird klarstellend geändert; auf die Ausführungen zu § 75 Absatz 1 Satz 2 wird 
verwiesen. In Absatz 1 Satz 3 werden der Vollständigkeit halber die Rückstellungen in 
der Aufzählung ergänzt. Absatz 1 Satz 4 nimmt die Verpflichtung auf, dass der Jahres-
abschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage zu vermitteln hat. 
 
Mit § 95 Absatz 2 wird eine neue Vorschrift eingefügt, die die Behandlung eines Jah-
resfehlbetrages im Jahresabschluss zum Gegenstand hat: Satz 1 beinhaltet die Grund-
anforderung, dass ein Jahresfehlbetrag im Jahresabschluss unverzüglich gedeckt wer-
den soll. Satz 2 ordnet an, dass ein Jahresfehlbetrag aus der Ausgleichsrücklage aus-
zugleichen ist. Reicht der Bestand der Ausgleichsrücklage nicht aus, um den Jahres-
fehlbetrag auszugleichen, ist dieser nach drei Jahren mit der allgemeinen Rücklage zu 
verrechnen, soweit er nicht mit Jahresüberschüssen in einem vorangehenden Haus-
haltsjahr gedeckt werden kann. Satz 4 stellt klar, dass die allgemeine Rücklage nicht 
negativ sein darf.  
 
Durch das – neue – Zusammenspiel des Haushaltsausgleichs im Plan (§ 79) und im 
Jahresabschluss wird der Haushaltsvollzug und damit die Kämmerei gestärkt. Der Aus-
gleich von Erträgen und Aufwendungen - unter Berücksichtigung von Jahresfehlbeträ-
gen aus Vorjahren – innerhalb der Haushaltsperiode oder wenigstens in dem Zeitraum 
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der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung ist Grundprinzip einer nachhaltigen Fi-
nanzwirtschaft und Bedingung für die nach § 75 Absatz 1 Satz 1 bestehende Pflicht 
der Kommunen, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige 
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Des Weiteren ist der Grundsatz, dass Erträge 
und Aufwendungen ausgeglichen sein sollen, auch Ausfluss des Prinzips der interge-
nerativen Gerechtigkeit, wonach jede Generation die von ihr verbrauchten Ressourcen 
durch Entgelte und Abgaben wieder ersetzen soll, sodass damit nicht ihre Nachfolge-
generation belastet wird.  
 
In Absatz 3 (bisher: Absatz 2) wird die bisherige Nummer 3 ersatzlos gestrichen; die 
bisherige Nummer 4 wird damit zu Nummer 3. Im Rahmen des Jahresabschlusses sind 
bisher auch die Teilrechnungen Bestandteil des Jahresabschlusses. Die Ergebnisse 
der Teilrechnungen ergeben sich indes aus der Haushaltsplanung über das Mitführen 
des Ansatzes des Vorjahres bzw. den Ist-Ergebnissen des Vorvorjahres. Mithin ist der 
Rat als Kontrollgremium der Verwaltung über die Haushaltsplanung eher über die Er-
gebnisse der Teilrechnungen informiert als über die spätere Vorlage des Jahresab-
schlusses. Zur Bürokratieentlastung wird daher zukünftig auf den Einbezug der Teil-
rechnungen in den Jahresabschluss verzichtet. Absatz 3 Satz 3 – neu – sieht vor, dass 
am Schluss des Anhangs die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, die Mitglieder 
des Rates, die Beigeordneten und die Kämmerin oder der Kämmerer, auch wenn sie 
im Haushaltsjahr ausgeschieden sind, mit dem Familiennamen und mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen angegeben werden. Die Verkürzung dieses sonstigen 
Pflichtbestandteils im Anhang dient der Bürokratieentlastung. In der Folge kann der 
bisherige Absatz 3 ersatzlos entfallen.  
 
§ 95 Absatz 5 wird überwiegend redaktionell gestrafft: Die Regelungen, die für den 
Entwurf der Haushaltssatzung gelten, gelten sinngemäß auch für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses. Satz 2 sieht – abweichend zum geltenden Recht – vor, dass der 
Jahresabschluss innerhalb von sechs Monaten (bisher: drei Monate) nach Ablauf des 
Haushaltsjahres dem Rat zur Feststellung zuzuleiten ist. Die Drei-Monats-Frist hat sich 
in der Praxis als zu kurz erwiesen, so dass in aller Regelmäßigkeit in den Prüfungsbe-
richten über den Jahresabschluss das Verletzen der Frist als Unregelmäßigkeit im Rah-
men der Prüfung festgehalten wurde. Im Rahmen des komplexen Systems „Kommune“ 
liegen innerhalb der ersten drei Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres noch nicht 
alle finanzrelevanten Vorgänge vor, so dass hier – vergleichbar wie in anderen Ge-
meindeordnungen anderer Länder – der Zeitraum auf sechs Monate verlängert wird. 
Satz 3 ordnet die entsprechende Geltung von § 80 Absatz 2 Satz 2 und 3 an: Soweit 
die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister von dem Entwurf des Jahresabschlusses, 
wie er von der Kämmerin oder dem Kämmerer vorgelegt wurde, abweicht, kann die 
Kämmerin oder der Kämmerer dazu eine Stellungnahme abgeben. Wird von diesem 
Recht Gebrauch gemacht, hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Stel-
lungnahme mit dem Entwurf dem Rat vorzulegen. 
 

12. zu § 96 Feststellung des Jahresabschlusses und Entlastung 
§ 96 beinhaltet die Vorschriften über die Feststellung des Jahresabschlusses und über 
die Entlastung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. Absatz 1 Satz 1 und 2 
bleiben gegenüber der bisher geltenden Fassung unverändert. Durch die Änderung 
des Aufstellungszeitraumes von drei auf sechs Monate in § 95 Absatz 5 Satz 2 ergibt 
sich folgender zeitlicher Ablauf:    
 
- 31. Dezember: Abschluss des Haushaltsjahres und Beginn der Aufstel-

lung des Jahresabschlusses 
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- bis 30. Juni: Aufstellung des Jahresabschlusses (§ 95)  
 
- bis 31. Dezember:  Prüfung des Jahresabschlusses (§ 102) und Feststellung 

des Jahresabschlusses durch den Rat (§ 96 Absatz 1), 
unverzügliche Anzeige des festgestellten Jahresab-
schlusses bei der Aufsichtsbehörde (§ 96 Absatz 2 
Satz 1), öffentliche Bekanntmachung und Verfügbarhal-
ten zur Einsichtnahme bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses (§ 96 Absatz 2 Satz 2). 

 
Absatz 1 Satz 3 beinhaltete bisher die Verpflichtung, Jahresüberschüsse der allgemei-
nen Rücklage zuzuführen, soweit in den Jahresabschlüssen der letzten drei vorherge-
henden Haushaltsjahre aufgrund von Jahresfehlbeträgen die allgemeine Rücklage re-
duziert werden musste. Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben und durch § 75 Absatz 3 Satz 
2 ersetzt, nachdem Jahresüberschüsse die Ausgleichsrücklage erhöhen, sofern diese 
nicht für den Haushaltsausgleich verwendet werden. Die Ausgleichsfunktion der Aus-
gleichsrücklage soll damit gestärkt werden; die allgemeine Rücklage (vergleichbar dem 
Stammkapital einer GmbH oder dem Grundkapital einer AG) soll zukünftig nur noch 
nachrangig zum Haushaltsausgleich eingesetzt werden. In der Folge wird der bisherige 
Absatz 1 Satz 4 zu Satz 3 und redaktionell durch Verweis auf § 80 Absatz 4 Satz 2 
gestrafft: Materiell-rechtlich erfolgt dadurch keine Änderung. Die Kämmerin oder der 
Kämmerer hat das Recht, im Rahmen der Beratung über den Jahresabschluss eine 
abweichende Auffassung zu vertreten. Durch die vorgenommene Streichung des Ab-
satz 1 Satz 3 werden die Sätze 5 bis 7 zu den Sätzen 4 bis 6.  
 
 

13. zu § 97 Sondervermögen 
Die Änderungen in § 97 betreffen im Wesentlichen redaktionelle Änderungen und die 
Streichung eines nicht mehr gültigen Rechtsverweises.  
 
 

14. zu § 101 Örtliche Rechnungsprüfung 
Durch Änderungen in § 103 (Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe; siehe Erläuterungen 
dort) ergibt sich das Erfordernis einer Änderung in § 101 Absatz 2 durch Streichung 
des dort enthaltenen Rechtsverweises auf § 103.  
 
 

15. zu § 102 Örtliche Prüfung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses 
In § 102 Absatz 2 erfolgt durch das Einfügen des Satzes 2 eine Angleichung der Re-
gelung in der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen an den „Public Cor-
porate Governance Kodex des Landes Nordrhein-Westfalen“.  
 
Die Änderung in Absatz 8 ist redaktioneller Art. 
 
 

16. zu § 103 Örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 
§ 103 beinhaltet bisher die Vorschriften über die örtliche Prüfung der Eigenbetriebe 
bzw. Einrichtungen, die nach § 107 Absatz 2 entsprechend den Vorschriften über das 
Rechnungswesen der Eigenbetriebe geführt werden.  
 
Die Vorschriften über die Eigenbetriebe ergeben sich aus § 114 in Verbindung mit der 
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen und der jeweiligen Betriebssatzung. Da 
§ 103 im geltenden Recht Inkonsistenzen zur Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-
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Westfalen aufweist, wird die gesamte Vorschrift gestrafft. Absatz 1 verweist zukünftig 
im Hinblick auf die örtliche Prüfung der Eigenbetriebe auf § 114. Über § 114 in Verbin-
dung mit § 133 Absatz 1 und 2 wird der Regelungsbereich zur Eigenbetriebsverord-
nung Nordrhein-Westfalen eröffnet, die die Vorschriften – einschließlich der Prüfungs-
vorschriften – enthält. Sofern der § 103 heute Regelungen enthält, die bisher in der 
Eigenbetriebsverordnung nicht gegenständlich sind, wird die Eigenbetriebsverordnung 
Nordrhein-Westfalen um diese nun in der Gemeindeordnung entfallenden Vorschriften 
ergänzt, um keine Regelungslücken entstehen zu lassen. Auf die Erläuterungen zur 
Änderung der Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen wird verwiesen.  
 
In der Folge können die bisherigen Absätze 2 bis 4 in § 103 entfallen. Der bisherige 
Absatz 5 wird zu Absatz 2 und 3. Absatz 2 nimmt die Regelung zu den Einrichtungen, 
die nach § 107 Absatz 2 entsprechend den Vorschriften über das Rechnungswesen 
der Eigenbetriebe geführt werden, auf. Absatz 3 sieht vor, dass § 101 Absatz 6 im 
Hinblick auf Unvereinbarkeiten von Tätigkeiten im Finanz- bzw. Rechnungswesen im 
Verhältnis zur Prüfungstätigkeit zu beachten ist und damit auch für Eigenbetriebe und 
Einrichtungen, die nach § 107 Absatz 2 wie Eigenbetriebe geführt werden, Geltung 
entfalten.  
 
 

17. zu § 105 Überörtliche Prüfung 
Die Änderung in § 105 Absatz 9 korrigiert einen fehlerhaften Rechtsverweis und nimmt 
eine Folgeänderung im Zuge der Straffung des § 103 auf. Eine Veränderung der gel-
tenden Prüfungstätigkeit für die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen ist da-
mit nicht verbunden.  
 
 

18. zu § 108 Unternehmen und Einrichtungen des privaten Rechts 
Die vorgesehenen Änderungen in § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 6 sind re-
daktioneller Art. § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 sieht derzeit grundsätzlich vor, dass 
Unternehmen und Einrichtungen des privaten Rechts (im Rahmen des Gemeindewirt-
schaftsrechts) unabhängig von ihrer Größe ihren Jahresabschluss nach den Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften aufzustellen haben. Das 
Dritte Buch des Handelsgesetzbuches sieht heute - je nach Rechtsform und Größe 
eines Unternehmens - abgestufte Aufstellungs- und Prüfungspflichten für die Jahres-
abschlüsse vor. Durch die heute in der Gemeindeordnung bestehende Vorschrift ent-
steht für die Kommunen und die Unternehmen damit in Teilen eine nicht unerhebliche 
Bürokratie im Hinblick auf den jeweiligen Umfang des aufzustellenden Jahresabschlus-
ses und der damit verbundenen Prüfungspflichten. Zur Bürokratieentlastung wird daher 
in § 108 Absatz 1 Nummer 8 die Kopplung des Jahresabschlusses an die Vorschriften 
für große Kapitalgesellschaften aufgegeben. Künftig gelten damit auch für öffentliche 
Unternehmen, die Vorschriften, die für nichtöffentliche Unternehmen nach dem Dritten 
Buch des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften gelten, soweit nicht weiter-
gehende oder andere gesetzliche Vorschriften, der Gesellschaftsvertrag oder die Sat-
zung gelten. Der Jahresabschluss wird damit in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften auf-
gestellt und in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches geprüft. 
 
Dies bedeutet: Nach dem Handelsgesetzbuch besteht ein Jahresabschluss mindes-
tens aus der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung (§ 242 des Handelsgesetz-
buches). Bei Kapitalgesellschaften (insbesondere AG, GmbH) ist der Jahresabschluss 
um einen Anhang zu erweitern, der mit der Bilanz und der Gewinn- und 
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Verlustrechnung eine Einheit bildet. Des Weiteren ist ein Lagebericht aufzustellen. 
(§ 264 Absatz 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuches).  
 
Die gesetzlichen Vertreter einer kapitalmarktorientierten Kapitalgesellschaft, die nicht 
zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet sind, haben den Jahresab-
schluss um eine Kapitalflussrechnung und einen Eigenkapitalspiegel zu erweitern, die 
dann mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang eine Einheit bilden. Bei 
diesen kapitalmarktorientierten Unternehmen kann der Jahresabschluss um eine Seg-
mentberichterstattung erweitert werden (§ 264 Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbu-
ches).  
 
Kleine Kapitalgesellschaften, deren Definition sich nach § 267 Absatz 1 des Handels-
gesetzbuches richtet, brauchen den Lagebericht nicht aufzustellen. 
Kleinstkapitalgesellschaften im Sinne des § 267a des Handelsgesetzbuches sind unter 
bestimmten in § 264 Absatz 1 Satz 5 des Handelsgesetzbuches genannten Vorausset-
zungen von der Aufstellung eines Anhangs befreit.  
 
Der Umfang der gesetzlichen Offenlegungspflichten eines Jahres- oder Konzernab-
schlusses richtet sich ebenfalls nach der Größe der Gesellschaft. Es wird zwischen 
Kleinstkapitalgesellschaften nach § 267a des Handelsgesetzbuches, kleinen Kapital-
gesellschaften (§ 267 Absatz 1 des Handelsgesetzbuches), mittelgroßen Kapitalgesell-
schaften (§ 267 Absatz 2 des Handelsgesetzbuches), großen Kapitalgesellschaften 
(§ 267 Absatz 3 des Handelsgesetzbuches) und dem Konzernabschluss (§§ 290, 297 
Absatz 1 des Handelsgesetzbuches) unterschieden. Es wird auf die derzeitige Veröf-
fentlichung des Bundesamtes für Justiz („Bestandteile des Jahresabschlusses“) der In-
ternetseite des Bundesministeriums verwiesen.  
 
Im Hinblick auf die Prüfungspflichten ergeben sich je nach Größe ebenfalls Abstufun-
gen.  
 
In der Folge kann der bisherige § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 gestrichen werden: 
Das Dritte Buch des Handelsgesetzbuches enthält Vorgaben über die zu tätigenden 
Angaben (§ 284 und 285 des Handelsgesetzbuches) sowie über das Unterlassen von 
Angaben nach § 286 des Handelsgesetzbuches und größenabhängige Erleichterun-
gen nach § 288 des Handelsgesetzbuches. Über den Halbsatz 2 in § 108 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 8 ist klargestellt, dass § 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches nicht 
zur Anwendung gelangt. § 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches sieht vor, dass bei 
Gesellschaften, die keine börsennotierten Aktiengesellschaften sind, die in § 285 Num-
mer 9 Buchstabe a und b verlangten Angaben über die Gesamtbezüge der dort be-
zeichneten Personen unterbleiben können, wenn sich anhand dieser Angaben die Be-
züge eines Mitglieds dieser Organe feststellen lassen. Aus Gründen der Transparenz 
wird für Unternehmen nach § 108 die Anwendung dieser im Handelsgesetzbuch ent-
haltenen Schutzklausel ausgeschlossen. 
 
§ 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 wird in der Folge Nummer 9. Die weiteren vorgese-
henen Änderungen in § 108 Absatz 1 ergeben sich als Folgeänderung zu den vorge-
sehenen Streichungen der Nummern 8 und 9. 
 
Durch die Gleichstellung der Unternehmen im öffentlichen Eigentum und den nichtöf-
fentlichen Unternehmen im Hinblick auf die Aufstellung, Prüfung und Offenlegung von 
Jahresabschlüssen wird eine erhebliche Bürokratieentlastung bewirkt, da ein Großteil 
der öffentlichen Unternehmen aufgrund der jeweiligen Verfasstheit nicht als große Ka-
pitalgesellschaft nach § 267 Absatz 3 des Handelsgesetzbuches einzustufen sein wird.  
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Die öffentlichen Eigentümer können - über den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung 
- gleichsam anderes im Hinblick auf die Aufstellung des Jahresabschlusses bestim-
men. Die Gesellschaftsverträge und Satzungen enthalten in der Regel heute im Hin-
blick auf die Erstellung eines Jahresabschlusses den Bezug zu den Vorschriften über 
große Kapitalgesellschaften, welches eine Folge der bisherigen Gesetzgebung ist. So-
fern die Eigentümerinnen und Eigentümer von den in § 108 Absatz 1 geschaffenen 
Erleichterungen Gebrauch machen möchten, ist der jeweilige Gesellschaftsvertrag  
oder die Satzung entsprechend zu ändern. Sofern die Eigentümer die bisherigen Vor-
schriften über die Aufstellung des Jahresabschlusses in dem Gesellschaftsvertrag oder 
der Satzung beibehalten, haben diese Vorrang vor der Regelung in § 108 Absatz 1. 
 
In der Folge der Streichung von § 108 Absatz 1 Nummer 9 kann § 108 Absatz 2 entfal-
len: Die sonstigen Pflichtangaben im Anhang im Hinblick auf die Mitglieder des Ge-
schäftsführungsorganes, eines Aufsichtsrates, eines Beirates oder einer ähnlichen 
Personengruppe richten sich nach § 285 Nummer 9 und 10 des Handelsgesetzbuches.  
 
Die bisherigen Absätze 3 bis 7 im § 108 werden in der Folge zu den Absätzen 2 bis 6.  
 
Absatz 2 (bisher: Absatz 3) sieht vor, dass, wenn Gemeinden mehr als 50 Prozent der 
Anteile an einem Unternehmen oder einer Einrichtung in Gesellschaftsform besitzen, 
diese auf die Anwendung bestimmter Vorschriften hinwirken müssen: In Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe c wird über die Änderung klargestellt, dass, sofern ein Lagebericht 
neben dem Jahresabschluss aufzustellen ist, sich die Prüfung auch auf den Lagebe-
richt erstreckt. Dies umfasst auch die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c ent-
haltene Verpflichtung zur öffentlichen Bekanntmachung (unbeschadet der gesetzlichen 
Offenlegungspflichten) und der Verfügbarhaltung zur Einsichtnahme. Rein hinweislich 
wird an dieser Stelle zudem auf § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes mit den dort 
enthaltenen Rechten im Falle der Prüfungspflicht des Jahresabschlusses verwiesen.  
 
Sofern nach den gesetzlichen Vorschriften über den Jahresabschluss ein Lagebericht 
zu erstellen ist, hat die Gemeinde darauf hinzuwirken, dass in dem Lagebericht auch 
zur Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung und zur Zweckerreichung des öffentli-
chen Unternehmens Stellung genommen wird.  
 
Nummer 3 wird neu eingefügt: Bisher sah § 103 für die örtliche Prüfung der Eigenbe-
triebe und für Einrichtungen nach § 107 Absatz 2, die wie Eigenbetriebe geführt werden 
vor, dass in dem Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses auch darauf einzu-
gehen ist, ob das von der Gemeinde zur Verfügung gestellte Eigenkapital angemessen 
verzinst wird. Diese Vorgabe aus der örtlichen Prüfung der Eigenbetriebe wird über die 
neue Nummer 3 nun auch für die Prüfung von Unternehmen und Einrichtungen des 
privaten Rechts nach § 108 vorgesehen. Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 bewirkt, 
dass, wenn Gemeinden zusammen mit anderen Gemeinden oder Gemeindeverbän-
den die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens gehören, diese auf eine Wirtschafts-
führung nach Satz 1 hinwirken sollen. Bisher bezog sich diese Soll-Vorschrift auf ein-
zelne Nummern; nun wird diese auf den gesamten Satz 1 bezogen.  
 
 

19. zu § 114 Eigenbetriebe 
In § 114 Absatz 1 ist geregelt, dass die gemeindlichen wirtschaftlichen Unternehmen 
ohne Rechtspersönlichkeit (Eigenbetriebe) nach den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung und der Satzung geführt werden. Infolge der Änderungen in § 103 erfolgt 
wird klarstellend geändert, dass sich dies auch auf die Prüfung bezieht.  
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20. zu § 114a Rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts 
§ 114a Absatz 10 beinhaltet die Rechnungslegungsanforderungen für rechtsfähige An-
stalten des öffentlichen Rechts und wird vom Inhalt an die Änderungen in § 108 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 8 angepasst.  
 
 

21. zu § 115 Anzeige 
Die Änderungen in § 115 Absatz 2 dienen der Korrektur eines Rechtsverweises und 
sind im Übrigen redaktioneller Art. 
 
 

22. zu § 116 Gesamtabschluss 
In § 116 Absatz 6 wird eine klarstellende Folgeänderung im Zuge der Änderung des 
§ 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 bzw. § 114a vorgenommen. Der bisherige Absatz 7 
kann im Zuge der Streichung des bisherigen § 95 Absatz 3 entfallen. Auf die dort ge-
tätigten Erläuterungen wird verwiesen. In der Folge werden die bisherigen Absätze 8 
und 9 zu den Absätzen 7 und 8. In Absatz 8 (bisher: Absatz 9) ergibt sich in Satz 2 eine 
Folgeänderung im Hinblick auf den Rechtsverweis.  
 
 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
1. zu § 56 Kreisumlage 

In § 56 wird durch die Änderung klargestellt, dass eine Umlage zu erheben ist, soweit 
die sonstigen Erträge die entstehenden Aufwendungen einschließlich aus vorangegan-
genen Jahresabschlüssen vorgetragener Jahresfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr zu 
verrechnen sind oder verrechnet werden sollen, nicht decken. Die Formulierung be-
zieht sich zum einen auf aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetragene Jah-
resfehlbeträge und umfasst nicht etwaig geplante Jahresfehlbeträge im Zuge der Haus-
haltsplanung (einschließlich der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung). Zum an-
deren verdeutlicht die Formulierung, dass es bei der Berücksichtigung von Jahresfehl-
beträgen auf den Zeitpunkt ankommt, in dem der längstens zulässige Vortragszeitraum 
abläuft oder der vorgetragene Verlust verrechnet wird. Anders als Gemeinden sind die 
Umlageverbände hinsichtlich ihrer Ertragshebung auf den Aufwand des laufenden 
Haushaltsjahres begrenzt. Festgestellte Jahresfehlbeträge eines Vorjahres stellen je-
doch keinen Aufwand eines zukünftigen Haushaltsjahres dar. Daher ist die Norm hin-
sichtlich der Ertragshebungskompetenz zu ergänzen. 
 
 

2. zu § 56a Ausgleichsrücklage 
§ 75 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthält die allgemeinen 
Haushaltsgrundsätze. § 75 Absatz 3 GO NRW sieht vor, dass zusätzlich zur allgemei-
nen Rücklage eine Ausgleichsrücklage als gesonderter Posten im Eigenkapital anzu-
setzen ist. Jahresüberschüsse erhöhen, soweit sie nicht für den Haushaltsausgleich 
verwendet werden, die Ausgleichsrücklage. Der geltende § 56a wird gestrafft und auf 
den Verweis in die entsprechende Regelung in der Gemeindeordnung zurückgeführt.  
 
 

3. zu § 56b Haushaltssicherungskonzept 
In § 56b Absatz 2 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird § 76 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen mit den Regelungen über das 
Haushaltssicherungskonzept in Bezug genommen. Absatz 2 sah bisher vor, dass ein 
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Kreis ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen hat, wenn dieser überschuldet ist - 
mithin das Eigenkapital auf der Aktivseite der Bilanz ausgewiesen wird. Als weiteres 
auslösendes Moment wird in Absatz 2 das Bevorstehen der Überschuldung in der mit-
telfristigen Finanzplanung (nicht: Ergebnis- und Finanzplanung!) benannt. Da dieses 
Szenario für Umlageverbände de facto im Ist nicht eintreten kann, wird dieses Momen-
tum gestrichen.  
 
 

4. zu § 56c Sonderumlage 
§ 56c der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthält bisher die gesetzli-
che Möglichkeit, eine Sonderumlage erheben zu dürfen, wenn im Zuge eines Haus-
haltsausgleiches im Rahmen des Jahresabschlusses das Eigenkapital in Anspruch ge-
nommen werden muss. Die bisherige Formulierung schließt auch die Inanspruch-
nahme der bisherigen Ausgleichsrücklage als auslösendes Moment für die Erhebung 
einer Sonderumlage ein. Dies ist nicht sachgerecht, da die Ausgleichsrücklage voll-
ständig oder teilweise aus Jahresüberschüssen gebildet wird und somit für den Haus-
haltsausgleich zur Verfügung steht. Daher wird in der geänderten Formulierung auf 
eine Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage (statt des Eigenkapitals) im Rahmen 
des Jahresabschlusses zum Ausgleich eines etwaigen Jahresfehlbetrages zurückge-
griffen. Das Abstellen auf die allgemeine Rücklage ist zudem konsistenter im Hinblick 
auf die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft für die Gemeinden.  
 
 

Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
1. zu § 22 Landschaftsumlage 

In § 22 wird durch die Änderung klargestellt, dass eine Umlage zu erheben ist, soweit 
die sonstigen Erträge die entstehenden Aufwendungen einschließlich aus vorangegan-
genen Jahresabschlüssen vorgetragener Jahresfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr zu 
verrechnen sind oder verrechnet werden sollen, nicht decken. Die Formulierung be-
zieht sich auf aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetragene Jahresfehlbe-
träge und umfasst nicht etwaig geplante Jahresfehlbeträge im Zuge der Haushaltspla-
nung (einschließlich der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung). Zum anderen 
verdeutlicht die Formulierung, dass es bei der Berücksichtigung von Jahresfehlbeträ-
gen auf den Zeitpunkt ankommt, in dem der längstens zulässige Vortragszeitraum ab-
läuft oder der vorgetragene Verlust verrechnet wird. Anders als Gemeinden sind die 
Umlageverbände hinsichtlich ihrer Ertragshebung auf den Aufwand des laufenden 
Haushaltsjahres begrenzt. Festgestellte Jahresfehlbeträge eines Vorjahres stellen je-
doch keinen Aufwand eines zukünftigen Haushaltsjahres dar. Daher ist die Norm hin-
sichtlich der Ertragshebungskompetenz zu ergänzen. 

 
 
2. zu § 23a Ausgleichsrücklage 

§ 75 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthält die allgemeinen 
Haushaltsgrundsätze. § 75 Absatz 3 GO NRW sieht vor, dass zusätzlich zur allgemei-
nen Rücklage eine Ausgleichsrücklage als gesonderter Posten im Eigenkapital anzu-
setzen ist. Jahresüberschüsse erhöhen, soweit sie nicht für den Haushaltsausgleich 
verwendet werden, die Ausgleichsrücklage. Der geltende § 23a wird gestrafft und auf 
den Verweis in die entsprechende Regelung in der Gemeindeordnung zurückgeführt.  
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3. zu § 23b Haushaltssicherungskonzept 
In § 23b Absatz 1 der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
wird § 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen mit den Regelun-
gen über das Haushaltssicherungskonzept in Bezug genommen. Absatz 2 sah bisher 
vor, dass ein Landschaftsverband ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen hat, 
wenn dieser überschuldet ist - mithin das Eigenkapital auf der Aktivseite der Bilanz 
ausgewiesen wird. Als weiteres auslösendes Moment wird in Absatz 2 das Bevorste-
hen der Überschuldung in der mittelfristigen Finanzplanung (nicht: Ergebnis- und Fi-
nanzplanung!) benannt. Da dieses Szenario für Umlageverbände de facto im Ist nicht 
eintreten kann, wird dieses Momentum gestrichen.  
 
 

4. zu § 23c Sonderumlage 
§ 23c der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthält bis-
her die gesetzliche Möglichkeit, eine Sonderumlage erheben zu dürfen, wenn im Zuge 
eines Haushaltsausgleiches im Rahmen des Jahresabschlusses das Eigenkapital in 
Anspruch genommen werden muss. Die bisherige Formulierung schließt auch die In-
anspruchnahme der bisherigen Ausgleichsrücklage als auslösendes Moment für die 
Erhebung einer Sonderumlage ein. Dies ist nicht sachgerecht, da die Ausgleichsrück-
lage vollständig oder teilweise aus Jahresüberschüssen gebildet wird und somit für den 
Haushaltsausgleich zur Verfügung steht. Daher wird in der geänderten Formulierung 
auf eine Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage (statt des Eigenkapitals) im Rah-
men des Jahresabschlusses zum Ausgleich eines etwaigen Jahresfehlbetrages zu-
rückgegriffen. Das Abstellen auf die allgemeine Rücklage ist zudem konsistenter im 
Hinblick auf die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft für die Gemeinden.  
 
 

5. zu § 32a Weiterentwicklung der kommunalen Selbstverwaltung (Experimentier-
klausel) 
Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthält bisher kei-
nen Verweis auf § 129 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, in 
dem eine Experimentierklausel geregelt ist. Durch die Aufnahme des § 32a in die Land-
schaftsverbandsordnung wird auch für die Landschaftsverbände die Experimentier-
klausel geöffnet. Eine Änderung der Inhaltsübersicht ist obsolet, da für die Landschafts-
verbandsordnung keine Inhaltsübersicht geführt wird.  
 
 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr 
 
1. zur Inhaltsübersicht 

Infolge der Aufnahme von § 26a „Weiterentwicklung der kommunalen Selbstverwaltung 
(Experimentierklausel“) in das Gesetz über den Regionalverband Ruhr ist die Inhalts-
übersicht entsprechend anzupassen. 

 
 
2. zu § 19 Finanzierung der Verbandsaufgaben 

In § 19 wird durch die Änderung klargestellt, dass eine Umlage zu erheben ist, soweit 
die sonstigen Erträge die entstehenden Aufwendungen einschließlich aus vorangegan-
genen Jahresabschlüssen vorgetragener Jahresfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr zu 
verrechnen sind oder verrechnet werden sollen, nicht decken. Die Formulierung be-
zieht sich auf aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetragene Jahresfehlbe-
träge und umfasst nicht etwaig geplante Jahresfehlbeträge im Zuge der 
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Haushaltsplanung (einschließlich der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung). 
Zum anderen verdeutlicht die Formulierung, dass es bei der Berücksichtigung von Jah-
resfehlbeträgen auf den Zeitpunkt ankommt, in dem der längstens zulässige Vortrags-
zeitraum abläuft oder der vorgetragene Verlust verrechnet wird. Anders als Gemeinden 
sind die Umlageverbände hinsichtlich ihrer Ertragshebung auf den Aufwand des lau-
fenden Haushaltsjahres begrenzt. Festgestellte Jahresfehlbeträge eines Vorjahres 
stellen jedoch keinen Aufwand eines zukünftigen Haushaltsjahres dar. Daher ist die 
Norm hinsichtlich der Ertragshebungskompetenz zu ergänzen. 

 
 
3. zu § 20 Haushaltswirtschaft 

Die in der Gemeindeordnung zu ändernden Vorschriften im 8. bis 12. Teil entfalten über 
den heute bestehenden Bezug in § 20 Absatz 1 auch Geltung für die Haushaltswirt-
schaft des Regionalverbandes Ruhr. Absatz 2 wird dahingehend gestrafft, dass im Hin-
blick auf die Ausgestaltung des bilanziellen Eigenkapitals auf § 75 Absatz 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen verwiesen werden kann.  

 
 
4. zu § 20a Haushaltssicherungskonzept 

In § 20a Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr wird § 76 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen mit den Regelungen über das 
Haushaltssicherungskonzept in Bezug genommen. Absatz 2 sah bisher vor, dass der 
Regionalverband Ruhr ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen hat, wenn dieser 
überschuldet ist - mithin das Eigenkapital auf der Aktivseite der Bilanz ausgewiesen 
wird. Als weiteres auslösendes Moment wird in Absatz 2 das Bevorstehen der Über-
schuldung in der mittelfristigen Finanzplanung (nicht: Ergebnis- und Finanzplanung!) 
benannt. Da dieses Szenario für Umlageverbände de facto im Ist nicht eintreten kann, 
wird dieses Momentum gestrichen.  
 
 

5. zu § 20b Sonderumlage 
§ 20b des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr enthält bisher die gesetzliche 
Möglichkeit, eine Sonderumlage erheben zu dürfen, wenn im Zuge eines Haushalt-
sausgleiches im Rahmen des Jahresabschlusses das Eigenkapital in Anspruch ge-
nommen werden muss. Die bisherige Formulierung schließt auch die Inanspruch-
nahme der bisherigen Ausgleichsrücklage als auslösendes Moment für die Erhebung 
einer Sonderumlage ein. Dies ist nicht sachgerecht, da die Ausgleichsrücklage voll-
ständig oder teilweise aus Jahresüberschüssen gebildet wird und somit für den Haus-
haltsausgleich zur Verfügung steht. Daher wird in der geänderten Formulierung auf 
eine Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage (statt des Eigenkapitals) im Rahmen 
des Jahresabschlusses zum Ausgleich eines etwaigen Jahresfehlbetrages zurückge-
griffen. Das Abstellen auf die allgemeine Rücklage ist zudem konsistenter im Hinblick 
auf die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft für die Gemeinden.  
 
 

6. zu § 26a Weiterentwicklung der kommunalen Selbstverwaltung (Experimentier-
 klausel) 

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr enthält bisher keinen Verweis auf § 129 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, in dem eine Experimentier-
klausel geregelt ist. Durch die Aufnahme des § 26a in das genannte Gesetz wird auch 
für den Regionalverband Ruhr die Experimentierklausel geöffnet.  
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Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
 
1. zu § 19 Verbandsumlage 

In § 19 wird durch die Änderung klargestellt, dass eine Umlage zu erheben ist, soweit 
die sonstigen Erträge die entstehenden Aufwendungen einschließlich aus vorangegan-
genen Jahresabschlüssen vorgetragener Jahresfehlbeträge, soweit sie in dem Jahr zu 
verrechnen sind oder verrechnet werden sollen, nicht decken. Die Formulierung be-
zieht sich auf aus vorangegangenen Jahresabschlüssen vorgetragene Jahresfehlbe-
träge und umfasst nicht etwaig geplante Jahresfehlbeträge im Zuge der Haushaltspla-
nung (einschließlich der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung). Zum anderen 
verdeutlicht die Formulierung, dass es bei der Berücksichtigung von Jahresfehlbeträ-
gen auf den Zeitpunkt ankommt, in dem der längstens zulässige Vortragszeitraum ab-
läuft oder der vorgetragene Verlust verrechnet wird. Anders als Gemeinden sind die 
Umlageverbände hinsichtlich ihrer Ertragshebung auf den Aufwand des laufenden 
Haushaltsjahres begrenzt. Festgestellte Jahresfehlbeträge eines Vorjahres stellen je-
doch keinen Aufwand eines zukünftigen Haushaltsjahres dar. Daher ist die Norm hin-
sichtlich der Ertragshebungskompetenz zu ergänzen. 
 
 

2. zu § 19a 
§ 75 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthält die allgemeinen 
Haushaltsgrundsätze. § 75 Absatz 3 GO NRW sieht vor, dass zusätzlich zur allgemei-
nen Rücklage eine Ausgleichsrücklage als gesonderter Posten im Eigenkapital anzu-
setzen ist. Jahresüberschüsse erhöhen, soweit sie nicht für den Haushaltsausgleich 
verwendet werden, die Ausgleichsrücklage. Der geltende § 19a wird gestrafft und auf 
den Verweis in die entsprechende Regelung in der Gemeindeordnung zurückgeführt.  

 
 
Artikel 6 
Änderung der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
 
1. zu § 5 Betriebsausschuss 

§ 5 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beinhaltet die Re-
gelungen für den Betriebsausschuss. In § 5 Absatz 5 Satz 1 ist im geltenden Recht 
vorgesehen, dass, für Zwecke der Jahresabschlussprüfung, der Betriebsausschuss 
der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen eine Wirtschaftsprüferin, einen 
Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vorschlägt. Die vorgese-
hene Änderung führt daher zur Abschaffung von Bürokratie: Der Zwischenschritt – mit 
dem Vorschlag einer Jahresabschlussprüferin oder eines Jahresabschlussprüfers an 
die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen – kann ersatzlos entfallen. Dies 
führt sowohl auf Seiten des Betriebsausschusses als auch auf Seiten der Gemeinde-
prüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen zu Verfahrenserleichterungen.  
 
 

2. zu § 9 Vermögen des Eigenbetriebs 
§ 9 Absatz 1 Satz 5 Halbsatz 1 ordnet an, dass die Eröffnungsbilanz eines neu zu 
errichtenden Eigenbetriebs zu prüfen ist. Im Halbsatz 2 sieht derzeit einen Verweis in 
§ 103 Absatz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vor. Infolge 
der Änderungen in § 103 und der Zusammenführung der Vorschriften über die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und der Prüfung in § 21 der Eigenbetriebsverordnung, 
wird durch die Änderung im Halbsatz 2 auf eben diesen verwiesen.  
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3. zu § 19 Buchführung und Kostenrechnung 
Die Änderung ist redaktioneller Art. 
 
 

4. zu § 21 Aufstellung des Jahresabschlusses und Prüfung 
§ 21 Absatz 1 sieht vor, dass für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ein Jah-
resabschluss in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften aufzustellen ist. Damit wird die Rege-
lung aus § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen auch auf die Eigenbetriebe übertragen. Auf die Ausführungen zu Arti-
kel 1 zu Ziffer 15 wird verwiesen.  
 
Absatz 2 Satz 1 ordnet an, dass der Jahresabschluss zu prüfen ist. Für Eigenbetriebe 
und Einrichtungen nach § 107 Absatz 2, die wie Eigenbetriebe geführt werden, ergibt 
sich damit – unabhängig von der Größe des Eigenbetriebes – eine Prüfungspflicht für 
den Jahresabschluss. Satz 2 regelt, wer mit der Prüfung des Jahresabschlusses be-
auftragt werden kann. Satz 3 sieht über den Verweis nach § 102 Absatz 2 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - neu - vor, dass eine Abschluss-
prüferin oder ein Abschlussprüfer nach Satz 1 gewechselt werden soll, wenn diese fünf 
Jahresabschlüsse geprüft hat. Satz 4 nimmt einen Regelungsinhalt auf, der bisher in 
§ 103 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen selbst geregelt war.  
 
Absatz 3 Satz 1 schreibt für die Jahresabschlussprüfung die Beauftragung von § 53 
Absatz 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vor. Satz 2 übernimmt einen Regelungs-
inhalt, der bisher in § 103 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
verortet ist. Satz 3 stellt klar, dass sofern ein Lagebericht aufgrund der Größe des Ei-
genbetriebs aufzustellen ist, dieser auch Gegenstand der Jahresabschlussprüfung ist.  
 
Absatz 4 übernimmt einen weiteren Regelungsinhalt aus § 103 und sieht vor, dass die 
Aufwendungen für die Jahresabschlussprüfung durch den Eigenbetrieb zu tragen sind.  
 
 

5. zu § 24 Anhang, Anlagenspiegel  
§ 24 Absatz 1 wird in Übereinstimmung mit den Änderungen in der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen angepasst. Je nach Größe des Eigenbetriebs ergibt 
sich diese Angabe aus der Anwendung § 285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 
selbst, so dass auf eine gesonderte Vorgabe verzichtet werden kann. In der Folge wird 
Absatz 2 zu Absatz 1 und die Absatzbezeichnung kann entfallen.  
 
 

6. zu § 25 Lagebericht  
§ 25 kann entfallen, da sich die Aufstellung des Jahresabschlusses in sinngemäßer 
Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für Kapi-
talgesellschaften ergibt. Je nach Größe ist zukünftig ein Lagebericht zu erstellen, des-
sen Inhalt sich dann nach den einschlägigen Vorschriften im Handelsgesetzbuch rich-
tet. Einer gesonderten Vorschrift bedarf es daher nicht mehr.  
 
 

7. zu § 26 Rechenschaft  
Die Änderung in Absatz 1 Satz 1 und 3 stellen einen Rechtsverweis zu § 21 „Aufstellung 
des Jahresabschlusses und Prüfung“ her. Die Absätze 2 bis 4 werden infolge der vor-
gesehenen Änderungen an diese angepasst.  
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8. zu § 27 Anwendung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements  
Es handelt sich um eine Folgeänderung.  

 
 
Artikel 7 
Änderung der Verordnung über kommunale Unternehmen und Einrichtungen als An-
stalt des öffentlichen Rechts 
 
1. zu § 7 Umwandlung von Regiebetrieben  

Die Änderung ist redaktioneller Art. 
 
 

2. zu § 22 Aufstellung des Jahresabschlusses und Prüfung  
§ 22 Absatz 1 sieht vor, dass für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ein Jah-
resabschluss in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften aufzustellen und zu prüfen ist, soweit 
aus der Verordnung selber oder aus der Unternehmenssatzung nach § 5 nichts ande-
res ergibt. Damit wird die Regelung aus § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen sinngemäß auch auf die Unternehmen 
übertragen, die der genannten Verordnung unterfallen. Auf die Ausführungen zu Artikel 
1 zu Ziffer 15 wird verwiesen.  
 
Absatz 2 Satz 1 ordnet an, dass der Jahresabschluss zu prüfen ist. Für die Unterneh-
men im Geltungsbereich der genannten Verordnung ergibt sich damit – unabhängig 
von der Größe – eine Prüfungspflicht für den Jahresabschluss. Satz 2 nimmt einen 
Regelungsinhalt auf, der bisher in § 103 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen selbst geregelt war. Satz 3 erstreckt die Jahresabschlussprüfung auch auf 
den Lagebericht, sofern dieser - aufgrund der jeweiligen Größe und/oder Rechtsform - 
zu erstellen ist.  
 
Absatz 3 sieht vor, dass die Aufwendungen für die Jahresabschlussprüfung durch das 
Unternehmen zu tragen sind.  
 
 

3. zu § 25 Anhang, Anlagenspiegel  
Für den Anhang und die dort zu tätigen Angaben gelten die Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches. Insofern bedarf es keiner gesonderten Vorgaben 
im Rahmen dieser Verordnung, so dass der Absatz 1 gestrichen werden kann. In Ab-
satz 2 entfällt in der Folge die Absatzbezeichnung. 
 
 

4. zu § 26 Lagebericht  
Für den Jahresabschluss gelten die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-
setzbuches für Kapitalgesellschaften. Eine gesonderte Vorschrift über die Abfassung 
des Lageberichtes ist daher entbehrlich. In der Folge kann § 26 aufgehoben werden.  
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5. zu § 27 Rechenschaft  
Durch die Änderung in Absatz 1 wird auf die Generalnorm über die Aufstellung des 
Jahresabschlusses und seiner Prüfung in § 22 verwiesen. Da die Vorschriften im Drit-
ten Buch des Handelsgesetzbuches Regelungen über den Aufstellungszeitraum, die 
Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses und eines etwaig zu erstellenden 
Lageberichtes enthalten, kann die Überschrift auf den inhaltlichen Kern „Rechenschaft“ 
reduziert werden. Absatz 2 kann gestrichen werden, da die Inhalte in die Generalnorm 
des § 22 aufgenommen werden. In der Folge wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 2 
und redaktionell geändert gefasst.  
 
 

Artikel 8 
Inkrafttreten, Übergangsregelung 
 
Artikel 8 Absatz 1 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Wirkung vom 31. Dezem-
ber 2023. Im Wege einer Übergangsregelung in Artikel 8 Absatz 2 wird gewährleistet, dass für 
bis zum Tag der Verkündung dieses Gesetzes beschlossene und veröffentlichte Haushalts-
satzungen das vor dem 31. Dezember 2023 geltende Recht weiter fort gilt und vor Verkündung 
bereits beschlossene und veröffentlichte Haushaltssatzungen mit Blick auf das rückwirkende 
Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtmäßig bleiben und nicht neu aufgestellt werden müssen. 
 
Die damit bei erst nach diesem Zeitpunkt erfolgender Verkündung des Gesetzes eintretende 
Rückwirkung ist unbedenklich. Es handelt sich um eine grundsätzlich zulässige unechte Rück-
wirkung. Haushaltssatzungen für das Haushaltsjahr 2024 (oder im Falle eines Doppelhaushal-
tes 2024/2025), die vor der Verkündung dieses Gesetzes im Rat beschlossen und nach einem 
Anzeige- beziehungsweise Genehmigungsverfahren öffentlich bekanntgegeben werden, sind 
nach dem bis dahin geltenden Recht aufgestellt, beraten, beschlossen und veröffentlicht wor-
den.  
 
Mit dem rückwirkenden Inkrafttreten finden die Erleichterungen im Hinblick auf die Jahresab-
schlusserstellung hingegen bereits für das Haushaltsjahr 2023 Anwendung (insbesondere 
Verlängerung des Aufstellungszeitraumes von drei auf sechs Monate, automatische Erhöhung 
der Ausgleichsrücklage durch einen Jahresüberschuss, sofern dieser nicht für den Haushalt-
sausgleich verwendet wird).  
 


